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Zur Erſten Ausgabe e als Beilagen
lamentsbeilage Verhandlungen des Reichstags

vom 11.) und der illuſtrirte Roman von Ottomar Beta
„Jm Weltbrande“ S. 45--48.

Halle, den 12. Januar.
Fürſt Bismarck

hat geſtern die lange bange Erwartung gelöſt: er iſt im
eichstage erſchienen und hat geſprochen. Wir haben

bereits geſtern Abend einem Theil unſrer Halleſchen
Leſer die Verhandlungen des Reichstags, beſonders
die Rede Bismarcks telegraphiſch als Extrablatt
mittheilen können; das Auftreten Moltke's bis zum Er-
ſcheinen des Fürſten konnte auch noch als Depeſche in der
2. geſtrigen Ausgabe vermerkt werden. Die pöttiſche
Skizze, die der Pariſer Figaro“ von der Rede Bismarcks
entwarf und die wir ebenfalls in der 2. Ausgabe geſtern
unter den Depeſchen brachten, mußte ſich in manchen
Punkten als richtig erweiſen. Die hervorſpringenden Punkte
des Themas, welches die Rede Bismarcks ausführen mußte,
waren ja ſozuſagen für jeden gegeben. Der Kanzler hielt
eben die Rede, die Alles erwartet hatte; er ſprach von
den Beziehungen Deutſchlands zum Auslande,
vehandelte die innere Lage, Bulgarien, Konſtanti-
nopel, die Karolinen, kurz Alles, was den Herren inter-
eſſant ſein mochte, und was ſie erwartet hatten, auch die
Frage der Auflöſung des Reichstags. Jndeſſen hat
der geiſtreiche Verfaſſer des franzöſiſchen Artikels ſich in
zwei Hauptſachen getäuſcht: erſtens iſt Frankreich keines-
wegs verächtlich behandelt worden, wie er es ſich aus
malte, ſondern mit einer gewiſſen Hochſchätzung bei allem
Ernſt des Hinweiſes auf den Charakter der Franzoſen
zweitens iſt die Nothwendigkeit der Freundſchaft
mit Rußland in einer ſelb bei Bismarck faſt uner-
wartet offenen und draſtiſchen Weiſe betont worden unter
Hervorhebung des Fortbeſtandes der DreiKaiſer Allianz
und der Geringfügigkeit der bulgariſchen Wirren für uns.

Jm Allgemeinen iſt die Situation gezeichnet, wenn
man er daß Fürſt Bismarck die Anſchauung und das
Urtheil der verbündeten Regierungen, ſeiner eige-
nen Perſon und Moltkes in ſeiner Rede zuſammen
faſſend zum Ausdruck brachte gegenüber den Meinungen
Richters, Windthorſts und Grillenbergers.

Auch Moltke's. Denn die Verhandlung begann mit
einer bedeutungsvollen Rede des greiſen Feldmarſchalls,
welcher Gewicht darauf legte, daß Deutſchland ſtark ſein
müſſe, um ſeine Rolle als Vermittler des Friedens durch
zuföhren: „wird die Vorlage abgelehnt, dann
haben wir nach meiner Ueberzeugung ganz ſicher
den Krieg.“ Das Heer ſo legte Graf Moltke dar
iſt das vornehmſte Jnſtitut, welches alle bür-
e und politiſche Freiheit, unſere Unab-
ängigkeit ſchützt, mit dem Heere ſteht und
ällt dieſelbe. eshalb darf es auch auf kein Pro

viſorium geſtellt werden, ſeine Tüchtigkeit beruht auf
r dauernden und unerſchütterlichen Grundlage Die

ugen Europas ſind ſo mahnte der Feldmarſchall
auf den Reichstag gerichtet, und deshalb ver-

lange er von dem Patriotismus deſſelben die unveränderte
Annahme der Vorlage.

Die Vertretung der Freiſinnigen übernahm daraufderen nomineller Fahrer, Frhr. von Stauffenberg,
welcher zeigte, daß er ſich bei Behandlung der Militär-
frage auf große politiſche Geſichtspunkte zu ſtützen nicht
im Stande war, er beſchäftigte ſich mit militäriſch-tech
z Details, wie es die Freiſinnigen auch in der Kom-
m n gethan haben.

Rach ihm alſo ergriff Fürſt Bismarck das Wort
S 7 Rede, welche dem ganzen Lande volle

die Tragweite der Beſchlüſſe verſchafft, welche der
Reichstag zu faſſen im Begriff ſteht. Der Kanzler, der
mit Ruhe und mit kräftiger Stimme ſprach, ſtellte zum
Eingang ſeiner Rede als das Motiv der Vorlage die
Ueberzeugung der verbündeten Regierungen hin, daß die

Wehrkraft nicht diejenige Bürgſchaft für die
Sicherheit unſerer Grenzen bietet, auf welche die Nation

ein Recht hat. Dieſe ihre Ueberzeugung gründet ſich
o führt er aus auf das Urtheil aller nicht nur in

ſchland, ſondern ſelbſt in Europa als ſolcher aner-
kannten militäriſchen Autoritäten. Ueber dieſes Urtheil
wollen die Herren Richter, Windthorſt und Grillenberger
ihr ſtellen. Daß dieſelben glauben in militäri-
ſchen Dingen beſſer Beſcheid zu wiſſen, ſei doch kaum an

es müſſen alſo für ihr Verhalten noch andere
ründe vorliegen. Man legt der Regierung die unver-

nünftigſten Motive für ihre Vorlage unter, ſo z. B. daß
ſie damit eine Handhabe für neue Steuern gewinnen wolle.
Dieſer Gedanke ſei geradezu kindiſch und abſurd; der
moraliſche Werth einer ſolchen Jnſinuation ſei derſelbe,
wie wenn man von der gegenwärtigen Oppoſition ſage,
daß ſie nicht wolle, daß Deutſchland in dem nächſten
Kriege glücklich ſei. Man könne auch nicht ſagen, daßder vie die Vorlage eingebracht habe, um eine kriegeri

ſche Politik zu führen. Die Kaiſerliche Politik iſt
gewichtige W die Kriege von 1866 und 1870 waren
855 tliche Nothwendigkeiten, nicht aber Beweiſe für eine

egeriſche Politik. „Wir haben keine kriegeri-
ſchen Bedürfniſſe, wir ſind ſo zu ſagen ein
ſaturirter Staat.

Halle, Donnerstag, 13. Jannar 1887.
(Ausgegeben am 12. Januar Vormittags.)
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letzten 16 Jahren nur im Auge gehabt, den Frieden zu
erhalten. Die Aufgabe war keine leichte. Wir ſuchten ſie
dadurch zu löſen, daß wir diejenigen Staaten zu ver-
ſöhnen ſuchten, mit denen wir Krieg geführt hatten. Es
iſt dies vollſtändig mit OeſterreichUngarn ge-
lungen. Wir ſtehen mit dieſer Macht, nachdem wir uns
über alle ſtreitigen Fragen mit ihr auseinandergeſetzt,
in einem ſo ſichern und vertrauten Verhältniß, wie es
nie in dem deutſchen Bunde oder in dem alten heiligen
römiſchen Reich deutſcher Nation geweſen. Mit Ruß-
land ſtehen wir ſeit Langem in den beſten Beziehungen
das Verhältniß der drei Kaiſermächte war für Europa
von großem Segen, ſeine Quelle war die heilige Allianz,
welche in weiterer Folge zu einem großartigen wirth-
ſchaftlichen Aufblühen führte, von dem man ſich einen
Begriff machen kann, wenn man die Jahre 1816 und
1886 in Vergleich bringt. „Unſere Freundſchaft mit
Rußland iſt über jeden Zweifel erhaben. wir er
warten keinen Angriff von Rußland, alle Argumente,
welche man hieraus für die Militärvorlage entnommen,
ſind hinfällig. Wir leben mit Rußland in freundſchaft-
lichen Beziehungen, und dieſe werden unſererſeits keines-
wegs geſtört werden. Jch glaube auch nicht, daß Rußland
nach Bündniſſen ſucht, um uns anzugreifen. Wir werden
auch Händel mit Rußland nicht haben, wenn
wir nicht nach Bulgarien gehen, um ſie dort zu
ſuchen.“ Der Kanzler wies dann auf die Bemühungen
der oppoſitionellen Preſſe hin, die uns vor wenigen
Monaten zu einem Kriege mit Rußland treiben wollte.
„Jch hätte wegen Landesverraths vor Gericht geſtellt
werden müſſen, wenn ich mich auf dieſe Dummheit ein-
gelaſſen hätte.“ Uns iſt es ganz gleichgiltig, wer in
Bulgarien regiert und was aus Bulgarien wird, „wir
werden uns das Leitſeil der bulgariſchen Frage nicht um
den Hals werfen laſſen, um uns mit Nußland zu brouilliren,
die Freundſchaft mit Rußland iſt uns dazu zu wichtig!“
Schwierig bleibt es trotz alledem, zwiſchen Oeſterreich
Unzarn und Rußand zu vermitteln. Wir bemühen uns,
den Frieden zu erhalten, laufen dabei aber freilich Gefahr,
daß wir in Oeſterreich und namentlich in Ungarn für
ruſſiſch, in Rußland für öſterreichiſch gehalten werden,

aber das iſt gleichgiltig, wenn wir damit nur unſer
Ziel, den Frieden zu erhalten, erreichen.

Die Bemühungen, unſere Beziehungen zu Frank-
reich zu verbeſſern, ſind nicht erfolgreſch geweſen.
Zwiſchen Deutſchland und Frankreich den Frieden zu er
halten, iſt ſchwerer. Wir haben bie her Alles gethan,
was in ſeinen Wünſchen gelegen, nur eins können wir
ihm nicht geben: Elſaß-Lothringen! Wir haben freilich
nicht die Abſicht, einen Krieg zu führen. Man darf auch
ſelbſt dann nicht einen Krieg führen wollen, wenn man
überzeugt iſt, daß derſelbe doch ſpäter nothwendig werden
würde, weil man nicht weiß, ob es nicht dennoch in
Gottes Plan liegt, daß derſelbe uns erſpart bleibt. Von
dieſem Geſichtspunkt aus hat der Kanzler auch im Jahre
1867 wegen der Luxemburgiſchen Frage lieber einen
friedlichen Ausgleich geſucht. Wenn die Franzoſen
ſo lange Frieden halten wollen, bis wir ſie an
greifen, dann iſt der Friede endlos. Aber auf
ein derartiges Verhalten der Franzoſen können wir uns
nicht verlaſſen.

Wir müſſen alle Fälle, fuhr der Kanzler fort, in's Auge
faſſen. Als es ſich im Jahre 1871 darum handelte, welche
Friedensbedingungen wir Frankreich auferlegen ſollten, war die
Wahl zwiſchen Belfort und Metz geſtellt. Ausſchlag gebend
dafür, daß Metz behalten wurde, war der Umſtand, daß Metz
eine Armee von 100000 Mann werth iſt. Metz unter ſolchen
Umſtänden fallen laſſen, das wäre etwa gleichbedeutend ge
weſen mit der Verweigerung der 16000 Mann, welche die Re
gierungsvorlage zur Verſtärkung der Wehrkraft fordert, denn
in ſieben Jahren bilden dieſe 16000 Mann eine Armee von
100000 Mann. Wenn wir aber auch Frankreich unter keinen
Umſtänden angreifen werden, ſo ſind wir von Frankreich nicht
eines gleichen Verhaltens ſicher. Jn Frankreich werden alle
Geſchicke nur von energiſchen Minoritäten entſchieden, dieſe ſind
es, welche von jeher das Feuer geſchürt haben. Zu der gegen-
wärtigen Regierung des Miniſterpräſidenten Goblet und des
Miniſters des Auswärtigen, Flourens, hat der Kanzler ein
feſtes Vertrauen ebenſo, wie er es zu Ferry und Freycinet
hatte. So lange jene am Ruder ſind, iſt Alles gut. Aber auch
die friedliche Geſinnung eines großen Theils der franzöſiſchen
Bevölkerung darf uns nicht einlullen und in Sicherheit wiegen.
Niemand weiß, wer dort an's Ruder kommen wird; auf fried-
liche Verſicherungen können wir uns nicht einlaſſen, „Worte ſind
keine Soldaten, Reden keine Bataillone“, und wenn wir den
Feind im Lande haben, dann würde er uns auslachen. Die
Möglichkeit, von Frankreich allein angegriffen zu werden iſt ein
hinreichender Grund für die Vorlage. Je ſtärker wir ſind,
deſto unwahrſcheinlicher wird der franzöſiſche J Sobald
Frankreich die Ueberz-—ugung hat daß wir geſchlagen werden,
dann fängt es den Krieg ſicher an. Dieſe Ueberzeugung kann
e bei den Franzoſen auf verſchiedene Umſtände gründen- auf

ündniſſe, auf unſere geringere Wehrkraft, auf ein beſſeres
Gewehr und dergleichen. Man unterſchätzt die Macht Frank-
reichs, wenn man meint, mit ihm allein werden wir auch ohne
n der Wehrkraft fgriß werden. Wenn unſere militäriſchen Autoritäten ſagen. die Verſtärkung iſt nöthig, ſo gehört
dazu der traurige Muth eines Miles gloriosus zu ſagen, es iſt
nicht nöthig. Abgeordnete, welche ſich einer ſolchen Ueber
hebung ſchuldig machen, müßtn, wenn ſie das Land ins Unglück
e vor Gericht geſtellt werden. In Frankreich giebt das
Parlament Alles willig hin, was zur Stärkung der Wehrkraft
verlangt wird; mit einem gewiſſen Mitleiden ſehen die fran
zöſiſchen Blätter auf unſere varlamentariſchen Vorgänge. Nie-
mand giebt uns die Garantie, daß wir in einem Kriege mit
Frankreich nicht geſchlagen werden. Werden wir geſchlagen, ſo

mit ihm im Jahre 1871. Wir werden wie 1807 bis auf's Blut
ausgepreßt werden, damit der niedergeworfene Feind dreißig
Jahre lang nicht daran denken kann, wieder aufzuſtehen. Viel-

Die Kaiſerliche Politik hat in den leicht wird Frankreich dann die Wiederherſtellung des König-

wird Frankreich mit uns nicht ſo glimpflich verfahren, wie wir

179. Jahrgang.

z gen verlangen, vielleicht wird es dem Parlamente
die Rechte, welche der Kaiſer ihm verwehren zu müſſen glaubt,
gewähren, vielleicht ſogar noch Schlimmeres thun! Freilich wenn
wir ſiegen, dann werden wir uns ebenſo u dafür zu
ſorgen, daß Frankreich mindeſtens ein volles Menſchenalter
hindurch Frieden und Ruhe hält.

Alsdann ging der Kanzler auf die parlamentari-
ſche Seite der Frage über. Der Bundesrath übernimmt
die Verantwortung nicht, mit einem geringeren Heere auszu-
kommen. Der oberſte Zweck des Bundes iſt der Schutz deſſel
ben; dieſer darf nicht durch parlamentariſche Jnſtitutionen ins
Schwanken gebracht werden. Die verbündeten Regierungen
ſetzen ihre volle Autorität dafür ein, daß das Reich nicht min
der geſchützt iſt, als wie es nach dem Urtheil der militäriſchen
Autoritäten nöthig iſt. Sie verlangen die Erneuerung des
Septennats; dieſe ſteben Jahre werden gefordert, weil ſie
bisher üblich waren. Sie ſind das Ergebniß eines Kompro-
miſſes im Jahre 1874. Je länger die Dauer der Feſtſtellung
der Präſenzſtärke, deſto größer iſt die Zahl der Soldaten. die
wir für den Kriegsfall haben, deſto weiter entfernt die Mög
lichkeit eines Konfliktes. Bisher hat der Bundesrath alle Be
ſchlüſſe des Reichstags coulant behandelt, auch wenn ſie von
der Regierungsvorlage abwichen; derſelbe hat aber zweifellos
das Recht, jedem abgeänderten Geſetz ſeine Zuſtimmung zu ver-
ſagen. Seine Nachgiebigkeit findet eine 7 ander Sorge für die auswärtige Sicherheit, ein Beſchluß,
durch welchen das Reich wehrloſer gemacht wird, hat nie-
mals auf die Zuſtimmung der verbündeten Regier-
ungen zu rechnen. Jedesmal bei dem Septennat entſteht die
Beſorgniß vor einem Konflikt. Warum ſollen ſolche Kriſen
vervielfältigt, alle drei oder womöglich alle Jahre heraufbe
ſchworen werden Wenn die Vorlage abgelehnt wird, was wird
dann die Folge ſein? Dann wird von ſelbſt die Präſenjſtärke
ſteigen, und zwar auf Grund von Artikel 59 der Verfaſſung,
welcher lautet: „Jeder wehrfähige Deutſche gehört ſieben
gapre lang dem ſtehenden Heere an. Dann kann der

aiſer allein die Modalitäten der Ausführung des Artikels be
ſtimmen. Der Reichstag hat auch nicht einmal das Recht, die
Mittel zu verweigern; denn in Artikel 62, Abſatz 4 heißt es:
„Bei der Feſtſtellung des MilitärAusgabe-Etats wird die auf
Grundlage dieſer Verfaſſung geſetzlich feſtſtehende Organiſation
des Reichsheeres zu Grunde gelegt. Wenn die Verſtändigung
nicht möglich, tritt die Kaiſerliche Machtoollkommenheit ein.
„Seien Sie ſo mahnte der Kanzler zum Schluß doch nicht
küſtern nach Kriſen. Sie kompromittiren ſich ohne
NRoth, denn wenn Sie nichts bewilligen, tritt die
r r die Sie nicht geleſen haben. Die ver-bündeten Regierungen halten unbedingt an demvollen Septennat feſt und weichen kein Haar breit davon
ab. Sie werden das Heer niemals von wechſelnden Majoritä
ten abhängig machen! Die jährlichen Feſtſtellungen, das Ver
ſchwindenlaſſen einmal geſchaffener Bataillone ſind Phantaſie-
gebilde, iſt eine abſolute Unmöglichkeit Wir wollen ein
kaiſerliches Heer, nicht ein Parlamentsheer, welches
von den Herren Windthorſt und Richter befehligt
wird. Schon die Thatſache, daß es Leute giebt, welche
etwas für möglich halten, dcängt dazu hin, lieber an die
Wähler zu appelliren. Wie kann der Reichstag glauben
daß er einſeitig die Präſenzſtärke feſtſtellen kann, wie kann er
(auben, daß der Kaiſer in ſeinem 9l. Lebensjahr ſeine
chöpfungen, ſein Heer und das Reich, zerſtören laſſen wird

Auf lange Verhandlungen hierüber werden ſich die
verbündeten Regierungen nicht mehr einlaſſen, der
Reich?tag möge daher die Vorlage möglichſt bald
und vollſtändig annehmen.

Lebhafter, lang andauernder Beifall, der von der
Oppoſition kaum zu ſtören gewagt wurde, folgte dieſer
Rede des Kanzlers, durch welche ſchnell alle Ungewißheit
beſeitigt und die von der Oppoſition und Militärkommiſſion
verbreitete dumpfe Atmoſphäre gereinigt und geklärt
worden iſt. Die Ueberraſchung hatte den ſonſt ſo regen
Widerſpruch getödtet und es dauerte lange, ehe die Oppo
ſition wieder zu ſich kam. Der Chef der vereinigten Nein
ſager mußte allen Witz neben der allbekannten Gewunden
heit aufbieten, um einigermaßen Ordnung in die wan
kenden Reihen ſeiner Mannen zu bringen, die erſt dann
wieder aufathmeten, als Dr. Windthorſt ihre Laune mit
einigen ſeiner bekannten Späße anfmunterte. Aoer auch
er hatte ſich offenbar geſagt, gegen dieſe Logik der That
ſachen, wie ſie aus der Rede des Kanzlers ſo klar und
ſcharf hervortrat, hilft keine Pfiffigkeit auf die Dauer,
die Schlacht iſt verloren. War Herr Windthorſt
ſchon ſehr unruhig, während der Kanzler ſprach, ſo zeigte
er ſich geradezu beunruhigt, als er den Kanzler
widerlegen trachtete. Die Genugthuung aber hat er:
iſt der Chef der Oppoſition, Führer der Ultramontanen
und Freiſinnigen. Das iſt Herr Windthorſt; er geberdet
ſich als ſolcher und wird als ſolcher jetzt allgemein aner-
kannt, auch vom Reichskanzler, welcher von der vor

Rede des Herrn von Stauffenberg gar keine
Notiz nahm und ſich nur mit Herrn Windthorſt be
ſchäftigte. Herr Richter, den ſeine Fraktion „kalt ge-
ſtellt“ zu haben ſcheint der Antrag Stauffenberg, der
heute eingebracht worden, widerſpricht ja Allem, was
Herr Richter bisher vorgeſchlagen verhjielt ſich heute
auffällig ſtill.

Die Mitglieder des Reichstags waren in der Sitzung
zahlreich erſchienen, die Zuhörertribünen erfüllt, und Hun
derte von Menſchen, welche vergeblich Zutritt verlangten,
umlagerten das Reichstagsgebäude. Prinz Wilhelm
erſchien in der Hofloge, um Zeuge der Vorgänge zu ſein.

Wie der Leſer geſehen, hat der Kanzler ſich für eineetwaige Auflöſung des Reichstags an die Punkte

als beſonders ins Gewicht fallende berufen, die
in der Abhandlung „Artikel 60 der Reichsver-
faſſung“, in der 2. Beilage der geſtrigen 2. Ausgabe
eingehendſt keleuchtet wurden. Unſere Leſer ſind alfo
hierüber auf's Sorgfältigſte unterrichtet.
Im Uebrigen verweiſen wir auf den ganz aus

ichen Parlamentsbericht, den wir als Beilage
geben.

Politiſche Mittheilungen.
Der Kaiſer verblieb während der vorgeſtrigen

S iter fand verAbendſtunden in ſeinem Arbeits



den Kaiſerlichen Majeſtäten eine kleinere Theegeſellſchaft
ſtatt. Geſtern Vormittags nahm der Kaiſer die üblichen

e entgegen und empfing darauf zur Entgegennahme
perſönlicher Meldung den zum Kommandeur der Kavallerie
Diviſion des 15. Armee- Corps ernannten Generallieute
nant von Gottberg, den königlich bayeriſchen MilitärBe-
vollmächtigten General Major Ritter von Xylander, den
Major Frhrn. von und zu Egloffſtein vom Schleſiſchen

treten und Oeſterreich veranlaſſen, Rußland unter der
Garantie baldiger Räumung Bulgariens gewähren zu
laſſen. Szapary hat nach der „Neuen Freien Preſſe“
demiſſionirt, bleibt jedoch proviſoriſch im Amte.

Frankreich. Senat. Der Präſident Carnot er
klärte in ſeiner Anſprache, daß der Wohlſtand Frank-
reichs von zwei Bedingungen abhänge: von der
Feſtigkeit im Jnnern und dem Frieden nach außen.

ſeine goldene Hochzeit zu feiern. Niemand ahnte. daß ſein
ſchon ſo nahe ſei. Da man ihn liebte und ehrte
wird ſein Hinſcheiden allgemein tief betrauert.

Ueber H T pnien r h
eber Hrn. Lüderitz ſchreibt die „WeſerZtg.“: 9Adolf Lüderitz. Chef des Hauſes F. A. E. re iſt

letztem Frühjahr in Südweſtafrika. Er hat verſchiedene Re
im Lande unternommen. Jetzt fehlen allerdings Nachrig

Ülanen Regiment Nr. 2., ſowie den Oberſt von Merkel, Ein Krieg würde nur den allgemeinen Mißſtand ver o ihm und es ſind dadurch in Kapſtadt Beſorgniſſe hervo
bisher im I. Hannoverſchen Dragoner Regiment Nr. 9, Die Völker wüßten dies ebenſo gut wie die i ehe n 7 e ich
welcher zum 3. Badenſchen Dragoner- Regiment Nr. 22. Regierungen. Frankreich ſei ein verſtändiges Land, in den Stationen oder mit den zur Aufſuchung ausgeſandten Er

ditionen wieder vereinigt. Ueber Herrn Lüderitz erfahrenverſetzt worden iſt. Mittags arbeitete der Kaiſer längere welchem der Nationalgeiſt nicht durch die Furcht vor dem
ferner noch, daß er den Orangefluß hinabgereiſt und anZeit mit dem Chef des Militär Kabinets. Auslande belebt zu werden brauche. Jn ſie ſei d s aDer Kronprinz empfing vorgeſtern den h keine Meilitärparte vorhanden, die Armee ſei weſentlich er 7 S wer e ws S

General und ehemaligen Botſchafter in London Grafen aus bürgerlichen Elementen zuſammengeſetzt. Frankreich Pequena ſegeln wollen. Als er aber bis zum 6. Dezember n
angekommen war, rüſtete man die „Meta“ aus, um ihn
ſuchen. Bisher blieb das erfolglos. Es iſt aber durchaus nCwiß, ob Herr Lüderitz den an kühnen Verſuch, durch

ee nach Angra Pequena zu wirkli t W rſrt

Schuwaloff, Bruder des ruſſiſchen Geſandten in wünſche den Frredc wenn aber ein Ereigniß dieſe ſeine
in Wünſche täuſchen ſollte, würde es beweiſen können, daß

es die letzten 15 Jahre nicht ohne Nutzen habe verſtreichen
laſſen. rankreich würde wie im vergangenen Es iſt nicht unmöglich, daß er ihn gar nicht angeſtellt o
Jahrhundert Legionen zu ſeiner Vertheidigung ſchnell wieder aufgegeben hat und nach dem Drangefluß zur
u ſchaffen wiſſen. Die Wahl des Präſidenten rer iſt, wo er mit verhältnißmäßig großer Sicherheit reif

ö. onnte. Auch könnte er von einem vorüberſegelnden Schiffe awurde vom Senat auf Donnerstag vertagt. genommen ſein. Es iſt alſo nicht ausgeſchloſſen, daß er ſ.
Rechte und die National- Deputirtenkammer. Bei Eröffnung der ganz wohl befindet.

Sitzung ſprach der Alterspräſident Blanc den Wunſch
aus, die bevorſtehende Seſſion möge eine glücklichere ſein
als die vorangegangene und eine Politik des Fortſchrittes,
der Sparſamkeit und der Arbeit inauguriren. Die Einig-
keit ſei eine abſolute Nothwendigkeit für die republika-
niſche Partei und das hauptſächlichſte Erforderniß des
Augenblicks, möchten deshalb die Parteien ſich bei allen
durchführbaren Reformen in Eintracht zuſammenfinden.
Floquet wurde zum Präſidenten der Kammer wieder-
gewählt.

Der Kriegsminiſter hat dem Miniſter ath Mit-
Bericht gemacht, der

Der Reichseinkommenſteuerantrag dreh
n freiſinnigen Partei kann nur, ſo ſagt die National-

liberale Correſpondenz, als ein Schachzug zu
i ationszwecken bezeichnet werden. Mit dem allgemeinend Ziel einer ſtärkeren nen der größeren Einnahmen
n u den Staatslaſten ſind auch die

iberalen einverſtanden, auch mit der Form einer Reichs
einkommenſteuer kann man ſich befreunden, wenn es ge
lingt, die großen praktiſchen Schwierigkeiten aus dem Wege
zu räumen, welche in der Verſchiedenartigkeit der beſtehen-

m den Einkommenſteuerſyſteme in den verſchiedenen Bundes
ſtaaten liegen. Aber die deutſchfreiſinnige Partei hat

n gar nicht den Verſuch gemacht, dieſe Schwierigkeiten
z beſeitigen, ſie überläßt das einfach dem Bundesrath.

nd dann, wenn man auch die Heranziehung der größeren
n Einnahmen zu höherer Beſteuerung billigt, ſo kann man
n doch dem Vorſchlag nicht zuſtimmen, eine ganz be-

Halle, den 12. Januar
(Der Abdruck unſerer Lokal nachrichten iſt nur mit

vollſtändiger Quellenangabe geſtattet.)
Durch eine heute Morzen ſtattgefundene Ray

wurden von den beiden Gensdarmen Daßler und Hartmz
aus Giebichenſtein in einem Strohdiemen bei Trotha v
Manns- und eine Weibsperſon aufgegriffen. Dieſelben war
wohnungslos geworden und hatten den Diemen zum Wint,
aufent alt gewählt, den ſie nun nolens vyolens verlaſ
mußten.

ſtimmte Staats ausgabe auf gewiſſe Volksklaſſen theilung von einem telegrgphiſchen
zu wälzen. Wo in aller Welt beſteht ein ſolches Geſetz?
Stärkere Heranziehung der großen Einnahmen zu den all
gemeinen Staatslaſten (aber nicht mit der Beſchränkung
auf einen beſtimmten einzelnen Zwech) iſt ein zu billigendes
gen das indeſſen praktiſch leichter und einfacher auf dem

ege der Landesgeſetzgebung zu erreichen iſt. Jn
dieſer Form und unter den obwaltenden Umſtänden aber
kann der Antrag nichts anderes bedeuten als ein agita-
toriſches Schlagwort für die Wahlen, deſſen ge-

h

über die in Tongking zu Anfang dieſes Monats vorgekom-
menen Ereigniſſe eingegangen war. Nach demſelben hatte ſich
in Thanhoaqa eine zahlreiche Abtheilung von Rebellen geſammelt
und ſtark verſchanzti. Zwei gegen die Befeſtigung gerichteten
Angriffe waren erfolglos: es wurden dabei 4 Offiziere ver
wundet, 5 europäiſche und 8 tongkingeſiſche Soldaten getödtet:
ſowie 15 europäiſche und 27 tongkingeſiſche Soldaten verwundet.
Unter Befehl des Oberſt Briſſond ſind alsbald Verſtärkungen
an Artillerie und Jnfanterie nach Thanhoa geſandt.

Rußzland. Der deutſche Botſchafter General
v. Schweinitz iſt nach Petersburg zurückgekehrt.

La dwirthſchaftlicher Central-Verein der Provinz
Sachſen, thüring. Staaten und Auhalt.

Hauptverſammlung am 11. Januar in Halle a. Saal
(Fortſetzung.)

az, Bericht der Deputation für Förderung dePferde- und Rindviehzucht. Referent Herr Landrath e
D. von Nathuſius-Althaldensleben. Die Mitglieder finde
die genaue Statiſtik über den Beſuch der im vorigen Jahre ge
haltenen Schauen in der Vereinszeitſchrift. Gegen die Vorjahr
hat ſich derſelbe nicht weſentlich verändert, auch in anderer v
ziehung ſind erhebliche Veränderungen nicht vorgekommen

fährliche demagogiſche Wirkung von der fortſchrittlichen Grofzbritannien. Der Sohn Lord Jddes- Die Fran im 4. Bezirk mußte ausfallen da ſich ein Vere

t tet h z, r Uebernahme derſelben nicht fand. i iPreſſe durch die Behauptung, die perſönlichen Militär- leigh's H. S. Northeote iſt von ſeinem Poſten als lisſicht vorhanden, daß ſämtliche W 77 W
Laſten ruhten überwiegend auf dem armen Mann, durch Beneralinſpektor des Geſchützweſens zurückgetre die erſte derſelben findet im Frühjahr n Torgau ſtatt.d en auf di Mia Leute, deren eblſece ten. Gutem Vernehmen nach beharrt Lord Jddesleigh die Schauen allein wurden die Erwartun en hie n
Patriotismus ſofort verfliege, wenn es an's Bezahlen auf dem Entſchluſſe, aus dem Kabinet auszuſcheiden. n Förderung der Pferde und Rindviehzucht ſtellt

l ehe, und andere aufrei ende Redensarten noch ge Es beſtätigt ſich, daß Goſchen als Candidat der Kon r en n nicht erfüllt und darum lenkte die Deputation gehe, z r ſervativen in dem Börſenbezirk von Liverpool auftreten wird; r Augenmer noch auf ein anderes beachtenswerthes Gebieſteigert wird. Wie wenig ernſt es die deutſchfreiſinnige der liberale Candidat iſt Neville. das der Bildung von Zuchtvereinen. Die hierin unter nommene
Partei ſelbſt bei andern Gelegenheiten mit einer beſon- Der Abgeordnete Dillon und die übrigen wegen u r W es Referent er

m deren Beſteuerung der reichen Leute genommen, hat ſie Theilnahme an einer ungeſetzlichen Verſchwörung Ange- inz Schleswig Holſtein

v

n ne i ii bei dem heftigen Widerſtand gegen eine Börſenbe- klagten ſind unter Kaution von je 50 Ppfd. Sterl. vor die ren a t
n ſteuerung und gegen die Verſuche, in Preußen die Ein Aſſiſen verwieſen. erreichen zu können, dazu wird der neue Generalſecretär Her
n kommenbeſteuerung in derſelben Richtung zu reformiren, Türkei. Die Pforte nahm auf Jnſpiration des von Mendel, der auf dieſem Gebiete zu Hauſe iſt, mit bei
m bewieſen. deutſchen Botſchafters, Herrn v. Radowitz, die Ver ar Bi d a r wen elSpeculantenkniffe. Nach Art. 249 d. Nr. 2 mittelung zwiſchen Rußland und Bulgarien auf. mit derſelben nicht vom Beſten ſteht. Nach dem Entwurf des
t des Reichsgeſetzes vom 18. Juli 1884 wird mit Gefängniß Unter Zuſtimmung des bulgariſchen Agenten in Konſtan- Herrn Rittergutsbeſitzer RimpauSchlanſtedt iſt dank des
i bis zu einem Jahre und zugl.ich mit Geldſtrafe bis zu tinopel, Vulkowitſch, wurde Zankoff von dem Großvezier freundlichen Entgegenkommens des Herrn Oberpräſidenten vo

zehntauſend Mark beſtraft, „wer in betrügeriſcher Abſicht nach Konſtantinopel berufen, um mit der Pforte über die
n auf Täuſchung berechnete Mittel anwendet, um auf den Eventualität der von ihr beabſichtigten Ernennung einer
t Curs von Actien einzuwirken.“ Zugleich kann auf Ver neuen proviſoriſchen Regierung in Sofia zu verhandeln.

luſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. Jſt die Der eventuelle Verzicht Rußlands auf die Jnſtallirung
Nordd. Allg. Ztg. recht unterrichtet, ſo wird neuerdings

Wolff in der Provinz Sachſen eine Bullenſtatiſtik aufgenommen
worden, die wohl manchen „ingerzeig gegeben, doch kein klares
Bild geſchaffen hat. n der, ſich anſchließenden Discuſſio
plädirte der Vertreter des Vereins Steigra, Herr von Hell
dorf für S von Prämien aus Staatsmitteln für
kleinere Landwirthe bezüglich der Rindviehzucht. Jhm tra

näher unterſucht, ob dieſe Strafbeſtimmungen nicht gegen
We Speculanten in Eiſenbahnactien in Anwendung zu
ringen ſein werden.

Der ultramontanen Deutſch. Reichsztg.“ meldet man
ans Rom: „Die preußiſche Regierung hat weitere Konzeſſionen
in der Ordensfrage in Ausſicht geſtellt, jedoch noch nicht
feſt zugeſagt.“ Die Redaktion der „Deutſch. Reichs itg. be
merkt nun zu dieſer ihrer eigenen Nachricht: „Man ſollte
faſt glauben, der Abſender des Telegramms wolle auch Stimm-
ung fürs Septennat machen.

Daß der deutſchfreiſinnige Abgeordnete
Dirichlet geſtorben, haben wir ſchon geſtern unter
den Telegrammen berichtet.
einem Nekrologe von ihm:

„Durch perſönliche Liebenswürdigkeit wußte er trotz ſeiner
ſcharfen ſchneidigen Art des Angriffs auch die Gegner zu ver
ſöhnen. Ze den letzten Jahren hat er einen erheblichen Theil
ſeiner außerordentlichen Arbeitskraft noch für die Journaliſtik

Die „Freiſ. Ztg.“ ſagt in

olitiſchen
entſchieden freiſinnigſften Boden. Nur in kirchlichen

Fragen trennte er ſich in früheren Jahren öfter von der Partei,
indem er, wie ſein Freund Löwe, geaen alle Vorlagen grwß

erei

J

t

des Mingrelier's als Fürſten von Bulgarien iſt wahr Hauptmann von Klatte-Wernrode bei und ſtellte das
ſcheinlich.

Bulgariſches. Die Mitglieder der bulgariſchen
Deputation beſuchten am II. d. Mts. zu Paris Clé-
menceau.

Serbien. Eine Meldung der „Polit. Correſp.“ aus
Belgrad von competenter Seite ſtellt aufs Entſchiedenſte
in Abrede, daß die ſerbiſche Regierung in Folge an-
e e montenegriniſcher Rüſtungen Truppen an die
Südgrenze habe abgehen laſſen. Alle hierauf bezüglichen

Meldungen ſeien lediglich Erfindungen.
Griechenland. Die Regierung hat auf die jüngſte

Note der Pforte betreffend die Haltung der grie-
chiſchen Konſuln in Kreta (wo bekanntlich Agitationen
für Grichenland ſich bemerkbar machten. Red.), erwidert,
daß ſie die bezüglichen Angaben zurückweiſen und es des-

Arbe n r di tik halb ablehnen müſſe, die ungerechtfertigter Weiſe ange fangreich zu werden, auch ſoll der Garanti s i5 g Voſſi t en, rantiefonds bereits vollw. an a Wöchentl es in r n ſchuldigten Conſuln abzuberufen. gezeichnet fein Nichtsdeſtoweniger bewilligt die Verſammlung
dte Sundiceg Tnd er in len Punkten anf als der Ehre des Vereins entſprechend, die geforderte Summ

Heer und Mariue.
F Ueber ven ſchon gemeldeten Tod des General-Lieut.

v. Alvensleben wird uns Näheres aus Schochwitz, den

rſuchen an das Vereinsdirectorium, auf ei e Aenderung der
geſetzlichen Beſtimmungen in Betreff Vertheilung ſolcher Prä
mien hinzuwirken. Das Directorium verſprach, in dieſem Sinne
thätig ſein zu wollen.

9. Vorlage eines Antrages der Deputation für
Förderung der Pferde- und Rindviehzucht, die Ge
nehmigung zur Zeichnung von 4 Garantieſcheine
à für die von der deutſchen Landwirthſchafts
Geſellſchaft projectirte, im Jahre 1887 in Frankfurt
a. M. abzuhaltende Ausſtellung unter den von der
Geſellſchaft übernommenen Verpflichtungen zu er
theilen und den Betrag für die event erforderliche
aber un wahrſcheinlich eintretende Leiſtung der Deck-
ung aus den der Deputation zur Verfügung geſtell-
ten, von derſelben nicht verwendeten Beiträgen zu
entnehmen Referent Herr Landrath a. D. v. Nathuſius-
Althaldensleben. Es iſt Uſus, daß bei dergleichen Ausſtellungen
Garantiefonds gezeichnet werden, die bisher nicht zur Verwend-
ung kamen. Die Frankfurter Ausſtellung verſpricht recht um

aus r d W tJ Beri über die ätigkeit der agricultur-
chemiſchen Verſuchsſtation Halle im Jah2 Jahre 1886, erſtattet von Herrn Profeſſor r. Märcker- Halle. Dem intert die irgendwie mit dem Kulturkampfe zuſammenhingen. ſchri Geſ hle e en d e le gee enenten dere e e e e e gie See e ehe e e etnicht beiwobnen. Eine Darmverhärtung feſſelte ihn an das Feben, General Lieutenant z. D., Rittergutsbeſitzer und Kirchen gegen 2902 im Vorjahre unterſucht der Kackgang ſt alſo keines fel

ohne daß er bettlägerig war. Der Tod des lebens hatron, von Schochwitz, Krimpe und Wis Er war am 10. wegs ein bedeutender zu nennen A an e bhjelle e t bei
n iſchen und. lebensfrohen Mannes trifft ſeine Gattin, ſeine April 1809 hier geboren, wurde am 3. Auguſt 1827 als Port.- zur Unterſuchung vor n Jahre 1886. a v Ja gee
9 Kinder und ſeine zahlreichen Freunde völlig unvorbereitet. Fahnrich dem tegiment der Gardes du Corps aus dem Kadetten 1885. 1990; hier alſo iſt eine Zunahme zu derz. ichne Die zur
m Den „Potsd. Nachr.“ iſt nunmehr wegen ihrer Mit- Corps überwieſen und 1828 zum Sekonde- Lieutenant ernannt. von der Station gemachte Einnahme war da denie ſprech T
u theilungen äber den Militärbevollmächtigten von Villaume Von 1831 bis 1843 war er R giments Adjutant 1842 wurde die finanzielle Lage derſelben iſt eine gute n en d ihr ein

n eine Vorladung zugegangen, auch hat die erſte Vernehmung er Premier-Lieutenant, erhielt 1844 den Charakter als Ritt Foribeſtand darum geſichert. Die alte Klage über den dlee Di
bereits ſtattgefunden. meiſter, wurde im nächſten Jahre zum überzähligen Rittmeiſter peretan der Kleeſaaten wird auch dieſes Jahr wieder laut ein

e „Die Be auftragten“. Jn der deutſchen Social befördert und 1846 zum Kommandeur der Leib Compagnie er denn von den eingeſandten Proben waren 1885 kleeſeidehaltig tro
d demokratie exiſtirt eine extreme Gruppe, welche mit den nannt. 1853 wurde er Major, 1856 zum etatsmäßigen Stabs- 21.5 gegen 243 im Jahre 1885 und 22.5 im Jahre 1884. kei
m „Führern“, d. h. der Fraction unzufrieden iſt, weil ſie offizier ernannt und im nächſten Jahre als Kommaändeur zum Angeſichts ſolcher Thatſachen frägt man ſich, was eigenilich die fül

10. HuſarenRegiment verſetzt. 1858 zum Oberſt-Lieut. befördert, Regierungs- Verordnung hieriu genützt hat? wim ihr nicht radical genug ſind und zu viel „parlamenteln“. erhielt er ein Jahr ſpäter das Kommando des Regts der Um dem Geſetz Nachdruck zu verſchaffen, müßten diejenige vom Die Beauftragten der Socialdemokratie in Berlin, welche Garde du Corps und einige Wochen darauf ſeine Ernennung Perſonen, die im Handel kleeſeidehalti gen Saamen verheuſt v s
m en früher ihre Unzufriedenheit kund gethan hatten, er als Oberſt, bekleidete infolge der Mobilmachung verſchiedene empfindlich beſtraft werden. Aber auch die Käufer müſſen M B
m ren neuerdings im Züricher „Socialdemokrat“: r I r daueggrawallerie ihrem eigenen Nutzen darauf achten, kleeſeidefreien Saamen uai „Statt im Reichstage den Beitelſack vor den gegneriſchen un h rer der Garde Kada c iu Du cm de F erwerben und er Ausſaat zu bringen. Was die Verſu n e
m Varteien zu ſchwingen, in den doch nie etwas fallen wird, was e ges gegen Doſterreſ h un Koninageene der erſ r anlangt ſo konnten dieſelben Dank s
n den Arbeiter ſatt machen kann, ſollten die Vertreter des Prole Walde wiſtere des Kavalerie Corps der Armee erſten der thätigen Mithülfe der praktiſchen Herren Landwirthe in m

tariats im Reichstage noch in viel höherem Grade als jetzt Armee. nahm ausgedehnter Weiſe ausgeſührt werden. Dies bezieht ſich si unter das Volk gehen um es aufzuklären, ſollten ſie die Tribüne an, dem Gefecht bei Problus und der Schlacht bei Königgrätz namentlich auf die Gerſteanbauverſuche in unſerer Provinz die
des Reichstags nur betreten, um von der einzigen Stelle herad re r wem van en r r be im letzten Jahre ein recht günſtiges Reſultat ergeben haben.

i u dem Volke zu reden, von der man noch frei zu ihm reden ſoördert. rei S en Krieg gezogen; ordem durch ausländiſche Gerſte zurückgedrängt, hat unſere
e e. er älteſte Sohn Arthur, Lieut. im Neumärkiſchen Dragoner- aalegerſte jetzt die ausländiſche Gerſte vollftänd lagen.ann, ſollten ſie unermüdlich und unerſchrocken agitiren, demon Fu i gerſte j er ig geſchlagenſtriren, organiſiren. Der Artikel erklärt ſich gegen die Theil Regiment, fand am 3. r Langenhof unweit Chlum ſeinen Referent erwähnt in recht lobender Weiſe das Vorgehen des e

nahme ſozialdemokratiſcher Abgeordneten an den Commiſſionen t er r ren r a rger Vereins für Landwirthſchaft, welcher durch ſeine 7e
und am Semorenkonvent „gegen das ganze Jnterpellir und der Tusbra h Wereag man ihm die Bew c ge Ausſtellungen von Gerſte die Landwirthe zur Erkenntniß 4 Tr
Amendirheldenthum.“ Die Parteileitung dürfe auch nicht mehr heidigung der Küſten von Dorum bis Enden wg r er bracht hat. daß es ſo nicht weitergehen könne. Jhm hat ſich be
ausſchließlich in den Händen der Fraction liegen. eind' gegen wiederum drei Söhne mit, von denen per iteſte n m e de

Oeſterreich. Eine Meldung des „P. Ll.“ beſagt: uſſo, als Premier- Lieutenant im Gefecht bei Bondy am 14, verſuchen ſchloſſen ſich Düngungsverſuche W Ehdiliſalpeter. 3
3 Schuwaloff, welcher dem Kaiſer Wilhelm eine Auguſt die Todeswunde empfing, während ſein Bruder Curt. verſtändig angewendet, hat ein ſchlechtes Erntereſultat, quautitativ ria h einen Hauptm. g. D. hierſelbſt, bei St. Privat la Montagne, wie qualitativ, nicht zu verzeichnen gehabt. Ammonigak, d. h. an
n eigenhändigen Brief des Czaren übergab, hat vielfach verwundet wurde. Jm März 1871 kehrte er wieder ſchwefel'aurer, läßt ſich unter gewiſſen Bedingungen gut an S

die Aufgabe, für Rußland eine gewiſſe Aktionsfreiheit zum Militär ReitJnſtitut zurück und wurde am 15. April wenden. Das Verhältniß der beiden Düngemittel zu einander 2
auszuwirken, falls eine bulgariſche Occupation noth deſſelben Jahres auf ſein Anſuchen zur Dispoſition geſtellt. ſtellt ſich wie 5 zu 4, d. man verwendet 5 Pfund Salpeter B
wendig wäre. Der Czar ſei entſ loſſen, der bulgariſchen Er zog nun mit ſeiner Familie auf ſein hier gelegenes Ritter- und nur 4 Pfund Ammoniak auf ein und dieſelbe Fläche. au

e Frage ein Ende zu machen. Bismarck ſolle in Aktion
gut, um ſeine übrige Lebenszeit in Ruhe zu genießen. Jm
vorigen Herbſte war es ihm vergönnt, z bei guter Geſundheit Stellt ſich für Ammoniak der Preis billiger, ſo kann dieſes

Düngemittel mit der Zeit dem Chiliſalpeter Concurrenz bereiten
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Referent beſpricht ſodann die Anbauverſuche mit Zuckerrüben
varietäten, die Verwendung der Diffuſionsrückſtände als Vieh
futter, die Verwendung der Thomasſchlacke als Düngemittel,
welche Verſuche erſt letzthin in unſerer Zeitung des Näheren
erörtert worden ſind. Jn Betreff ſeiner Veröffentlichungen
über die Rübenanbauverſuche proteſtirt Referent entſchieden
gegen die von Herrn Sombart aufgeſtellten Behauptungen,
die er als nicht r bezeichnet. Referent kann nicht
geben, daß ſeine hierin h Verſuche zu anderen Zwecken

mißbraucht werden. Ueber die Verſuche mit der Thomas
lacke wird den Mitgliedern demnächſt eine Schrift zugehen.n der Landwirthſchaft hatte man geglaubt, die e n
üngung auf eine gewiſſe Zeit telen zu können. Man iſt

davon abgekommen, da man einſehen n daß dieſe Art
Düngung bei der Beſchaffeuheit unſeres Bodens nicht wegzu
laſſen iſt. In Betreff der Anbauverſuche mit Hafervarietäten
kann ein t noch nicht bekannt gegeben werden. Die
Verſuche auf die higkeit der Weizenvarietäten, vom Merſe
burger Ve e an lanaeno, ſo hat die Station eine Mühle
exbaut, die vollſtändig in der Lage iſt, müller- und backfähiges

l, zu liefern. Sie iſt noch weiter gegen ſte hat einen
fen errichtet einen ihrer Diener das erlernen und

daun aus dem Backwaaren herſtellen Das Reſul-
tat iſt ein außerordentlich günſtiges geweſen, Die Anſicht eines
Herrn Sierke in Harburg, daß das Backverfahren aus eng
liſchen Weizenvarietäten beſſer ſein ſoll als das aus deutſchen
Weizenvarietäten iſt vollſtändig widerlegt; die in der Station
produzirten Backwaaren laſſen nichts zu wünſchen übrig. Nach
einigen kurzen Bemerkungen über den Klebergehalt der Weizen-
varietäten und die Verſuche in der Spiritusfabrikation, der er
auch weiterhin ſeine Aufmerkſamkeit widmen werde. ſchloß
Referent ſeinen intereſſanten Bericht. Die Anweſenden dankten
dem Redner durch Erheben von ihren Plätzen.

11. Mittheilung über den nunmehr erreichten Ab-
ſchluß der Organiſation des Landwirthſchafts-Stu-
diums an der Univerſität Halle. Referent: Herr Geh.
Regierungsrath Profeſſor Vr. Kühn- Halle. Referent giebt in
recht anſprechender Weiſe einen hiſtoriſchen Rückblick auf die
Entſtehung des landwirthſchaftlichen Jnſtituts, auf deſſen all
mälige Entwickelung und den jetzigen Stand deſſelben, den man
als einen recht erfreulichen bezeichnen kann. Schon in den vier-
ziger Jahren regte man die Errichtung einer ſolchen Anſtalt
an, es blieb aber ein frommer Wunſch, bis er vor 25 Jahren
an die Univerſität Halle für den landwirthſchaftlichen Lehrſtuhl
berufen wurde. Den Anſtoß hierzu hat der land wirthſchaftliche
CentralVerein bezw. deſſen damaliges Direktorium gegeben
und ihm iſt daher die jetzige Blüthe des Jnſtituts mit zu danken.
Viele harte Kämpfe hat es dem Referenten bei den vorgeſetzten
Behörden gekoſtet, ehe er das erreicht, was er erſtrebt. Selbſt
hat er die Grundſtücke, in denen ſich heute die Lehranſtalt, die
beſte derartige in Deutſchland, befindet, erwerben müſſen und
nachdem man geſehen, daß ſich dieſelbe bewährt. hat man end
lich die erforderlichen Mittel zum Weiterbetrieb bewilligt und
die Grundſtücke zum Selbſtkoſtenpreis angekauft. Als Referent
1861 nach Halle kam, ſagte er ſich, daß vom Lehrſtuhl aus
allein die Sache nicht in Fluß kommen könne; die Praxis müſſe
vielmehr die Theorie. die Wiſſenſchaft unterſtützen, und ſo ent
ſtanden denn nach und nach die verſchiedenen Lehranſtalten:
Thierarzneikunde, Maſchinenprüfungsſtation, der RaſſeThier
garten, die chemiſche Verſuchsſtation, Obſt- und Gartenbaukunde,
die heute recht nutzbringend für die Landwirthſchaft wirken.
Den Landwirthſchaft Studirenden ſtehen reichliche Sammlungen
nach jeder Richſung hin zur Verſügung, bei ihrem Studium
an hiefiger Univerſität ein nicht zu unterſchätzender Factor.
Referent erwähnt in höchſt anerkennender Weiſe der Verdienſte
der Herren Oeconomierath Vr Stadelmann und Ritterguts-
beſitzer v. Nathuſtus-Hundisburg, die weſentlich zur Er
reichung des jetzigen günſtigen Standes des Jnſtituts beigetragen
haben. Referent richtete zum Schluß die herzliche Bitte an die
Anweſenden, auch fernerhin dem Inſtitut ihre Theilnahme zu-
uwenden und falls ſie ihre Söhne die Landwirthſchaft er-
ernen laſſen wollen, ja darauf Acht zu geben, daß denſelben

neben der Praxis auch die Theorie, die Wiſſenſchaft zu Theil
werde. Der junge Mann muß bis zum 19. Vebensjahre das
Gymnaſium abſolviren, ſein Abiturientenexamen machen und
dann wenigſtens 2 Jahre die Hochſchule beſuchen, von der er,
mit einem Prüfungsatteſt des landwirthſchaftlichen Jnſtituts
werſehen, in das praktiſche Leben ais Landwirth eintritt. An
dieſer Norm muß. wenn etwas erſprießliches erreicht werden
ſoll. feſtgehalten werden; die dafür aufgewendeten Koſten werden
ihre Früchte ſchon tragen. Die Anweſenden dankten dem
Redner für ſeine intereſſanten Mittheilungen durch Erheben
von den Plätzen. Bis hierher wohnte Herr Regierungs

von Dieſt Merſeburg den Verhandlungen bei.
auſe.

12. Mittheilung der Petition des landwirthſchaft-
lichen Central-Vereins für Schleſien an den Herrn

r die Abſtellung der Stempelſteuer fürRübenlieferungsverträge betreffend. Die geſetzliche Be
ſtimmung, Rübenlieferungsverträge der Stempelſteuerpflicht zu
unterwerfen, belaſtet die Landwirthſchaft und darum iſt die von
dem ſchleſiſchen Verein angeregte Petition, die in Nr. 22 der
ſchleſiſchen landwirthſchaftl. Zeitung zur Kenntniß der Bethei-
ligten gebracht worden iſt, nur zu empfehlen. Nachdem noch
Herr Ferd. Knauer- Gröbers zu Gunſten der Petition geſprochen,
wurde beſchloſſen, das CentralDirectorium zu erſuchen, in gleicher
oder ähnlicher Weiſe den Willen der Verſammlung, dieſe
Stempelſteuer in Wegfall zu bringen, maßgebenden Orts zum
Ausdruck zu bringen.

13. Antwort aus dem Bureau des Reichstages auf
die von dem Central- Vereine an den Reichstag ge-
richtete Petition vom 8. Januar ecr., die Abwehr und
Unterdrückung von Viehſeuchen betreffend. Der
Reichstag hat in ſeiner Plenarſitzung am 6. d. Mts die Petition
abgelehnt, dafür aber eine Reſolution angenommen, nach welcher
den Wünſche der Je möglichſt Rechnung getragen wird.
Dies iſt durch die Zeitungen bekannt geworden.

14. Wie iſt dem übermäßigen Genuß von Brannt-
wein entgegen zu wirken? Referent für den Frageſteller
Verein Seehauſen Herr Deichhauptmann Schmidt-Herz-
felde. Jn dortiger Gegend iſt die Trunkſucht unter der Ar-
beiterbevölkerung zu Hauſe und es iſt wirklich an der Zeit,
geeignete Mittel zur Einſchränkung bezw. Beſeitigung derſelben
zur Anwendung zu bringen, ſei es auch auf geſetzlichem Wege.

Herr Ferd. Knauer- Gröbers hält dafür, datz dieſe Sacheeine (ocate ſei und darum auch von hier aus zu behandeln ſei.
Die Amtsvorſteher, denen das Geſetz hierin weitgehende Rechte
einräumt, können viel zur Verminderung der Trunkſucht bei-
tragen, wenn ſie nur wollen. Jn ſeinem Bezirk befindet ſich
kein Trunkenbold mehr und dies hat er lediglich der Durch
führung der getroffenen Beſtimmungen zu danken. Ueber dieſe
wichtige Frage laſſen ſich noch aus die Herren Landrath a. D.
von Nathuſius Graf von Wintzingerode, Rittergutsbe-
ſitzer Rimpau-Schlanſtedt, Amtsrath Zimmermann-
Benkendorf, Generalſekretär von Mendel, welch letzterer
namentlich auf die humanitären Beſtrebungen des deutſchen
Vereins gegen den Mißbrauch geiſtiger Getränke hinweiſt, deſſen

auch im Jntereſſe der Landwirthſchaft liegt.
Schluß der Verſammlung, die von Morgens 9 bis Nachmittags
nach 2 Uhr währte.

Schwurgericht am 11. Januar.
d der heutigen Schwurgerichts Verhandlung kamen die

trafſachen zur Verhandlung wider 1. den Landwirth Gottlieb
rnſt Gumlich aus Roitzſchjora wegen Urkundenfälſchung in

gewinnſüchtiger Abſicht und 2. den Handarbeiter Hermann Raſt
aus Bitterfeld wegen verſuchter et Der Gerichtshofbeſtand aus dem Landgerichts Direktor Meydam als Vorſitzenden,
dem Vandgerichtsrath Hartmann und dem Gerichts Aſſeſſor
Nügel als Beiſitzern und dem Referendar Winter als Ge-

richtsſchreiber. Die Staatsanwaltſchaft war durch den Staats
anwalt König vertreten und als pefeidzer fungirten für
Gumlich Rechtsanwalt Glimm und für Raſt Rechtsanwalt
Voigt. Als Geſchworene wurden ausgelooſt die Gutsbeſitzer
Berlin aus Brachſtedt, Eggeling aus Unterrißdorf, Laute
aus Siersleben, Mensdorf aus Noeſelwitz, Schönbrodt aus
Zöbritz und Zſchege aus Teicha, Holzhändler Graul aus

rotha, Fabrikant Herzog aus Wansleben, Kaufmann Meyer

aus Bitterfeld, Kaufmann Pilz von dort, Kaufmann Schulze
aus Merſeburg und Rittergutspächter Schmidt aus Ramſin.

Es wurde zunächſt die Anklage wider Gumlich ver-
handelt, welcher 40 Jahre alt und bereits 2 Mal wegen Dieb
ſtahls vorbeftraft iſt. Das dieſer u Grunde liegende
Sachverhältniß war nach der heutigen Verhandlung folgendes:

Der Angeklagte traf im Jahre 1885 in Düben mit dem
Commiſſionär Pedro Zſchieſche aus Tiefenſee zuſammen
und theilte demſelben mit, daß er eine kaufen wolle, aber
ein Geld vergeſſen habe, und daß er daher das Geld vom Vor-
chuß Verein t Düben entnehmen wolle. Er bat den Zſchieſche,

r ihn Bürgſchaft zu leiſten. Letzterer erklärte hierzu ſich auch
bereit und unter ſeiner ſchriftlichen Bürgſchaft erhielt Gumlich
denn auch vom Vorſchuß Verein in Düben 285 Mk. ausgezahilt.
Bevor Zſchieſche ſich jedoch zur Uebernahme der Bürgſchaft
bereit erklärt hatte, verſicherte ihm Gumlich, daß er ihm zur
Sicherheit ein Sparkaſſenbuch über 900 Mark übergeben werde,
welches Kapital er bei der Sparkaſſe in Delitzſch hinterlegt
habe. Zwei Tage darauf kam er auch zu Zſchieſche und über
ab dieſem das Sparkaſſenbuch mit dem Bemerken, daß ihm
aſſelbe volle Sicherheit biete, da nach Ausweis deſſelben

919 Mk. bei der Delitzſcher Sparkaſſe für ihn gebucht ſeien.
Nachdem ſich Zſchieſche überzeugt, daß Rückzablungen in dem
Sparkaſſenbuche nicht vermerkt waren, vielmehr das Blatt auf
der rechten Seite unbeſchrieben war, nahm er das Buch zu
ſeiner Sicherheit in Verwahrung. Das Kapital von 235 Mk.
wurde von dem Jpgetian e im Jahre 1886 in 2 Raten von
185 Pek. und 100 Mk. zurückgezahlt. Bei der letzten Zahlung
war Zſchieſche nicht zugegen, traf aber ſpäter mit dem ÄAnge-
klagten zuſammen und bei dieſer Gelegenheit äußerte letzterer,
daß es ihm leid thue, daß er die 100 Mk. zurückgezahlt habe.
Er habe nämlich die Abſicht, ſich nochmals beim Vorſchußverein
Geld zu borgen und Zſchieſche möchte daher zum Kaſſenrendanten
Rauſch gehen, und denſelben unter Vorlegung des Sparkaſſen-
buchs fragen, ob er gegen Verpfändung deſſelben dem Ange-
klagten Geld leihen wolle. Zſchieſche that dies auch, Rauſch er
klärte aber, daß er auf das Buch Geld nicht leihen könne, da
aus demſelben Blätter entfernt ſeien, was Zſchieſche bis dahin
nicht bemerkt hatte. Der Angeklagte hat in der Vorunterſuchung
zugeſtanden, daß er ein Blatt aus dem Sparkaſſenbuche, auf
welchem Rückzahlungen in Höhe von 900 Mk. gebucht waren,
herausgeriſſen habe, um den Zſchieſche glauben zu machen,
daß das Sparkaſſenbuch noch über 919 Mk. gelte und den-
ſelben hierdurch zu bewegen die obige Bürgſchaft für ihn zu
leiſten. Das aus dem Sparkaſſenhuche herausgeriſſene Blatt
hat ſich in der Wohnung des Angeklagten in einem Schranke
vorgefunden und iſt von der Ehefrau deſſelben dem Gendarm
und von dieſem dem Gericht übergeben. Jn der heutigen
Schwurgerichts- Verhandlung beſtritt der Angeklagte, das Blatt
aus dem Buche herausgeriſſen zu haben und gab an, daſſelbe
habe loſe im Buche gelegen und ſei von ihm nur deshalb in
den Schrank zurückgelegt worden, damit es nicht verloren gehen
ſolle. Er behauptete ferner, daß Zſchieſche ihm eine Sicherheit
nicht abverlangt, ihm im Gegentheil erklärt habe, er leiſte jeder-
zeit Bürgſchaft für ihn. Er habe dem Zſchieſche auch nicht ge
ſagt, daß er ein Sparkaſſenbuch beſitze, demſelben auch keinen
Auftrag gegeben, für ihn Geld zu borgen. Der Junge Zſchieſche
bekundete dagegen den Sachverhalt in der oben geſchilderten
Weiſe unter dem Hinzufügen, daß er etwas Zutrauen zu dem
Angeklagten zwar gehabt habe, da dieſer Beſitzer einer Wirth-
ſchaft ſei, daß er jedoch die Bürgſchaft für ihn nur deswegen
übernommen habe, weil derſelbe ihm von vornherein das Spar-
kaſſenbuch verſprochen habe. Die Staatsanwaltſchaft beantragte
hierauf, das Schuldig gegen den Angeklagten auszuſprechen,
auch die Frage in Betreff mildernder Umſtände zu verneinen.
Der Herr Vertheidiger plädirte auf Freiſprechung und bat
eventl. um Annahme mildernder Umſtände. Das Verdict der
Geſchworenen lautete auf Schuldig der Urkundenfälſchung unter
Zubilligung mildernder Umſtände. Die Staatsanwaltſchaft be
antragte in Folge dieſes Wahrſpruchs 6 Monat Gefängniß und
150 Mark Geldbuße, im Unvermögensfalle noch 1 Monat Ge-
fängniß. Der Herr Vertheidiger bat die Geldſtrafe fallen zu
laſſen, dem Angeklagten auch die Unterſuchungshaft auf die
Strafe anzurechnen. Der Gerichtshof erkannte dahin, daß der
Angeklagte der Urkundenfälſchung in gewinnſüchtiger Abſicht
ſchuldig, und deshalb zu 10 Monaten Gefängniß, wovon jedoch
2 Monat als durch die Unterſuchungshaft verbüßt zu erachten,
verurtheilt werde. Auf Antrag des Vertheidigers und unter
Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft wurde Gumlich vorläufig
aus der Haft entlaſſo n.

Es kam ſodann die zweite Sache wider den Handarbeiter
Raſt aus Bitterfeld, wegen verſuchter Nothzucht zur Verhand-
lung, bei welcher aber die Oeffentlichkeit aus geſchloſſen wurde.
Raſt wurde von den Geſchworenen für nicht ſchuldig erklärt
und daher von dem Gerichtshofe freigeſprochen und ſofort aus
der Haft entlaſſen.

Univerſitäten und Hochſchnlen.
Halle. Die diesjährige Prämie der Robert

Heimbürger'ſchen Stiftung für wiſſenſchaftliche
Werte un Betrage von 505 Rubel 87 Kop. iſt von dem
Senat der Univerſität Dorpat dem Profeſſor der phyſio-
logiſchen Chemie und Pharmakologzie an der Univerſität Halle,
Dr. Erich Harnack, einem früheren Schüler der Univerſität
Dorpat, für das von ihm herausgegebene „Lehrbuch der
Arzneimittellehre und Arzneiverordnungslehre zuerkannt
worden.

Halle. Die von den evangeliſchen Theologie-
Studirenden Deutſchlands auszehende Petition an den
Deutſchen Reichstag um Ablehnung des vom Centrum
geſtellten Antrages auf Befreiung derſelben vom
Militärdienſt hat auch hier großen Anklang gefunden. Ob
wohl eine offizielle Bekanntmachung der Petition am ſchwarzen
Brett und eine Verſammlung der Theologie- Studirenden
nicht möglich war und die Liſten nur reichlich einen Tag lang
unter der Hand verbreitet werden konnten, da die Zeit
drängte hat die Petition nicht weniger als 300 Unter-
ſchriften gefunden. Sie wird von Bonn aus dem deutſchen
Reichstag zugehen.

Petersburg. Die Akademie der Wiſſenſchaften
wählte zu korreſpondirenden Mitgliedern: die Profeſſoren
Uſener und Bücheler in Bonn, Neumann-Spallart
in Wien, Karo in Breslau, Lindſtröm in Stockholm,
de Hue in Leyden und den Direktor des ſtatiſtiſchen Bureaus
in Rom Luigi Bodio.

Für die gegenwärtigen Zuſtände an den ruſſiſchen
Univerſitäten iſt nachfolgende, in der ekger Univerſität
ausgehängte Verordnung ſehr charakteriſtiſch. Dieſelbe lautet:
Nachdem die Studirenden verſchiedener Lehranſtalten am 29.Rovember eine der Verordnungen bezüglich des verſtärkten

Schutzes übertreten haben, auf Grund deren öffentliche Ver
ſammlungen verboten ſind, hat der Miniſter der Volksauf-
klärung vorgeſchrieben, den Studirenden zu erklären, daß es
ihnen verboten iſt, ſich an Feiern jeder Art zu betheiligen, die
öffentlichen Charakters ſind, wenn ſ hierzu nicht die beſondere
Genehmigung ihrer nächſten Vorgeſetzten eingeholt haben. Jm
Falle einer Uebertretung dieſer Verfügung werden die ſchuldigen
Herren Studirenden unverzüglich aus der Univerſität ausge-
ſchloſſen werden.“

Kunſt, Wiſſenſchaft und Theater.
Ein auſtraliſcher Muſikfreund Herr Francis Ormond,

hatte vor einiger Zeit die Summe von 20000 zur Beför-
derung der Muſik in Auſtralien angeboten. Prof. Jves,
welcher den Lehrſtuhl für Muſik an der Univerſität Adelaide
inne hat, war der Anſicht, daß anſtatt eines zweiten Lehrſtuhles
für dieſes Fach mit den angebotenen Mitteln ein Conſervatorium
errichtet werden ſolle. Da die Meinungen getheilt waren, wurde
Hr. George Macfarren um ſein Gutachten gebeten und dieſer
gab daſſelbe zu Gunſten eines Conſervatoriums ab.

Der Pflegevater der amerikaniſchen Muſik. Der
Organiſt Bowman in St. Louis hatte vor einiger Zeit in

einer Bemerkung zu ſeinen Concertprogrammen ſeine Meinung
dahin ausgeſprochen, daß die amerikaniſche Componiſten-
ſchule berufen ſei, die der alten Welt zu übertreffen. Jn einem
kürzlich gegebenen Concerte führte er Mendelsſohn's O moli-
und Dudley Buck's G-moll-Sonate für Orgel ohne Nennung der
Componiſtennamen vor. Das Publikum mußte auf Coupons,
welche den Programmen rige geben waren, abſtimmen, welchem
Werke der Vorzug gebühre. Das amerikaniſche Werk trug mit
70 Stimmen Majorität den Sieg davon; 400 Stimmen waren
abgegeben worden. Herr Bowman wird deshalb in einem
aniſchen Journal der Pflegevater der amerikaniſchen Muſik
genannt.Emile Jonas, Componiſt und Mitglied der Com
miſſion zur Prüfung der Militärmuſikdirektoren in Frankreich.
iſt zum Ritter der Ehrenlegion ernannt worden.

gen Aus gler Welt. du
tern vor dem Reichstagsgebände s Intereſſe

das die geſtrige t n Publikum erregt kam
auch äußerlich ſchon ſeit dem frühen Morgen zum Ausdruck
Obwohl die Sitzung erſt um 12 Uhr begann. fanden ſich ſchon
vor 8 Uhr die Erſten ein die auf Einlaß hofften; unh bald ver
mehrte ſich die Menge auf viele Hunderte; darunter Studenten,
Offiziere und ſelbſt Damen, die ſich in Reih und Glied auf
ſtellen mußten, während eine Reihe von Schutzleuten für Ord
nung ſorgte. Jhren Zweck erreichten nur die Wenigen, denen
bereits Tage zergef eine Einlaßkarte zugeſagt war, alle Andern
waren umſonſt früher als der Reichstag aufgeſtanden.“ Um
12 Uhr erreichte das Leben und Treiben vor dem Reichtags

ſeinen Höhepunkt. Die Leipziger Straße war in jenem
heil von einer nach Tauſenden zählenden Menſchenmaſſe be

lebt, die beide Straßenſeiten dicht gedrängt einſäumte. Die Ab
geordneten mußten ſich förmlich durchwinden, ehe ſie die Ein
gangsthür erreichten. Als Miniſter von Goßler t
mußte er eine ganze Zeit ſtill ſtehen, bevor er bis zum Ein
gang vorzudringen vermochte. Und nicht anders ging es dem
Grafen Moltke, der in Begleitung einer Dame im Einſpänner
ankam und nur ſchrittweiſe vorwärts gelangen konnte. Aber je
länger der greiſe Feldmarſchall verweilte, deſto ſympathiſcher
war die Begrüßung der Menge. Als Prinz Wilhelm er
ſchien, bildete man Spalier.

Aus ber Provinz Sachſen und ihrer Umgebung.
Der Addruck unſerer Original-Correſpondenzen ift nur mſt

On eNenangabe geftattet.

Man ſchreibt der Halliſchen Zeitung“: DerPolizeipräſident Dr. von Strauß und Tornex
zu Wiesbaden iſt zum Verwaltungs- Direktor
in Merſeburg ernannt worden.

4 Jm Anſchluß an die von uns gebrachte Notiz über
das am 30. Juli d. J. ſtattfindende 60jährige Dienſtjubiläum
Sr. Exzellenz des Generals Grafen von Blumenthal ſei
heute noch eines zweiten ſechzigjährigen Dienſtjubiläums Er-
wähnung gethan welches von einem der verdpienteſten
Bürger der Stadt Magdeburg, dem Wirkl. Geh. Ober-Finanz
rath und Provinzial-Steuerdirektor v. Jordan, am 4. No
vember d. J. gefeiert wird. Mit einer in ſo hohem Alter
ſeltenen geiſtigen Friſche und körperlichen Rüſtigkeit ſteht auch
dieſer Jubilar allen Geſchäften ſeines umfänglichen, weitver
zweigten und ſchwierigen Wirkungskreiſes vor und waltet ſeines
Amtes mit einer Pflichttreue, Gewiſſenhaftigkeit und Umficht,
die, ein getreues Spiegelbild der Thätigkeit unſeres Kaiſers,
bereits zu wiederholten Malen die huldreichſte Anerkennung
und Auszeichnung auch an höhſter Stelle gefunden.

Perſonalien.
Beim Oberbergamte wurde dem Kanzleiinſpektor Brinner

der Charakter als Kanzleirath und dem Kanzliſten Brunhöber
der Titel als Kanzlerſekretär verliehen. Dem Bergwerks-
direktor Triebel in Wettin wurde der Charakter als Bergrath
beigelegt. Die Bergreferendarien Netto und Dietzel wur-
den zu Bergaſſeſſoren ernannt, und der im Jahre 1884 behufs
Uebertritts in Privatdienſte aus dem Staatsdienſt ausgeſchiedene
Bergaſſeſſor Lohmann auf ſeinen Antrag in den Staatsdienſt
wieder aufgenommen.

Ausſtellungen.
Belgien bereitet für 1888 eine große Ausſtellung vor

unter dem Titel: Grand concours international de secienoos, de
lettres et des beaux-arts.

Eiſenbahnen und Kanäle.
Die letzten Schneeverwehungen nach vor

läufiger Berechnung der preußiſchen Staatseiſenbahnverwalt
ung an Löhnen für das Schneeſchaufeln ca. 3--400000 ge-
koſtet, eine Summe, die ſich daraus erklärt, daß faſt überall
für allerdings nicht leichte Arbeit ſehr hohe Löhne gefordert
wurden.

c]h„ T[Nachdruck verboten.

Hallesohes Stadt- Theater.
Mittwoch, den 12. Januar. Beginn 7 Uhr.
67. Abonnements- Vorſtellung. (Blaue Karten.)

„„Rosenmüller und Finke“,
oder:

„Abgemacht!““
Original- Luſtſpiel von Dr. C. Töpfer.

Chriſtian Timotheus Bloom, Groß-
kaufmann Fritz Kugelberg.Guſtav Theodor, ſein Sohn, Offizier M. Lützenkirchen.

Roſamunde von Kronau Helene Bensberg.
Anſelm Bloom, des Handelsherrn

Albert Patry.Bruder, penſ. Hauptmann
Erneſtine, ſeine Tochter Marie nKarl Theodor, ſein Sohn, Comptoiriſt Eugen Mauthner.
Friedenberg, Großhändler aus der

Reſidenz Adolf Müller.Ulrite, ſeine Tochter Margar. Lehmann.Mählig, Bäckermeiſter, dei der

r i Carl Friedau.Licht, Apotheker, Haupt Nti2pal

mann ardet uftav Schwab.illermann. Comptoiriſten in EdmundSchmaſow.
Behrend, J Bloom's Geſchäft Emil Moſer.
Beatrix, Wirthſchafterin in Bloom's

dauſe Emilie Jeß.Raffel, gert Hertzka,Aron, Wucherer Berthold Vorwitz.Brähm, Paul Greger.Sturr, ein alter invalider Grenadier Adolf Pfeiffer.
Gralle, Gerichtsbote und Executor Paul Greger.

Ein Hausknecht. Ein Arbeiter. Ein Briefträger.
änner. Weiber. Kinder.

Ort der Handlung: Eine Provinzialſtadt.

Abgeändertes Repertoire: Donnerstag: „Die Räuber
(gelb); Freitag: „Walküre“ oder „Der Trompeter von

Sonnabend: Der Freiſchütz“ oder
„Das Nachtlager zu Grangda“; Sonntag Nachm. Die
weiße Dame“, Abends: „Die Räuber“. Jn Vorbe-
reitung. „Gräfin Lambach“, „Tannhäuſer“, „Carmen“,

Säkkingen“ (weiß);

„Der Verſchwender“. „Der Zigeunerbaron.“



tionen die Anweiſung gehen zu laſſen, in ähnlichen Fällen
durch die Betriebsämter dafür Sorge zu tragen, da

etroffenen
Strecken derch Anzeige an den zur Anzeichnung der Zugver-
ſpätungen isgehängten Tafeln oder durch beſondere Anſchläge
und Bekanntmachungen oder in ſonſt geeigneter Weiſe die auf
den Station en zurück gebliebenen Reiſenden möglichſt rechtzeitig

duſtrie und Handel.
Der Stadt Leipzig iſt die Genehmigung zur Ausgabe

von 16 Millionen Mark 3procent. Anleiheſcheine ertheilt,
deren Erlös hauptſächlich Convertirungszwecken dienen ſoll.

Bei der Londoner Agentur der Berliner Näh-
maſchinen-Actiengeſellſchaft r u. Roßmann iſt
eine ihn entdeckt, die ſich nach dem „B. B.-C.“ auf
mehrere Tauſend Lſtrl. belaufen ſoll.

Der Verein der deutſchen Kammgarn-Spinner
iſt dem Centralverbande deutſcher Jnduſtrieller, dem er in
früheren Jahren bereits angehört hatte, wiederum als Mitglied
veigetreten. Dadurch ſind nunmehr auch alle Branchen der
Woll Jnduſtrie im Centralverbande vertreten. Letztere wird
vorausſichtlich am 29 in Berlin zuſammentreten.

Die Firma Joſef Goldſchmidt, Bankinſtitut, hat beim
Berliner Börſencommiſſariat die Cursnotirungen der Actien
der Lindener Brauerei, vormals Brande u. Meyer, be
antragt

Aus Schandau meldet man, daß das dortige Sen
dig'ſche Etabliſſement in eine Actiengeſellſchaft umge-
wandelt worden iſt. Ein Theil der Actien werde durch die
Dresdener Firma Günther u. Rudolph zur Begebung gelangen.

Die Württembergiſche Regierung beantragt bei den
Ständen die Aufnahme einer Eiſenbahn Anleihe von
2,60000 .4. Von dieſer Summe ſollen 1000000 zur voll
ſtändigen Herſtellung der Bahnlinien Bietigheim Heſſernthal,
Heilbronn-Eppingen und FreudenſtadtSchiltach, ſowie zur Her
ſtellung einer Zweigbhahn von Schiltach nach Schramberg,
1310009 für Erweiterungen und Verbeſſerungen an den im
Betrieb befindlichen Bahnlinien und 45000 für Vermehrung
des Betriebsmaterials der Staatsbahnen verwendet werden.
Für den Bau der Hweigbahn Schiltach Schramberg iſt ein
Betrag von 190000 aus Reſtmitteln beſtimmt.

Die Ungariſche Ereditbank hat ihre Commandite
Steinacker u. Co. in Fiume in eine ſelbſtſtändige Actiengeſell-
jchaft mit 1,200 000 Fl. Capital umgewandelt.

Actienzuckerfabriken. Die Ausſchüſſe der Gläubiger
und Actionäre der Achenzuckerſiederei Braunſchweig haben im
Verein mit der Verwaltung der Geſellſchaft beſchloſſen einen
Heilungsplan vorzuſchlaen, dahingehend, daß die Gläubiger
30 ihrer Forderungen nachlaſſen, 25 in Baar und 45 in
Aetien der zu reconſtruirenden Geſellſchaft erhalten. Die fernere
Betheiligung der alten Actionäre plant man in der Form, daß
denſelben für die Stammactien 10 und für die Stamm-
vrioritätsactien 12 in neuen Actien gewährt werden ſoll.
Eine neue Gläubigerverſammlung wird am 26. d. ſtattfinden.
Dem Aufſichtsrathe iſt ſeitens des Gläubiger- Ausſchuſſes auf
erlegt worden, von den neu zu emittirenden Actien 76,000

gen Baarzahlung vorab zu zeichnen. Die Actienzuckerfabrik
Gerau hat auf den 25. d. M. eine Generalverſammlung

einberufen, in welcher über die probeweiſe Einführung eines
anderweitigen Bewerthungsſyſtems der Rüben Beſchluß gefaßt
werden ſoll.

Schiffsverkehr.
Bremen, 10. Jan. Der Dampfer des Norddeutſchen

Lloyd „Eider“ iſt heute Morgen 7 Uhr in New-Hork ein
getroffen.

Marktberichte.
Fagvebnes, 11. Januar. Granulated allzucker allzucker II. 2300 23.20

cker excl. 96 20,10--20.30 Kornzucker von 95 4
rnzucker 889 Rend. 19,10--19.25 .4. Nachprodukte 759 Rend.

16,00--16,90 .4. enz: Schwächer.
ffein Brodraffinade 26,00 fein Brodraffinade 25,75

26,00 .4. Gem. Raffinade 24 25—25,25 .4. Gem. Melis I. 24,50 4
Tendenz: Ruhig.

KFtoffelipiritus für 10,000 l- loco ohne Faß 37,40

Magdeburg 11. Januar. Landweizen 161--166 4,
Weißweizen 160-164 W engliſcher Weizen
154—-160 Rauhweizen 1 153 Roggen 133 136 .4
Chevaliergerſte 160--195 Landgerſte 142-166
Hafer 128 -4 für 1000 kg.

Berlin, 11. Januar. Weizen per 1000 Kilogr. loco geſchäftslos, ine ffſt, Feind Ctr., Kundi spreis
bez., Loco 150--174.4 nach Qualttät bez., gelbe Lieferungs

qualität 164 .4 bez., per dieſen Monat bez. per Januar-
ruar bez., per April Mai 167--167,25 bez. veraiJuni 168,75—-169 .4 bez., per Juni-Juli 170,5--170,75 .4

bez., per JuliAuguſt 4 bez. per 1000 Kilogr.
loco behauptet, Termine ſtill, gekündigt 1000 Ctr., Kündigungs-
preis 132.4 bez., Loco 127- 134.4 nach Qualität bez. Lieferungs
qualität 131 .4 bez., ruſſiſcher 4 bez., inländiſcher 130 bis
131,5.4 bez., per dieſen Monat .4 bez., per Januar Februar

bez. per März April bez. per April Mai 133,5 .4
bez., per MaiJuni 133,75 bez. per JuniJuli bez.
Gerſte per 1000 Kilogr. ſtill, und kleine 110--1904 nach
Qualität bez. Hafer per 1000 Kilogr loco ſehr ſtill Termine
höher, Ende Ctr., Kündigungspreis 4 bez. loco
109--146 .4 nach Qualität bez., Lieferungsqualität 111 .4 bez.
pommerſcher, mittel .4 bez., guter bez., feiner 4
bez., preußiſcher mittel .4 bez., guter .4 bez. feiner 4 bez.,
per dieſen Monat bez., per März- April -4 bez,, per
April-Mai 112,5-112.75 bez. per MaiJuni 114,5 nom.
per JuniJuli 116.4 bez. Juli-Aug. bez. Mais per 1000
Kilogr. loco behauptet, Termine gek. Etr., Kündigungs-
reis bez., Loco 104--118 nach Qualität bez. ver dieſen
onat 113 nom., per April-Mai 4 bez. Erbſen per

1000 Kilogr. Kochwaare 150-200 .4 bez., Futterwaare 123 bis
132.4 nach Qualität bez. Oelſaaten ver 1000 Kilogr., gekün
digt Ctr., Winterraps 4 bez. Sommerraps 4 bez.
Winterrübſen bez. Sommerrübſen .4 bez. Rüböl
per 100 Kilogr. mit Faß, Termine unverändert, gek. 600 Ctr.. Kün
digungspreis 46 bez. loco mit Faß 4 bez. loco ohne Faß

bez., per dieſen Monat 4 bez., per Januar Februar
bez. per März April 4 bez., per AprilMai 46,5

bez., per MaiJuni 46,7 .4 bez. Leinöl per 100 Kilogr.
loco .4 bez. Lieferung bez. Spiritus ver 100 Liter
à 100 10000 Liter. Termine anfangs matt, ſchließt feſter

10 000 Liter. Kündigungspreis 37,3 -4 bez., loco mit
Faß bez., per dieſen Monat und per Januar- Februar 37,2
bis 37,1-—37,3 bez., per Februar März bez., per März
April bez., ver April Mai 38,6-—38,5-—38,7 bez. per
MaiJuni 38,9—38,8-38 9 bez., per JuniJuli 39,6 39,5 bis
39,7 bez., per Juli Auguſt 40.2—40, I-40.2 bez., ver
Auguſt September 40,7--40,6—40,8.4 bez. Spiritus per 100
Liter à 1009, 10000 loco ohne Faß 37,2 -4 bez.

Weizenmehl Nr. 00 23,50--22,00, Nr. 9 21,75-19 75 .4
bez., feine Marken über Notiz bez. Roggenmehl Nr. 0 und
1 per 100 Kilogr. unverſteuert incl. Sack, ſtill, gekündigt 500
Ctr., Kündigungspreis 17,80 .4 bez. ver dieſen Monat und ver
Januar Februar bez., per Februar März 4 bez.,
per März April .4 bez. ver April-Meat 18,10 bez., per Mai-
Juni 18,20 .4 bez., per Juni-Juli bez.

Leipziger Produktenbörſe vom 11. Januar. Weizen
er 1000 Kilogramm netto loco hieſiger 1642169 -4 bez.
emder 200--210 nominell, Qualitäten Ruhig.

Roggen per 1000 Kilogr. netto loco hieſiger 136—140
bez. u. Br., fremder 139 Br. Ruhig. Gerſte per 1000
Kilogramm netto loco hieſige neue 130--150 bez. u. Br.,
feinſte über Notiz, Futtergerſte 115--120 bez. Hafer
per 1000 Kilogramm netto loco hieſiger 118--120 4 bez.

Mais per 1000 Kilogramm netto loco alter amerikaniſcher
122--125 -4 Br., alter rumäniſcher 120--130 .4 bez., neuer
rumäniſcher 115--120 bez. Rappskuchen per 100 Kilogr.
netto loco 11,50--12 bez. Rüböl per 100 Kilogr. netto
loco flüſſiges 46 bez., loco gefrorenes 45,50 -4 Br. Feſt.

Spiritus per 10,000 Liter-Procent ohne Faß loco 37,70 G.
Luſtlos

Lwerpool, 11. Januar. Baumwolle (Anfangsbericht.)Muthmaßlicher Um ig. e ortatz 8000 B. uhig. Tagesimp
19,000 B. (Schlußbericht). Egyptian brown good fair 69

Waſſerſtand der Saale bei Halle an der Königl. Schiffs
ſchleuſe bei Trotha am 11. Januar Abends am neuen Unter
2 e z am 12. Januar Morgens am neuen

er.
Waſſerſtand der Unſtrut am Brückenpegel bei Straußfurt

e ws e ver Vte ded Magdernrz 11. J
a e am 11. Jannar amPegel 1.10* Meter.

Telegraphiſche Depeſchen
Berlin, 11. Januar. Aus London wird berichtet,

daß die bulgariſche Deputation bei dem Bankhauſe
Baring Brothers ein Anleihen von 800,000 Pfd.
kontrahirt habe.

Hamburg 11. Januar. Die geſtrige Verſammlung
des hieſigen Reichstagswahlvereins nahm eine Reſolution
zu Gunſten der Militärvorlage an.

Mannheim, 11. Januar. Die Marr'ſche Malzfabrik

Das ruſſiſche Tor-
iſt niedergebrannt.

Kopenhagen 11. Januar.
pedoboot, welches ſeit dem 20. Dezember vermißt wurde,
ſoll entdeckt ſein. (Vgl. in der geſtrigen 2. Ausgabe unter
„Heer und Marine“. Red.

Verlag der Aktiengeſellſchaft „Halliſche Zeitung zu Halle.
Verantwortlich für Politik u. Feuilleton Dr. Richard Hamel,
für Lokales und Provinz Dr. Ewald Schulze, beide zu Halle.

Halliſcher Cages-Balender.
Donnerstag, den 13. Jannar:

Donnerstag v. 11--1 Uhr in der ehemal. Reſidenz, Domgaſſe 5.
Bibliothek u. Leſezimmer der Kaiſerl. Leopold. Carol.
Academie der Naturforſcher geöffnet von 3—6 im

chneider“, gr. Ulrichſtr. 22.

kanzler Vverein Halle aS.
David“. 1 Trepp.
ſtunde in der ſtädtiſchen Turnhalle. e S nas-
verein: Ab. 8 Geſangsſtunde im Café Barbaroſſa“.
Männergeſangverein: Ab. 9-11 Uebungsſtunde im „Paradies“.

Liedertafel „Melodie“: Abds. 9 Uebungsſtunde im „goldenen
Löwen Handwerkermeiſter-Liedertafel: Ab. 8-10 Uebung
ſtunde: kl. Klausſtraße 8. Theatraliſcher Verein „Thalia“:
jeden Donnerstag Abend 8* Uhr im „Cafe David. Auto
matiſch-mechaniſche Kunft- u. Muſikwerk Ausſtellung von

Uhlig, untere Leipzigerſtr. täglich geöffnet v. früh 8--7 Abds.
Aich u. Waageamt: (gr. Berlin 164.) Wochentags v. 8--12 Uhr
Mittags und 2—6 Uhr Abends. Botaniſcher Garten: (gr.
Wallſtraße 23). Wochentags 6—12 u. 1--6 Uhr. Städtiſche
Anſtalt für Arbeitsnachweiſung. reren Merten, Arbeits
e Verpflegungsſtation I. für fremde Reiſende: eben
daſelbſt. Herberge zur Heimath: Mauergaſſe 6b.
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Beilage der Halliſchen Zeitung.
Deutſcher Reichstag.

18. Sitzung vom 11. Januar.
12 Uhr. Am Bundesrathstiſche: Bronſart von Schellendorff,

don her Dr. von Goßler, ſpäter Reichskanzler Fürſt Bis
marck u. A.

Haus und Tribünen ſind voll beſetzt.
Das Haus tritt in die zweite Leſung des Geſetzentwurfs betr.

die Friedenspräſenzſtärke des deutſchen Heeres.
S 1 lantet in der Faſſung der Vorlage:
Jn Ausführung der Artikel 57, 59 und 60 der Reichsver

faſſung wird die Friedens Präſenzſtärke des Heeres an Mann-
ſchaften für die Zeit vom 1. April 1887 bis zum 31. März 1894
auf 468 409 Mann feſtgeſtellt. Die Einjährig-Freiwilligen kommen
auf die Friedens-Präſenzſtärke nicht in Anurechnung.

Hierzu liegen folgende Anträge vor:
A. I. Dr. Freiherr Schenk v. Stauffenberg prinzipaliter:

s 1 wie folgt zu faſſen:
Zur Ansführung der Artikel 57, 59 und 60 der Reichs

verfaſſung wird die FriedensPräſenzſtärke des Heeres an Mann-
ſchaften für die Zeit vom 1. April 1887 bis 31. März 1890 auf
441 200 Mann feſtgeſtellt. Für die Zeit vom 1. April 1887 bis
zum 31. März 1888 kann eine Erhöhung der Präſenzſtärke bis auf
154 402 Mann eintreten. Die Einjährig-Freiwilligen kommen auf
die Präſenzſtärke nicht in Anrechnung.

Die ordeutliche Rekruteneinſtellung bei der Infanterie erfolgt
im Jannar, ſofern nicht bei der Etatsfeſtſetzung ein früherer Ein
ſtellungstermin vereinbart wird.

II. Eventualiter für den Fall der Ablehnung des Antrags
zuh I: in S 1 der Regierungsvorlage

a. ſtatt 31. März 1894“ zu ſetzen: 31. März 1890;
b. in Zeile 4 vor dem Worte „auf“ zu ſetzen: „bis“.

III. B. Nichter: Für den Fall der Ablehnung des Antragessub I: in S 1 der Regiernngsvorlage eventuell folgenden Zuſat
anzunehmen:

„Die ordentliche Rekruteneinſtellung bei der Infanterie er
folgt im Januar, ſofern nicht bei der Etatsfeſtſtellung ein frühe-

r h w Frh nC. Abg. Gra alleſtrem, Frhr. v. u. zu Frankenſtein,Geiger, Dr. Moufang, Dr. Windthorſt, den S 1 in folgender
Saſſung anzunehmen.

Zur Ausführung der Artikel 57, 59 und 60 der Reichsver
fafſung wird die FriedensPräſenzſtärke des Heeres an Mann
ſchaften für die Zeit vom 1. April 1887 bis zum 31. März 1890
auf 441 200 Mann feſtgeſtellt. Für die Zeit vom 1. April 1887
bis zum 31. März 1888 kann eine Erhöhung der Präſenzſtärke
bis auf 468409 Mann eintreten. Die Einjährig-Freiwilligen
kommen anf die Praäſenzſtärke nicht in Anrechnung.

D. Abg. Payer beantragt, den Eventualantrag Stauffenberg
nur gef ein Jahr anzunehmen.

Referent Abg. Frhr. von Huene: Jch kann auf den Jhnen
vorliegenden Bericht der Kommiſſion verweiſen. Ueber t 1 hat in
der Kommiſſion eine Verſtändigung nicht ſtattgefunden. Es ſind
unn eine Reihe Anträge eingelaufen, welche einen s 1 der Vorlage
herſtellen wollen. Jch kann zu dieſen Anträgen konſtatiren, daß
ich nicht befugt bin, zu ihnen im Namen der Kommiſſton Stellung
zu nehmen, da die Kommiſſion z keiner Vereinbarung über ſie ge-
langt iſt. Jch kann nur kurz referiren, was in der Kom-
miſſion über die betreffenden Anträge bereits verhandelt
iſt und auch hierfür auf Stellen des gedruckten Berichts
verweiſen. ie Anträge Stauffenberg und Balleſtrem lagen
inhaltlich bereits der Kommiſſion vor, der Eventualantrag Stanffen
berg hat der Kommiſſion zwar noch nicht als ſolcher vorgelegen,
iſt aber dort als geeigneter Boden einer Verſtändigung bezeichnet
worden. Nur der zweite Eventnalantrag des Abg. v. Stauffenberg
iſt in der Kommiſſion nicht t worden, ebenſo nicht der Antrag
des Abg. Payer auf einjährige Dauer der zu bewilligenden Präſenzziffer.
Sollte in der zweiten Berathung eine Verſtändigung ſo wenig wie
in der Kommiſſion zu Stande kommen, ſo würde dadurch der
jetzige 5F 2 zum S 1 werden, und es würde dann nur ein Geſetz
über die Formation des Heeres vorhanden ſein, während die Prä-
ſenzſtärke jährlich durch den Etat feſtgeſtellt werden müßte. Das
iſt in der Kommiſſion von keiner Seite erſtrebt worden, es würde
aber keineswegs einen Nonſens ergeben.

Ueber die 8 der Vorlage eingegangenen Petitionen referirt
Abg. Dr. uhl (natlib.): Von den in Bezug auf die Militär

vorlage eingegangenen Petitionen ſind 7 gegen die Vorlage ge
richtet; ſie wenden ſich hauptſächlich gegen die Vermehrung der
Militärlaſten, welche ſie für nicht vereinbar mit der wirthſchaft
lichen Lage halten, und verlangen, daß eine vermehrte Rekruten-
einſtellung kompenſirt werde r eine verkürzte Dienſtzeit.
Es iſt eine zweite Reihe von Petitionen für die Militär
vorlage eingegangen, d. h. für die möglichſt raſche
und unverkürzte Bewilligung der anzen von der
Regierung geſtellten Forderungen in einer Anzahl von 798 mit
119 574 Unterſchriften. Dies war die Zahl der Petitionen geſtern
Abend. Seit der Zeit ſind weitere eingegangen die jedoch noch
nicht regiſtrirt ſind. Von dieſen Petitionen ſtammen 688 mit ca.
52 000 Unterſchriften aus Würtemberg. Jch hatte ſchon in der
Kommiſſion Gelegenheit, darauf hinzuweiſen, daß die würtem-bergiſchen Petitionen aus den verſchiedenſten Wahlkreiſen Würtem-

berg's ſtammen. Außer den würtembergiſchen Petitionen ſind
hauptſächlich eine Anzahl aus dem Königreich Sachſen
und aus der Provinz Sachſen eingelaufen. Bedeutendere Petitionen
mit vielen Unterſchriften ſind eingegangen aus Pforzheim mit
2400 Unterſchriften, Chemnitz mit 7418 Unterſchriften, Bochum mit
2300, Halle und Umgegend über 10 000, Erfurt 4800, Leipzig 7596
und Mühlhauſen 12000. Außer dieſen Petitionen, die mit Unterſchriften
verſehen ſind, ſind noch eine Reihe eingelaufen von Verſammlungen,
wo angenommen wurde, daß Mitglieder verſchiedener Parteien anweſend
ſeien. Es findet ſich unter den Reſolutionen öfter die Behauptung,
daß ſie von Mitgliedern verſchiedener Parteien angenommen ſeien.
Was den vom Abg. Freiherrn von Huene in der Kommiſſion ge
ſtellten und von dem Abg. Dr. Reichenſperger wieder aufgenom
menen Antrag über die Befreiung der Theologen vom Militärdienſt
betrifft, ſo find bis jetzt 55 Petionen mit 502 Unterſchriften von
proteſtantiſchen Pfarrern und Studirenden der evangeliſchen Theo
logie eingegangen, die gegen die Befreiung vom Militärdienſt pro-
teſtiren. Dieſen Petitionen haben ngeſcheſer die Studirenden
der Theologie von der Univerſität Bonn. Die Kommiſſion bean-
u er Petitionen durch die zu faſſenden Beſchlüſſe für erledigt
zu erklären.

Abg. von Moltke: Meine Herren! Niemand von uns täuſcht
ſich wohl über den Ernſt der Zeit, in welcher wir uns befinden.
Alle größeren europäiſchen Regierungen treffen eifrigſt Vorkehrun
gen, um einer ungewiſſen Zukunft entgegenzugehen. Alle Welt
fragt ſich: werden wir den Krieg bekommen Nun, meine Herren,
ich glaube, daß kein Staatslenker freiwillig die ungeheure
Verantwortung auf ſich nehmen wird, die Brandfackel in
den Zündſtoff zu werfen, welcher mehr oder weniger in allen
Ländern angehänft iſt. Starke Regierungen ſind eine Bürgſchaft
für Frieden. Aber die Volksleidenſchaften, der der
Parteiführer, die durch Schrift und Wort mißgeleitete öffentliche
rn das Alles meine Herren, ſind Elemente, welche ſtärkerwerden können als der Wille der Regierenden; haben wir doch
erlebt, daß ſelbſt Börſenintereſſen Kriege entzündeten. Wenn nun
in dieſer politiſchen Spannung irgend ein Staat in der Lage iſt,
für die Fortdauer des Friedens zu wirken, ſo iſt es Dentſchland,
wekches nicht direkt in den Fragen betheiligt iſt, welche die r

ächte anfregen; Deutſchland, welches ſeit dem Beſtehen

Reiches gezeigt hat, daß es keinen ſeiner Nachbarn angreifen will,
wenn es nicht von ihm ſelbſt dazu gezwungen wird.Aber, meine Herren, um dige Wwier he, vielleicht undankbare

Vermittlerrolle durchzuführen, muß Deutſchland ſtark und kriegs-
gerüſtet ſein. (Bravo! rechts.) Werden wir dann gegen unſern
Willen in den Krieg verwickelt, ſo haben wir auch die Mittel, ihn
zu führen. Würde die Forderung der Regierung abgelehnt, meine
Herren, dann glaube ich, haben wir den Krieg ganz ſicher. (Hört!
hört! rechts.)

Es iſt ja nun erfreulich und wird ſeine Wirkung nach außen
nicht verfehlen, daß von den großen Parteien dieſes Hauſes
keine iſt, welche uugeachtet mancher verſchiedenen Anſichten in inne
ren Angelegenheiten der Regierung die Mittel verweigern wird,
welche ſie nach gewiſſenhafter Erwägung von uns für die Ver
theidigung nach außen fordert: nur über die Zeit-
dauer der Bewilligung ſind die Anſichten ſehr abweichend
von einander. a möchte ich nun nochmals daran
erinnern, daß die Armee niemals ein Proviſorium ſein kann. (Sehr
richtig! rechts. Die Armee iſt die vornehmſte aller Jnſtitutionen
in jedem Lande; denn ſie allein ermöglicht das Beſtehen aller übri-
gen Einrichtungen (ſehr richtig! rechts), alle politiſche und bürger-
liche Freiheit, alle Schöpfungen der Kultur, die Finanzen, der
Staat ſteht und fällt mit dem Heer. (Sehr richtig! rechts.) Meine
Herren, Bewilligungen auf kurze Friſt, ſei es auf ein, ſei
es auf drei Jahre, helfen uns nicht. Die Grundlage
jeder tüchtigen militäriſchen Organiſation beruht auf Dauer und
Stabilität; neue Kadres werden erſt wirkſam im Verlauf einer
Reihe von Jahren. Meine Herren, ich glaube, ich darf ſagen, daß
heute die Augen Europas auf dieſe Verſammlung gerichtet ſind
(ſehr richtig! rechts), auf die Beſchlüfſſe, welche Sie in einer ſo hoch
wichtigen Angelegenheit fafſen werden. Jch wende mich an Jhren
patriotiſchen Sinn, wenn ich Sie bitte, die Regiernngsvorlage un-
verkürzt und unverändert anzunehmen. Zeigen Sie der Welt, daß
das Volk und die Regierung einig ſind, und daß Sie, meine Herren,
bereit ſind, jedes Opfer, auch das Opfer einer abweichenden Anſicht
zu bringen, wenn es ſich um die Sicherung des Vaterlandes handelt.
(Lebhaftes Bravo rechts.)

Abg. Frhr. v. Stanffenberg (dfr.): Jch möchte zunächſt be-
merken, daß der Eventuglantrag, den ich für den Fall der Ab-
lehnung meines Antrages unter I. geſtellt habe, auch geſtellt ſein
ſoll für den Fall der Ablehnung des Antrags Balleſtrem und bitte
den Herrn Präſidenten, bei der Abſtimmung daranf Rückſicht zu
nehmen. Mit dem hochverehrten Vorredner bin ich gauz ungetheilt
und vollſtändig darin einverſtanden, daß wir das, was wir
nach gewiſſenhafter Prüfung für die Wehrhaftigkeit des deutſchen
Vaterlandes für nothwendig halten, ohne weitere Rückſichten zu
bewilligen haben. Darüber kann unter denjenigen Abgeordneten,
denen die Wohlfahrt des Vaterlandes ernſthaft am Herzen iſt, gar
keinen Angenblick ein Zweifel ſein. Dieſer Standpunkt iſt im Hauſe
und in der Kommiſſion vom erſten Augenblick der Verhandlungen
an auch unverrückt feſtgehalten worden. Er konnte nicht
mit dentlicheren Worten gekennzeichnet werden, als denen des
Abg. Richter, der in der erſten Leſung dieſer Vorlage
ausdrücklich konſtatirt hat, daß man über die Hauptſache einig ſei,
und daß es verhältnißmäßig nur wenige Punkte ſeien, über die
noch ein gewiſſes Dunkel ſchwebe, welches durch die Verhandlungen
aufgeklärt werden ſolle. Nun find wir Alle mit dem ernſthaften
Beſtreben in dieſe Verhandlungen gegangen, dem Vaterlande
das zu geben was es abſolut bedarf. Aber auch dieſer
Vorlage gegenüber, von der ich ganz genau weiß, wie groß und
wie ſchwer die Verantwortlichkeit jedes Einzelnen, nicht
blos jeder Partei in dieſem Hauſe b Zuglich ſeines Votums
iſt, ſind wir einer ernſthaften Prüfung keinen Augenblick
enthoben. Wir haben trotz des Vertrauens, welches in deu
weiteſten Kreiſen der Nation zu dem kaiſerlichen Kriegsherrn und
zu der bewährten Leitung unſerer Armee unzweifelhaft und mit
vollſtem Recht gehegt wird die ernſthafte Verpflichtung als Abge-
ordnete genan die Nothwendigkeit diefer Vorlage zu prüfen. Ueber
dieſe ernſthafte Prüfung war man, als die Vorlage eingebracht
wurde, als die erſten Berichte über die in derſelben verlangten
Ziffern ins Publikum kamen, im Ganzen viel einiger als im gegen-wärtigen Augenblick. Selbſt konſervative Organe haben mit großer
Entſchiedenheit betont, daß der Reichstag eine ſo ſchwere Be-
laſtung nur dann vornehmen könne, wenn er ſich nach allen
Richtungen hin überzeugt habe, daß ſie abſolnt nothwendig iſt.
Dieſe Nothwendigkeit darznlegen waren die Kommiſſionverhand-
lungen beſtimmt, und über dieſe hat ſich, wie ſtets über Ver-
handlungen über techniſche Fragen, nach und nach wirklich ein ge
wiſſer Mythus gebildet. Giebt es doch Leute, welche die Kom
miſſtonsverhandlungen der Fruchtloſigkeit und der Nörgelei gegen
über einer großen nationalen Frage beſchnldigen. Jch darf
mich auf das Zeugniß ſämmtlicher Mitglieder der Kommiſſion
ſowie der Vertreter der Kriegsverwaltung ſelbſt berufen,
daß dies abſolut nicht wahr iſt. Wir haben in der Kommiſſion
pflichtgemäß die einzelnen Ziffern genau geprüft. Wir haben, nach
dem in den Motiven der Vorlage und in dem uns vorgelegten
Material die Vertreter der Kriegsverwaltung ſelbſt eine wenigſtens
mit entſcheidende Bedeutung auf die Rüſtungen der bencchbarten
Staaten gelegt haben, uns der genauen Diskuſſton dieſer Ziffern
nicht entziehen können. Jch würde auf dieſe Ziffern, wenn ſie nicht
von der Militärverwaltung ſelbſt mit in die erſte Reihe geſtellt worden
wären, keinerlei entſcheidendes Gewicht gelegt haben. Die Unter
fuchnng über derartiges Ziffernmaterial iſt außerordentlich ſchwierig,
und man wird kaum jemals, beſonders wenn man von entgegen
geſetzten Prämiſſen ausgeht, zu vollſtändiger Uebereinſtimmung
und Klarheit kommen. Selbſt wenn es möglich wäre,
die Ziffern zu vergleichen, ſo iſt es doch unmöglich,
die Ziffern in ihrem eigentlichen Werthe zu vergleichen;
denn ob eine Ziffer in Rußland oder in Frankreich denſelben Werth
hat, wie bei uns in Deutſchland, iſt eine wohl aufzuwerfende Frage,
über die wohl auch die Militärverwaltung eine eigene Meinung hat,
die nicht weit von der meinigen abweicht. Jch betone aber noch ein
Weiteres. Die europäiſchen Kulturſtaaten befinden ſich gegenwärtig
in einer wahrhaft troſtloſen Verfaſſung in Bezug auf ihre mili
täriſche Lage. Man rechnet ſich gegenſeitig jeden Mann, jede
Kompagnie, jedes Bataillon nach, jede Steigerung ruft auf der
andern Seite eine Steigerung hervor. Dieſes gegenſeitige Herauf-
ſteigern muß zu Unzuträglichkeiten führen, wofür ich mich auf die
Worte des hochverehrten Vorredners bei der erſten Leſung dieſer Vorlage
berufe. Was abſolut ein Eingehen auf die Vorlage ſelbſt mit
Nothwendigkeit erfordert hat, war, ganz abgeſehen von dieſemr die allgemeine unſicherheit der politiſchen Lage.

o lange der Keichskanzler noch nicht geſprochen hat, iſt es un
möglich auf dieſe Frage einzugehen und derjenige der
dazu verururtheilt iſt, das erſte Wort in dieſem Hauſe z
ſprechen, in einer ſehr übeln Lage gegenüber dieſen Verhä
niſſen. haben die Meinung von dem außerordentlich ent
ſcheidenden Werth, der von anderer Seite auf die Erklärungenüber die politiſche Lage gelegt worden iſt, kaum gehegt; wir haben
uns von vorn herein ſagen müſſen, daß uns Erklärungen zur Zeit
der Kommiſſionsverhandiungen ob es jetzt anders iſt, weiß ich
nicht kaum gegeben werden konnten und das Beiſpiel, das
in der öſterreichiſchen Delegation vorher gegeben war, war
nicht geeignet, uns ganz beſondere Dinge erwarten zu laſſen.
Jch will auf dieſe Seite hier nicht näher eingehen und will nur
betonen, daß wir des Ernſtes und der Schwere der gegenwärtigen
Situgtion, welche ganz unzweifelhaft eine ſchwierigere iſt, als ſie
je bei einem uns vorgelegten Geſetze geweſen iſt, vollſtändig be
wußt ſind. Es handelt ſich bei der Vorlage, das haben wir mehr
als einmal gehört, nicht um eine Abwehr einer aktuellen Kriegsgefahr ſonſt würde, wie uns geſagt worden iſt, die Vorlage

einen ganz anderen Charakter angenommen haben ſondern um
eine dauernde Einrichtung, welche einer politiſchen Lage gegenüber
getroffen wird, von der wir uns ſelbſt ſagen müſſen, da ſie von
beute auf morgen eine andere nicht werden wird. Aber gerade
darum, weil es ſich um eine dauernde Belaſtung handelt, müſſen
wir um ſo nothwendiger ruhig und genau die einzelnen Poſitionen

rüfen.Wir haben nun in der Kommiſſion zunächſt die einzelnen Neu
formationen, welche die Regierung vorgeſchlagen hat, ausnahmslos
genehmigt; ferner ſind temporär bewilligt die Formationen für dir
I6 Batgillone. Jch betone alſo, daß nach Zen Jntentionen und
den Beſchlüſſen der Kommiſſion alle Neuformationen und
gerade dieſe ſind ja wegen der gegenwärtigen politiſchen
Situation als abſolnt nothwendig gefordert worden dauernd.
bewilligt worden ſind. Was die 16 Bataillone betrifft, ſo hat es
damit eine andere Bewandtniß, als mit den dauernd bewilligten
Formationen, und ich kann mich dafür auf keine beſſere Autorität
bernfen, als auf den Herrn Kriegsmiuiſter ſelbſt, der in der Kom
miſſion in gewiſſem Sinne zugegeben hat, daß die Einrichtung eine
Art proviſoriſchen Charakter habe und daß ſie Hervorgegangen
ſei aus der Nothwendigkeit eines vermehrten Trains. Man
wollte nicht ſelbſtändig vorgehen aus Rückſichten der Sparſamkeit.
Ich kann augenblicklich nicht überſehen, ob es möglich iſt, die Ver
wendung der vierten Bataillone hier weiter zu erörtern; ich ent
halte mich darum jeder Meinung. So viel iſt aber eben aus den
Aeußerungen des Kriegsminiſters und unwiderſprechlich hervor
gegangen, daß dieſe 15 Bataillone unr eine Art proviſoriſcheu
Charakters haben ſollen. Aus dieſen Aeußerungen mußten wir zu
der abſoluten Annahme kommen, daß dieſe Formationen ſich weſentlich
und prinzipiell auf anderer Linie bewegen, als jene Hauptforma-
tionen, welche nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion danernd be
willigt worden ſind; und eben dieſes anderen Charakters wegen
iſt man bei dieſen 15 Bataillonen auf temporäre Bewilligung ein
gegangen, und die Folge davon iſt auch die Theilung der Präſenzziffer
in meinem Antrage in zwei Hälften, wobei die Frage, ob der eine Theil
auf 1 Jahr oder auf 3 Jahre bewilligt werden ſoll, eine unter
geordnete und keineswegs prinzipielle iſt. Wir waren alſo in dieſen
Falle vollkommen zu unſerem Vorgehen berechtigt. Denn wenn die
Verhältniſſe andere geweſen wären, ſo würde ich ebenſo gegen die
proviſoriſche Bewilligung geweſen ſein, wie ich gegen die provi-
ſoriſche Bewilligung der anderen Formationen geweſen biu.
Wir haben alſo aus dieſem ganz beſtimmten Grunde einen
Unterſchied in der Bewilligung gemacht, und es iſt mir
abſolut unerfindlich, wie man daraus irgend welchen Vor
wurf gegen die Kommiſſion herleiten will als ob ſie auch
nur mit einem Auge beſtrebt geweſen ſei, die Wehrhaf
tigkeit der Nation zu ſchmälern oder unſicher zu machen.
Wenn man den Standpunkt des erſten Septennats zu Grunde
legt, ſo iſt die Zahl der Batgillone um 49 und die Zahl der
Batterien um 65 gewachſen eine Vermehrung, welche, wie ich aus
drücklich konſtatiren will, in dieſem hohen Hauſe bis auf den heuti-
gen Tag einen ernſthaften Widerſpruch nicht erfahren hat. Man
kann dem Reichstage unzweifelhaft den Vorwurf nicht machen, daß
er hinter dem zurückgeblieben ſei, was die Regierung im Jntereſſe
unſerer Wehrhaftigkeit für nothwendig erachtete.

Jch komme zu dem s 1 meines Antrages, welcher ſchon in der
Kommiſſion geſtellt worden iſt. Derſelbe enthält eine etwas kleinere
Ziffer, nämlich ſtatt einer Erhöhung auf 4608 409 Mann nur eine
Erhöhnng auf 441 200 Mann. Die Herabſetzung bezieht ſich nur auf
eine verhältnißmäßig unbedentenden Theil der Regierungsvorlage,
ſie bezieht ſich nicht auf die Neuformationen, ſondern auf die Ver
ſtärkuug der zerſtreuten Bataillone. Dieſe Bataillone ſollen nach
der Regierungsvorlage vermehrt werden um 12 Mann. Bei der
Behandlung dieſer Frage in der Kommiſſion bezog ſich das Einzige,
was über dieſe Vermehrung geſagt wurde, eigentlich auf die
Forderung der Erhöhung der Praäſenzſtärke nach dem Prinzip
von einem Prozent der Bevölkerung. Als im Jahre 1880
das Septennat feſtgeſtellt wurde, war in der Regierungs-
vorlage eine Erhöhung der Präſenz nach dem Satze von Prozent
enthalten. Jch war damals nicht in der Kommiſſion, aber ich ent
nehme aus dem Kommiſſionsbericht und ans den Protokollen, daß
auch damals auf Seiten derjenigen welche vollſtändig auf der
Seite der Regierung ſtanden, ſehr weſentliche Bedenken obwalteten,
das Prinzip der Vermehrung auf 1 Prozent der Bevölkerung zu
bewilligen, und daß 1 Prozent geſtrichen und die entſprechende
Ziffer ſo eingeſetzt wurde was ja doch gar keinen anderen Zweck
haben konnte, als den, daß das Prinzip der Vermehrung der
Präſenzſtärke nach dem Wachſen der Bevölkerung nicht Platz
greifen ſollte. Nun hat uns die neuere Vermehrung den
Eindruck machen müſſen, als ob die Militärverwaltung ſagen
will Wir vermehren jetzt prinzipiell das Heer anf 1 Prozent der
Bevölkerung, und das, was bei Ausfüllung der beſtehenden For
mationen übrig bleibt, wird für andere Formationen verwendet. Nicht
militäriſche Rückſichten ſind es alſo, ſondern lediglich rechnungsmäßige,
welche die Vermehrung der einzelnen Bataillone fordern. Denn wie man
auf einem anderen Wege zu dieſen Ziffern kommt, iſt mir vollſtändig
unklar; ich habe daher eine niedrigere Ziffer in meinem Antrage
vorgeſchlagen. Was den zweiten Theil meines Antrages betrifft,
ſo hatten wir bis zur Feſtſetzung der zweijährigen Dienſtzeit die
Ausdehnung der Rekrutenvakanz beantragt. Nun iſt uns von
Seiten der Militärverwaltungg gegen den materiellen Ju-
halt dieſes Antrages ſehr viel eingewendet worden. Wir
haben dieſen Bedenken ſo weit Rechnung getragen, daß wir
den Eingang uuſeres Antrags weggelaſſen haben. Wir ſind dann
in der Kommiſſion für eine möglichſte Erleichterung der Dienſtzeit
eingetreten gegenüber der ganzen Tendenz der Vorlage, die Dienſt
zeit hinaufzuſetzen und hinaufzuſchrauben, ſchien uns ein ſolches
Gegengewicht abſolut nothwendig. Der Kriegsminiſter hat ſich da
gegen verwahrt, daß er die Abſicht habe, die e Dieuſtzeit
jinaufzuſetzen (Der Reichskanzler Fürſt Bismarck betritt den Saal),
aber es handelt ſich doch zunächſt um die faktiſche Dienſtzeit, bei
der nach der Vorlage eine Verlängerung folgen muß in einem
größeren Umfange, als es bisher der Fall geweſen iſt; die Frage
der Verkürzung der Dienſtzeit wollen wir hier nicht zu einer Pro

rammfrage machen, auf der wir aus reinen Parteirückſichten be
tänden. Aber die Anzahl der Tauſende, welche dadurch perſönlich

getroffen werden, iſt ſo außerordentlich groß und wie ſchwer
die Länge der Dienſtzeit empfunden wird, weiß Jeder,
der die Dinge genau betrachtet hat. Die öffentliche
Meinung geht dahin, daß es abſolut nothwendig iſt, eine Er
leichterung zu ſchaffen. Jch will nur auf einen Punkt hinweiſen,
über den ich perſönliche Erfahrungen geſammelt habe, wenigſtens
in einzelnen Erwerbszweigen: der Druck der gegenwärtigen Länge der
Dienſtzeit wird immer ſtärker empfunden je weiter Sie das
Rekrutenkontingent ausdehnen, und je länger die Leute
durch den Dienſt beanſprucht werden. Dieſes mag für
die von geringerer Bedeutung ſein, welche ſich für denſelben nicht
eine beſtimmte Fertigkeit anzueignen brauchen; für alle
anderen aber, denen eine ſolche für ihr Gewerbe nöthig iſt,
ſind die allerſchwerſten Nachtheile mit dem Dienſt verbunden
Der Mann kommt zur Truppe in einem Stadium, wo er ſich
dieſe Fertigkeit noch nicht ganz angeeignet hat; er bleibt eine Reihe
von Jahren bei der Truppe, dann kehrt er zu ſeinem Berufszweig
zurück, und zwar anders, als er herausgegangen iſt. Er kommt vor
allen Dingen in den allerſeltenſten Fällen mit dem Willenzurück, etwas
neu zu lernen, was er verlernt hat. Die große Anzahl ſchlecht
ausgebildeter Handwerksgehülfen, über welche zur Zeit ſo viel
Prr; t wird, wird nicht mit Unrecht von vielen Seiten auf dieſe

erhältniſſe zurückgeführt. Nun weiß ich ſehr wohl, daß dieſen
Dingen nicht abſolut abgeholfen werdenkann, aber die uebelſtände müſſen
bis zu einem gewiſſen Grade vermindert werden. Wir wünſchen dies,



ſicht glaubender Civiliſt derartig verfährt.

nicht aus Parkeirückſichten, ſondern im Jntereſſe unſeres Hand-
werks ſelbſt.

Jch komme nun auf die Frage, welche gegenwärtig den Schwer-
punkt unſerer Verhandlungen bildet. Nach den erſten Verhaudlungen,
welche nach Einbringen der Vorlage ſtattfanden, mußte man än
nehmen, daß die Zeitfrage für dieſes Geſetz eine verhältnißmäßig
untergeordnete Bedeutung habe und dieſe Meinung wurde von
vielen Seiten des Hauſes getheilt. Jch muß hier auf einen Satz in den
Motiven zurückgreifen, in welchem es heißt: „Es erſcheint geboten,
mit den entſprechenden Maßregeln nicht bis zum Ablauf der Dauer
des gegenwärtig giltigen Geſetzes zu warten. Allerdings zeigt ſich
hierbei daß eine Periode von ſieben t nicht unter allen Um
ſtänden für die Weiterentwickelung unſerer Wehrkraft maßgebendſein kann, aber andererſeits läßt ſich doch aus der gegenwärtigen

Lage kein Grund entnehmen, einer neuen Geſetzesvorlage von
Hauſe aus eine geringere Giltigkeitsfriſt zu geben.“ Wenn
dieſer Satz beſagen ſoll, die Regierung hat nicht auf
ein Aeternat kommen wollen, ſo iſt doch andererſeits damit geſagt,
daß eine geringere Gültigkeitsdauer als ſieben Jahre nicht für
ſtatthaft gehalten wird. ir haben bisher eigentlich nie ein Sep-
tennat gehabt, ſondern immer uur ein Sextennat, denu jedesmal
nach ſechs Jahren hat eine Neubildung ſtattgefunden.
Was das Septennat betrifft, ſo muß ich doch auf die
Verhandlungen kommen, bei welchen das Septennat im Jahre 1874
zuerſt in dieſem hohen Hauſe angenommen iſt. Die Regierung
hatte beautragt, die Präſenzziffer bis zu „anderweitiger geſetzlicher
Regelung“ feſtzuſtellen. Demgegenüber war es eine ſehr ſtarke
Konzeſſion, wenn der Reichstag des Septennat beſchloß;
dadurch ſind die ferneren Vorlagen und auch die gegenwärtige auf
ſieben Jahre feſtgeſetzt worden. Weil man nun das Geſetz mit
einer gewiſſen Regelmäßigkeit eingebracht hat, darf man die ſieben
Jahre doch nicht als feſte Reichsinſtitution anſehen. Aus den
Verhandlungen im Jahre 1880 ging dies auch hervor.
Was den Werth eines Aeternats gegenüber einer temporären Be
willigung betrifft, ſo birgt die letztere anerkanntermaßen keine
Gefahr, denn es wird niemals der Fall eintreten, daß ein Reichstag
an der feſtſtehenden Präfenzziffer auch nur zu rütteln verſuchen
möchte; aber es enthält auch keinen Vortheil, denn behufs Ver-
mehrung der Präſenzziſfer müßte die Reichsregierung auch imZuſtande des Aeternats die Bewilligung nachſuchen. n hat Herr Graf

Moltke geſagt, es handle ſich bei der Armee um eine Jnſtitution, welche
für ihre Wirkſamkeit der Dauer bedürfe. Nun, dieſer Gedanke iſt
doch bereits durchgeführt, weun wir die z m eines Pro-
viſoriums auf 3 Jahre ausſprechen wollen. Die beauſpruchten 7
Jahre ſind au ſich daſſelbe Proviſorium, wie das auf 3 Jahre,
nämlich eine temporäre Bewilligung. Die Erfahrung hat nun
ist daß, je länger der Zeitraum iſt, der zwiſchen zwei Berathungen

ieſer Materie verſtreicht, deſto größer die Schwierigkeiten ſind, welche
ch einer Bewilligung auf längere Zeit entgegenſtellen. Das
chafft Mißlichkeiten für die gauze Politik. Das Beſte und

Richtigſte und der für Regierung und Armeeverwaltung vortheil-
hafteſte Zuſtand wäre durch die jährliche Bewilligung ausgedrückt
und ich bedauere, daß ein ſolcher Antrag nicht gerade von der kon
ſervativen Seite geſtellt worden iſt; eine Diskuſſion der Verhält-
niſſe nach Verlauf mehrerer Jahre iſt jedenfalls nicht von Vortheil
für Land und Volk und deren Stellung zum Auslande. Jch
wiederhole zum Schluſſe, wir ſind uns der Verantwortung nach
beiden Seiten hin ſehr wohl bewußt und dieſes Bewußt-

ſein beſtimmt unſere Stellungnahme. Beifall links.)
Präſident v. Wedell-Piesdorf erklärt, daß durch den Vor

reduner auch S 2' der Vorlage mit in die Debatte gezogen ſei unddaß er, falls Niemand Widerſpruch erhebe, die Dis hin auch auf

dieſen Paragraphen ausdehne. Es geſchehe dies nicht, er eröffne
daher die Debatte auch über S 2 und den zu demſelben geſtellten
Antrag der Abgg. Grafen v. Behr-Behrenhoff und Genoſſen.

s 2 lautet: „Vom 1. April 1887 ab werden die Infanterie in
518 Bataillonen, die Kavallerie in 465 Eskadrons, die Feldartillerie
in 364 Batterien, die Fußartillerie in 31, die Pioniere in 19 und
der Train in 18 Bataillonen formirt. Außerdem können von dem
gleichen Tage an bis zum 1. April 1888 16 Bataillone Infanterie
formirt werden.“

Der Antrag des Abg. Graf v. Behr u. Gen. (Nationalliberale
und Konſervative) will die Zahl 518 durch 534 erſetzen und den
Schlußſatz von „Außerdem“ abſtreichen.

Abg. Nichter (zur Geſchäftsordnung) erhebt dagegen Wider-
ſpruch, da ein ſolches Verfahren das Haus in eine Zwangslage ver-
ſetzen würde, die er von vornherein entſchieden ablehnen müſſe.

Präſident v. Wedell: Jch habe bereits konſtatirt, daß das
Haus mit meinem Vorſchlage einverſtanden ſei; ich erkenne aber
gleichzeitig an, daß das Haus jeder Zeit befugt iſt, zu beſchließen,
die Diskuſſion wiederum zu trennen. Jch würde deshalb den Ein-
ſpruch des Herrn Abg. Richter als Antrag auffaſſen müſſen die
Verbindung der 88 1 und 3 in der Debatte wiederum zu trennen.

Abg. Nichter (zur Geſchäftsordnung): Jn dem Angenblick, wo
der Herr Präſident ſeinen Vorſchlag machte, habe ich mich erhoben,
um meinen Widerſpruch einzulegen. Der Herr Präſident hat aber,
ohne irgend eine Pauſe zu machen, ſofort ſich dahin geänßert, daß
die Verbindung beſchloſſen ſei. Es war gar nicht möglich, einen
Widerſpruch geltend zu machen.

Präſident v. Wedell: Jch hatte zu meinem Bedauern nicht
bemerkt, daß der Herr Abg. Richter aufgeſtanden war; ich glanbe
aber, wie geſagt, daß keine Schwierigkeit vorliegt. Wenn der Herr
Abg. Richter den Antrag ſtellt, ſo werde ich den Beſchluß des
Hauſes herbeiführen.

Abg. Richter (zur Geſchäftsordnung): Jch erlaube mir dieſen
Antreg zu ſtellen.

bg. Windthorſt (zur Geſchäftsordunng): Da die Verbin
dung der beiden Paragraphen als beſchloſſen verkündet iſt, ſo halte
ich es nicht für erlaubt, dieſen Beſchluß wieder rückgängig zu
machen, wenn ich auch andererſeits meine Bedenken gegen eine
ſolche Verbindung hege.

Präſident v. Wedell: Ich glaube nun doch, einen Beſchluß
über den Antrag Richter herbeiführen zu müſſen.

Derſelbe wird mit großer Mehrheit abgelehnt, die Diskuſſion
erſtreckt ſich alſo fernerhin auf die 88 1 und 2 und die dazu ge
hörigen Anträge.

Reichskanzler Fürſt von Bismarck: Die verbündeten Re
dieſe Vorlage der Ueberzengung Ausdruck
aft des Deutſchen Reiches, ſowie ſie augen

W dem deutſchen Volke nicht diejenige Bürg-
ertheidigung des Reichsgebietes gewährt,

auf welches die deutſche Nation ein unverjährbares
Recht hat. Dieſe Ueberzeugnug der verbündeten Regierungen iſt
begründet durch das Urtheil, durch das einſtimmige Ürtheil aller
militäriſchen Autoritäten Deutſchlands, Autoritäten, deren Kompetenz
überall und gen anerkannt wird mit alleiniger Ausnahme des
deutſchen Reichstages. (Zuſtimmung rechts, Widerſpruch links.) Jch
wiederhole durch das einſtimmige Urtheil derjenigen militäriſchen
Autoritäten, welche ſich der Anerkennung ganz Europas
erfreuen, und deren Urtheil nur dasjenige der Herren Richter,
Windthorſt und Grillenberger entgegentritt. Widerſpruch links.)
Bin ich im Jrrthum, ſo müßten die Berichte über die Verhandlun-
gen im Hauſe unrichtig ſein. Jch will mich de nicht weiter
darüber auslaffen mit Bezug darauf. Es hat ſich bisher vorwiegend
um militäriſche Fragen gehandelt. ch kann in der That nicht

lauben, daß dieſe Herren, die ich ſoeben nannte, ſo weit gehen
ollten, ihr eigenes Urtheil in militäriſchen Fragen über das des

Feldmarſchalls von Moltke zu ſtellen, über das des Kaiſers und
über das ſämmtlicher Mitglieder des preußiſchen Generalſtabes. Jch
kann nicht glauben, daß ein noch ſo einſichtiger und an ſeine Ein-S bin alſo genöthigt,
anzunehmen, daß die Herren in ihrer Oppoſition gegen die Geſetzes

gierungen haben dur
gegeben, daß die Wehr
blicklich beſchaffen

ſchaft für die

vorlage doch noch andere Gründe haben, ald die Ueber-
ugung, daß ihr militäriſches Urtheil das Urtheil aner-
annter Autoritäten übertreffe. (Widerſpruch links.) Aus

dem Murreu im Hintergrunde müßte ich den Schluß ziehen,
daß Sie bei dieſer meiner Einleitung etwas g anderes ver
mutheten, als ich zu ſagen beabſichtigte. Ob das ein Zeichen P
za Jemand von der anderen Seite ſich getroffen fühlte, will i
da n geſtellt ſein laſſen.

Sie ſetzen nun bei den verbündeten Regierungen andere Mo
tive für deren Handlung voraus, als wie das Bedürfniß, unſere
defenſive Wehrkraft zu ſtärken.
rungen acfallen

Es ſind in der Preſſe Aeuße
als hätte die ganze Militär Vorlage

keinen weiteren Zweck, als unter falſchem Vorwande neue verſtärkte
zeldbewilligungen zu erlangen. Es gehört dieſe Jnſinnation unter

dieſelbe Kategorie, in der Preßerzeugniſſe, wie die abenteuerlichen
Gerüchte, welche, wenn ſie über
ſofort geglaubt werden. Es iſt ein ſo abſurder Gedanke, daß wir
mit der Forderung von 20-30 Millionen eine Grundlage
für neue, exorbitante Steuervorlagen gewinnen wollen,
daß ich mich gar nicht weiter darauf einzulaſſen
brauche. Was den meoraliſchen Werth ſolcher Jnſinuationen
betrifft und deren ſo mache ich darauf aufmerkſam,
daß ſie ungefähr in gleicher Linie ſtehen würden, als wenn wir
ſagen würden, daß der Widerſtand gegen die Vorlage nur aus-
gegangen iſt von dem Wunſche, daß Deutſchland in dem nächſten
Kriege unglücklich ſein möge. (Sehr richtig! rechts, Widerſpruch
links.) Jch komme vielleicht auf dieſe Frage noch nachher zurück.
Ein anderes Motiv für die Verſtärkung des deutſchen Heeres
könnte vielleicht darin geſucht werden, daß dieſelbe etwa gewollt
aus denſelben Gründen, aus denen ein eroberungs- und kriegs-
luſtiger Monarch eine ſtarke Armee erſtrebt in der Abſicht, demnächſt
einen Krieg zu führen, ſei es, um beſtimmte Zwecke durchzuſetzen
und etwas zu erobern, ſei es, das Prinzip des praktiſch
durchzuführen, das Bedürfniß, ſich in die Angelegenheiten anderer
Mächte vorwiegend einzumiſchen, z. B. die orientaliſche Frage
von hier aus zu reguliren. Dergleichen Befürchtungen
liegen natürlich in dieſem Falle vollſtändig fern. Manbraucht nur daran zu denken, wie friedliebend die Politik Seiner
Majeſtät des Kaiſers ſeit 16 Jahren geweſen iſt. Se. Majeſtät
der Kaiſer hat ſich bewogen gefühlt, zwei große Kriege zu führen,
aber beide Kriege waren ein uns überkommenes zwingendes
hiſtoriſches Ergebniß früherer Jahrhunderte. Sie werden die
Thatſache uicht beſtreiten, daß der gordiſche Knoten, unter deſſen
Verſchluß die ganzen Rechte Deutſchlands lagen, das Recht
großer Nationen nämlich, zu leben und zu athmen, nur
durch das Schwert gelöſt werden konnte (Sehr richtig! rechts),
und daß auch der franzöſiſche Krieg nur eine Vervollſtändigung
der kriegeriſchen Kämpfe bildete, durch welche die Herſtellung der
deutſchen Einheit, des nationalen Lebens der Deutſchen, geſchaffen
und ſichergeſtellt werden konnte. Wir haben keine kriege-
n Bedürfniſſe, wir gehören zu den Staaten, die Fürſt
Metternich als ſaturierte Staaten bezeichnete. Und außerdem,
ſelbſt wenn dies der Fall wäre, blicken Sie doch auf die friedlie-
vende Thätigkeit ich fage das nach dem Ausland hin eben ſo
gut wie hier im Reichstage der kaiſerlichen Politik.

Jn den letzten 16 Jahren nach dem Fraukfurter Frieden war
es unſer erſtes Bedürfniß, den Frieden möglichſt lange zu erhalten
und zu benutzen, um das deutſche Reich zu konſolidiren. Dieſe
Aufgabe war keine leichte. Jm Reichstage ſelbſt iſt uns damalsvorgehalten worden das Ergebniß unſerer Politik ſei
eine Situation, in der der Friede höchſtens auf vier bis
fünf, vielleicht nur drei Jahre geſichert ſei. Nun iſt es uns
aber gelungen, den Frieden ſeit ſechszehn Jahren zu erhalten. Unſere
Aufgabe haben wir zuerſt darin erkannt, die Staaten, mit denen
wir Krieg geführt hatten nach r zu verſöhnen. Es iſt
uns dies vollſtändig gelungen mit Oeſterreich. Dieſe Abſicht be
herrſchte bereits die riedensverhandlungen zu Nikolsburgim Jahre 1866. Es hat uns ſeitdem das Beſtreben nicht verlaſſen,

die Anlehnnng an Oeſterreich wieder zu gewiunen, die wir vorher
nur vorübergehend verloren hatten und die wir in Wirklichkeit jetzt
beſitzen. (Beifall) Wir ſtehen mit Oeſterreich in einem
ſicheren, vertrauensvollen Verhältniß wie es weder im
deutſchen Bunde trotz aller geſchriebenen Verträge, noch früher imheiligen römiſchen Reiche ans der Fall geweſen iſt. (Beifall.)

Wir haben uns jetzt über alle Fragen, welche ſeit Jahrhunderten
ſtreitig waren in tie Vertrauen und gegenſeitigem
Wohlwollen auseinandergeſetzt. Jn dieſer Beziehung iſt alſo jede
Beſorgniß beſeitigt. Es war die Ausſöhnung mit Oeſterreich nicht
allein das Ziel, welches unſerer Friedenspolitik vorſchwebte. Wir
erinnerten uns daran, daß die n der drei großen öſt
lichen Mächte in Europa dieſes über 30 Jahre im Frieden
erhalten hat, und zwar in einer E egt wo alle diejenigen
Momente entſtanden ſind, die den Wo Iſtand, den wirthſchaft
lichen Aufſchwung, die geſammte wiſſenſchaftliche und techniſche
wickelung Europas gebracht und gefördert haben.

Die Quellen davon liegen in dem Zeitraum, in dem die heilige
Allianz uns den Frieden erhalten hat. Das wird Jedermann ein-
leuchten, der einen Vergleich zieht zwiſchen unſerer wirthſchaftlichen

nt

Sitnation, zwiſchen dem Maß von Wohlhabeuheit und civiliſatoriſcher Enlwiclung, das in Deutſchland vorhanden war

im Jahre 1816 und im Jahre 1886. Der Unterſchied
iſt ein ſo gewaltiger, wie er kaum je in früheren Jahrhunderten
in den leitenden Epochen ſtattgefunden hat. Der Fortſchritt zur
Wohlhabenheit der Geſammtheit iſt ein weit größerer geworden.
Jch weiß nicht, ob es uns gelingen wird eine weitere Friedens
epoche von derſelben änge, von 30 Jahren her
zuſtellen. Unſere Bemühungen dazu ſind aufrichtig. Vor
allem brauchen wir dazu ein ſtarkes Heer das ſtark genug iſt, um
unſere eigene Unabhängigkeit ohne jeden Bundesgenoffen ſicher zu
ſtellen. (Sehr wahr! rechts.) In Anbetracht dieſer Wirkungen der
früheren Freundſchaft der drei großen Oſtmächte haben
wir nicht blos die Ausſöhnung mit früheren Gegnern,
ſondern auch die Neubegründung der Frl zwiſchen den
jetzigen drei Kaiſermächten als unſere Aufgabe betrachtet. Unſere
eigenen Beziehungen zu Rußland waren dabei ſtets
freundliche, unſere Freundſchaft mit Rußland hat gar keine
Unterbrechung erlitten, und iſt auch heute über jeden
Zweifel erhaben. (Hört! hört! links.) Jeder Gedanke, als ob Ruß-
land durchaus uns angreifen wollte, iſt entſchieden zurückzuweiſen. Von
Rußland haben wir weder einen Angriff, noch eine feindſelige
Politik zu erwarten, und ich kann auch ſagen, daß die Beſtrebungen
der polniſchen Abgeordneten, die ſonſt etwa gegen die Stärkung
deutſcher Macht wider Rußlands Angriffe ſtimmen würden, nichts
von einem ruſſiſchen Kriege zu erwarten haben, und ich muß der
Wahrheit die Ehre geben und ſagen: Alle die Motive zu der Vor
lage, die man aus unſeren Beziehungen zu Rußland hergenommen
at, ſind nach meiner politiſchen Auffaſſung hinfällig;leben mit Rußland in freundſchaftlichen

Beziehung, wie unter dem hochſeligen Kaiſer und dieſe Beziehungen
eſtört werden. Was hätten
ußland Kämpfe zu ſuchen?

geſtört werden;

werden unſererſeits auf keinen Fall
wir auch für Jutereſſe daran, mit
Unſererſeits wird der Friede mit Rußland nicht werd
daß man uns von ruſſiſcher Seite angreifen werde, laube ich nicht,
auch nicht, daß man nach Bündniſſen ſucht, um in erbindung mit
anderen uns anzugreifen, oder daß man von Schwierigkteiten, die
wir haben können, Gebrauch machen würde, um uns anzugreifen.
Der Kaiſer Alexander III. von Rußland hat jeder Zeit den Muth
einer Meinung gehabt, und wenn man in Rußland die freundſanſtihen Beziehungen abbrechen wollte, ſo wäre er der erſte,

welcher es ſagen würde. Es iſt allerdings die
keit nicht ger daß wir, wie Friedrich derGroße im ſiebenjährigen Kriege, die Errungenſchaften
der beiden erſten ſchleſiſchen r unſererſeits unſere Errungen-
ſchaften noch in einem W riege zu vertreten haben könnten.
Friedrich II. hatte ſeine Errungenſchaften zu vertheidigen gegen
große Koalitionen ſeitdem en ſich aber große Verände
rungen in den europäiſchen Konſtellationen vollzogen. Wir
werden alſo Händel mit Rußland nicht haben, wenn wir nichtnach Bulgarien gehen, um ſie dort zu ſuchen. (Zuſtimmun rechts.)
Es iſt merkwürdig, daß die Preſſe derſelben Partei we che jetzt

egen dieſe Vorlage iſt, vor weni Monaten alles Mögliche gethanhat um uns in einen Krieg mit Rußland zu verwickeln. Ich bin
damals ganz erſtaunt geweſen, als ich las, mit welchen leiden
ſchaftlichen Argumenten Zeitungen wie das Berliner ageblatt“,
„Freiſinnige Zeitung“, „Volkszeitung“ und „Germania vor allen
Dingen aber das „Berliner ageblatt“ und die Germania (es
iſt ja immer eines von dieſen Blättern die Eideshelferin des
anderen in der Beſchimpfung der Regierung) für Bulgarien und
ſeinen damaligen Fürſten Rußland gegenüber den Handſchuh auf-
nahmen. So ſchrieb das „Berliner Tageblatt“: „Wenn die Grund
lagen des europäiſchen Friedens derartig erſchüttert ſind, daß ſie
nur durch ein Mittel erhalten werden können, welches die Moral
untergräbt, dann iſt es die Frage, ob nicht ein geſunder
Krieg einem ſo krankhaften Frieden vorzuziehen ſei.“ Heiterkeit.)
Die e war nicht ſo geradezu, aber ſie iſt ihrer Natur
nach viel ſchärfer und bitterer gegen die Regierung. Jch muß

acht ausgeſchrien werden, kindiſch

Möglich- S

betreffs der Zumuthung dieſer Preſſe, daß wir nach Bulgarien
laufen ſollten, um „dort binten in der Turkei“, wie man früher zu
ſagen pflegte, Händel zu fuchen, die wir hier nicht finden können,
agen, wir bätten verdient, wegen Landesverrath vor Gericht ge

ſtellt zu werden, wäre ich auch nur einen Augenblick auf den Ge
danken gekommen, mich darauf einzulaſſen Heiterkeit und
Beifally. Jch kann nicht umbin zu ſagen, es hat mich
tief bedrückt, ein ſolches auffallendes Pathos in deutſchen
Blättern zn finden, um uns zu nöthigen, mit Rußland Krieg zu
führen. Als ich dieſe Deklamationen zuerſt las, ſie ſind zum
Theil weinerlich, zum Theil pathetiſch da fiel mir unwillkürlich
die Scene aus Hamlet ein, wo ein Schauſpieler deklamirt und
Thränen vergießt über das Schickſal von Hekuba; er ver-
gießt wirklich künſtliche Thränen und Hamlet ſagt ich
weiß nicht, benutzt er einen Ausdruck, der bei uns noch nicht
das parlamentariſche Bürgerrecht gewonnen hat, nämlich „Schuft“
oder benutzt er ihn nicht kurz und gut, er ſagt: „Was iſt ih
Heknba?“ Was ſollen dieſe Deklamationen heißen; was ſoll uns
Bulgarien Es iſt uns vollſtändig gleichgiltig, wer in Bulgarienregiert und was in Bulgarien geſchieht. ch wiederhole Alles,

wäs ich früher in Bezug auf die ſo oft todtgerittenen „Knochen des pommerſchen Grenadiers“ geſagt
habe: die anze bulgariſche Frage iſt für uns keine
Kriegsfrage. ir werden uns das Leitſeil des Krieges von Nie
mandem um den Hals werfen laſſen, um uns mit Rußland zu
überwerfen. Die Freundſchaft Rußlands iſt uns wichtiger wie die
Freundſchaft von Bulgarien und die Freundſchaft von allen
Bulgarenfreunden bei uns hier im Lande. (Beifall rechts.) Jch kann mich
der Hoffnung hingeben, daß es uns jetzt gelungen iſt, dahin zu kommen,
daß wir weit entfent ſind von der Wahrſcheinlichkeit, mit Oeſterreich
oder Rußland Händel zu bekommen. Es liegen gar keine Motive
vor, die uns dazu veranlaſſen könnten. Für uns iſt am wichtigſten
der Schutz, den der Fremde durch unſere Freundſchaft mit dieſen
beiden Mächten genießt, ich möchte ſagen, der Friede wird geſichertdurch eine Art Quarré, welches die drei aiſerreiche unter ſich formiren,

Die Schwierigkeit unſerer Aufgabe liegt nicht darin den Frieden
mit Oeſterreich und Rußland zu unterhalten, ſondern der
Frieden zwiſchen beiden. Da liegt die Sache anders di
beiden ſind wirklich rivaliſirende Mächte und hier liegen
miteinander konkurrirende m welche die Erhal-
tung des Friedens zwiſchen dieſen unſeren Freunden umſo Jcwieriger macben, als es uns obliegt, dieſe Schwierigkeiten
nach Möglichkeit zu beſeitigen, den Anwalt des Friedens gegenüber
den Anregungen panuſlawiſtiſcher und parlamentariſcher Natur, An
regungen, wie ſie in der Preſſe oder den parlamentariſchen Körper-
ſchaften in beiden Ländern oft hervortreten. Bei unſeren Be-
mühungen, Advokat des Friedens zu ſein, laufen wir Gefahr, da
wir in Oeſterreich und noch mehr in Ungarn als ruſſiſch bezeichnet
daß wir in Rußland für öſterreichiſch gehalten werden. Aber da
müſſen wir uns gefallen laſſen, wenn es uns nur gelingt, den
Frieden Europas zu erhalten.

Nicht minder aufrichtig und angeſtrengt ſind unſere Be
mühungen geweſen, nach dem ſrwg böſe Kriege die Verſöhnung
mit Frankreich herbeizuführen. Ob wir da ſo C eweſen ſind,
wie im Oſten, iſt die Frage. Was den Oſten betrifft, ſo würde uns
der nicht zu einer Vorlage dieſer Art beſtimmt haben. Jn Frankreich
aber liegen die Verhältniſſe anders. Jch kann nur nach meinem
politiſchen Urtheil ſprechen, aber ich kann für mich geltend machen,
daß ich 36 Jahre in der großen europäiſchen Politik thätig bin
und daß ich auf jene Epochen und Vorgänge mich berufen
kann, in deuen mein politiſches Urtheil das richtige geweſen
iſt und namentlich richtiger als das der parlamentariſchen
Oppoſition, die mir gegenüberſtand. (Beifall rechts.) Die Frage,
wie wir mit Frankreich in Zukunft ſtehen, iſt für mich nicht minder
wichtig als unſere Befürchtungeun zu Rußland und Oeſterreich über
Jtalien und England ſpreche ich nicht, weil dieſe uns keinen Grund
zu Beſorgniſſen geben. Unſere Beziehungen zu dieſen beiden ſind
bei der Frage der Vermehrung unſerer Streitkräfte nicht ebend.
Zwiſchen uns und Frankreich iſt das Friedensverhältniß deshalb ſchwerer,
weil da ein langjähriger hiſtoriſcher Prozeß zwiſchen beiden Ländern
liegt. Von dem Zeitpuukt an, wo Frankreich ſeine politiſche Einigkeit
erreicht hat, hat auch das in Frageſtellen der deutſchen Grenze begonnen.
Wenn wir es in rein hiſtoriſchem Zuſammenhange betrachten, ſo
begann dies mit der Wegnahme der drei Bisthümer Metz, Toul und
Verdun. Seitdem hat kanm eine Generation in Dentſchland gelebt,
welche nicht genöthigt geweſen iſt, in den Krieg gegen Frankreich zuziehen. Auch jetzt iſt dieſer feindſelige Zuſtand noch nicht abgeſchloſſen.

Jch kann meine Vermuthung dahin ausſprechen, daß dies im r
zöfiſchen Volkscharakter liegt. Wir haben unſererſeits alles gethan,
um die Franzoſen zu gewinnen. Wir ſind Frankreich in e
Wünſchen entgegengekommen nur nicht in dem, daß e
mehr oder wenige Strecken deutſchen Landes wiederzuerobernwünſcht. Wir ſabet unſererſeits nicht nur keinen Grund,
Frankreich anzugreifen, ſondern auch gar nicht die Abſicht, einen
Krieg mit ihm zu führen. Dieſer Gedanke liegt uns ganz fernund bat mir beſonders immer fern gelegen. (Beifall.) Ich bin ſuſeieden

eweſen, daß die Luxemburger Angelegenheit 1867 einen friedlichen
usgang nahm. Wie es in Zukunſt mit dem Frieden von dieſer Seite

ausſehen wird, das kann ich nicht genau wiſſen. Jch kann der
Puten ar r nicht ſo in die Karten ſehen. (Beifall.) Mein

irken wird nie dahin gehen, mit Frankreich Krieg zu führen, aber des
halb wird er doch geführt werden, und je ſpäter, um unter ſo günſtigerer
Umſtänden. Wir haben ſchon 1870 unter günſtigeren Umſtände
n als es 1867 der Fall geweſen ſein würde. Wenn diegran en aber ſo lauge mit uns Frieden halten wollen, bis wir
e angreifen wenn wir deſſen ſicher ſein könnten, daun hätten

wir immer Frieden. (Beifall.) Was ſollten wir auch von Frankrei
erſtreben? Sollten wir noch weiter franzöſiſche Länder zu
Deutſchland annektiren? Als es ſich 1871 darum handelte
ob wir Metz und Belfort oder nur eins nehmen ſollten ge
tatten Sie mir dieſe hiſtoriſche Reminiscenz da habe ich mich mit
hiers darüber J der mir ſagte: eins können wir nun

miſſen entweder Belfort oder Metz. Wenn wir beide nehme
wollten, dann wäre keine Ausſicht z Frieden. Er wünſchte nu
dringend, daß er uicht genöthigt ſein ſollte, dieſer Berathung wegen
nach Bordeaux zurückzugehen. Da habe ich mich mit unſeren mili
täriſchen Autoritäten und namentlich mit meinem hochverehrten an
weſenden Freunde n v können wir darauf eingehen, eins
von beiden zu miſſen Jch habe die Antwort erhalten: Belfort
a Metz nicht. Die Frage iſt die, ob wir 100000 Mann
chwächer ſein ſollen gegen die Frauzofen, wenn ein
neuer gricß ausbricht, oder nicht. Darauf habe ich geſagt:„Nehmen wir Metz!“ Wir ſtehen jetzt vor derſelben Frage, ob wir,
wenn ein Krieg von Neuem ausbricht, 100 000 Mann ſchwächer
ſein ſollen, als wir könnten, oder nicht. Ob Sie den
Wert von Metz oder Metz aufgeben, das iſt von
derſelben ſchweren Bedeutung für unſere Sicherheit, als ob

ie 100 000 Mann verweigern. (Beifall.) Alſo ziehen Sie vor,
den Franzoſen zu ſagen: „Seid ſo gut und nehmt Metz zurück!“,s iſt das ungefähr daſſelbe, als wenn Sie jetzt uns die Verſtär

ung der Armee, die wir nach dem Urtheil unſerer militäriſche
Autoritäten zu gebrauchen glauben, verſagen. h

„Jch will nur wiederholen: Wir wollen Frankreich nicht an
greifen unter keinen Umſtänden. Es

ei denen ein franzöſiſcher Angriff auf
e

iebt nun viele Franzoſen,
eutſchland nicht populär iſt.

Sie werden, wenn Sie die franzöſiſche Geſchichte kennen,
mir Recht geben, wenn ich ſage, daß in Frankreich in ſchweren
Momenten immer du energiſche Minoritäten und nicht
durch die Majoritäten die Entſcheidung erfolgt iſt. Die-
jenigen, welche den Krieg mit uns wollen, ſuchen einſtweilen
ihre Abſicht zu verdecken ihre Aufgabe iſt es aber, das ken sacrézu unterhalten, eine Aufgabe, die Gambetta dahin definirte: ne
pas faire la guerre, mais e penser toujours. Das
t auch heute noch die Signatur der franzöſiſchen

ituation. Die Befürchtung aber, daß wir Frankreich an
greifen werden, iſt unwahr. Wer das in Frankreich ausſpricht,
weiß, daß er die Unwahrheit fagt. Nichtsdeſtoweniger fährt man
fort, ſelbſt bei dem S r Franzoſen, Jacques Bonhomme,
der lieber ſeinen Acker baut, als in den Krieg zieht, die Jdee zu
verbreiten und die Jlluſion zu unterhalten, daß er ununterbrochen
von dem ruchloſen Deutſchen bedroht ſei, der ihm, ich weiß nicht
was, abnehmen wollte. Und dabei haben ſie doch garnichts, was
wir von ihnen begehrten (Heiterkeit).

Jch habe nun das feſte Vertrauen, daß die Leute, die jetzt in
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Frankreich an der Regierung ſind, den Krieg mit uns nicht wollen,
hen ſo wenig wie die früher an der Regierung befindlichen
Freycinet oder Ferry. Aber dies Verkrauen auf die friedliche Geſinnung
der franzöſiſchen Regierung und eines großen Theils des franzöſiſchen
Volkes kann mich doch nicht bis zu dem Grade in Sicherheit
einwiegen, daß ich ſagen kaun, wir haben einen frauzöſiſchen Krieg
ar nicht mehr zu fürchten. Jch bin der Meinung, wir haben ihn

zu fürchten durch einen Angriff Frankreichs ob in zehn Tagen
der Jahren, kann ich nicht eutſcheiden. Das hängt ganz
von der Dauer der Regiernng ab. Als Freycinet zurücktrat, hat
da jemand 24 Stunden vorher eine Ahnung davon gehabt
Anch nachher hat man geranme Zeit gert wer der Nachfolger
ſein würde. Jn welcher Verlezenheit die Herren mit ihrer Parla
mentsherrſchaft waren, haben wir alle gewußt. Was daraus werden
würde, wußte keiner. Es konute anders kommen und ein weniger
friedliebendes Regiment aus dieſer Kriſis hervorgehen. Alſo auf die
Haner iſt es unmöglich, daß eine Regierung ans Ruder kommt,
deren Polikik auf Frieden berechnet iſt. Jetzt hält man das Feuer
ſorgfältig unter der Aſche, und da kann ich auf keine friedliche
Verſicherung etwas geben, keine Redensart kann mich darüber voll
ſtändig bernhigen, ebenſo wenig, als wenn hier im Parlament
geſagt wird, wenn Gefahr eintritt, dann ſtehen wir
mit Gut und Blut ein. Das ſind Worte, Worte
ſind keine Soldaten, Reden find keine Bataillone. Wenn wir den
Feind im Lande haben, und ich leſe ihm dieſe Reden vor, dann
igcht er mich aus (Heiterkeit). Wir müſſen ſtets darauf vorbereitet
ſein, daß uns Frankreich angreift. Wir ſind im Beſitz des Elſaß,
des ſtreitigen Objekts. Daß Frankreich nach deſſen Wiedereroberung
nicht ſtrebte, kann keiner behaupten, der ſich irgendwie um die
Keußernugen der franzöſiſchen Preſſe kümmert. Hat es ſchon ein
franzöſiſches Miniſterium gegeben, das den Muth hatte, öffentlich
und bedingungslos zu ſagen: „wir verzichten auf Elſaß“,
wir gecephren die Grenzen des Frankfurter Friedens,
wie wir die des Pariſer Friedens 1815 acceptirt haben
und wir beabſichtigen keinen Krieg? Giebt es in Frankreich ein
Miniſteriumn, das den Muth dazu gehabt hätte? Es giebt es des
halb nicht, weil die öffentliche einung in Frankreich
dagegen iſt, weil ſie gewiſſermaßen eine mit Exploſions-
dampf gefüllte Maſchine bleibt, wo eine einzige ungeſchickte
Bewegung hinreichen kann, um das Ventil zu öffnen, die
Maſchine zu ſprengen und den Krieg herzuſtellen. Es wird das
Fener ſo ſorgfältig geſchürt und gepflegt, daß man auf die Abſicht,es nicht oder zunacht nicht zu benutzen, um es in das Nachbarland

hineinzuwerfen, daß man auf dieſe Abſicht in keiner Weiſe
bauen kann. (Sehr richtig! rechts.) Nun iſt ja die Frage:
Jſt die Möglichkeit, daß wir von Frankreich angegriffen
werden, an ſich ein ansreichender Grund, um dieſe Vorlage zu be
gründen? Jch habe bei meiner Motivirung keine Koalitionen,
Kombinationen und Konjekturen im Auge, ſondern die einfache
Möglichkeit, daß wir Frankreich ohne Bundesgenoſſen im
freien Felde gegenüberſtehen. Bedenken Sie, was das zu ſagen
hat. Unſer ganzer Handel zu Lande und zur See, unſere
ganzen induſtriellen Unternehmungen werden dann ins Stocken ge-
rathen. Die Kalamität, daß ein Krieg ausbrechen könnte, wird
ſchon ſehr viele verhindern, ſich auf ſolche Unternehmungen einzulaſſen.
Die Wahrſcheinlichkeit eines franzöſiſchen Angriffs auf Deutſchland
tritt ein, wenn eine andere Regierung wie die heutige in
Frankreich an's Ruder kommt und dieſe Grund hat, zu
glauben, daß Fraukreich uns ſchlagen würde, daß es uns
überlegen ſein würde. Dann, glaube ich, iſt der Krieg ganz
ſicher, ſobald Frankreich die Ueberzeugung hat, daß es uns ſchlagen
wird dieſe Ueberzeugung kann bernhen auf Bündniſſen. Jch
habe vorhin gezeigt, daß ich nicht glaube, daß ſolche Bündniſſe
ſtaktfinden werden, und das iſt auch unſere Aufgabe mit, danach
zu ſtreben, daß ſie verhindert werden. Jch will blos das Duell
zwiſchen uns und Frankreich ins Auge faſſen. Das kann eintreten,
ſobald Fraukreich ſt einmal durch Bündniſſe oderdurch die Ueberlegenheit ſeiner Bewaffnung uns zu ſchlagen.
Letztere rein techniſche Frage überlaſſe ich meinen militäriſchen Kol-
legen. Trotz der Uniform, die ich trage, wäre es eine Unbeſchei-
denheit, hier meine Autorität irgendwie in die Wagſchale zu werfen.
Aber wenn die Franzoſen glauben, daß entweder ihre Armee anZahl der ausgebildeten Soldaten ſtärker iſt, als die unſrige,
ihre Artillerie zahlreicher, oder vielleicht ihr Gewehr beſſer
iſt, wie ſie es 1870 auch glaubte, oder ihr Pulver beſſer iſt, weil
ſie das richtige Pulver zu kleinkalibrigen Gewehren früher haben
als wir, das ſind alles Sachen, die unter Umſtänden die Ent-
ſchließung einer franzöſiſchen Regierung werden beſtimmen können.
Sobald ſie glauben, zu ſiegen, fangen ſie Krieg an. Das iſt meine feſte,
unnmſtößliche Ueberzeugung. (Zuſtimmung.) Wenn es nun zum
Kriege kommt, ſo kann immerhin der Fall eintreten, daß wir darin
unterliegen, ich will es nicht hoffen, aber die Möglichkeit
kann doch Niemand beſtreiten. Bis jetzt beſtreiten dies nur
die Civiliſten, welche die Stärkung des Heeres bekämpfen;
diejenigen eldherren, welche perſönlich Fühlung mit den
franzöſiſchen Klingen gehabt haben die find anderer Meinung.Wenn ſo furchtloſe Leute der Meinung ſind, wir brauchen, um im

nächſten Kriege Frankreich ebenbürtig zu ſein, die hier ge-
forderte Armeeverſtärkung, dann finde ich es doch einen
traurigen Muth, zu ſagen ihnen gegenüber: Sie irren!
Sie irren ſich, Sie, die parlamentariſchen Strategen, Sie unter-
ſchätzen Frankreichs Macht. Frankreich iſt ein großes, mächtiges
Land, ebenſo wie wir. Die Franzoſen ſind ein kriegeriſches und
tapferes Volk, welches jederzeit große Heerführer gehabt hat, es iſt
ein Zufall, wenn die unſrigen ihnen überlegen ſind. Es wäre
eine Ueberhebung, zu ſagen, daß Frankreich an und für ſich als ge
ſchlagen zu erachten wäre, wenn es uns gegenüberſteht. Weun
die Sache ſo ſteht nach dem Urtheil kompetenter Militärautoritäten,
wenn nach menſchlicher Berechnung die Möglichkeit vorhanden iſt,
daß wir geſchlagen werden können, ja dann ſind die Folgen eines
unglücklichen Krieges doch zu tranrig, als daß Jemand, wenn
ſie einträten, die Verantwortlichkeit dafür tragen könnte.
Es iſt viel von Miniſterverantwortlichkeit die Rede. Aber ich
habe noch nichts davon gehört vielleicht wird es der
Zukunft vorbehalten, ſolche Geſetze einzuſühren daß
Abgeordnete, welche an Beſchlüſſen Theil nahmen, welchedas Land in's Unglück führen, der Verantwortlichkeit vor
dem Richter dafür unterliegen (Beifall). Wenn das Bedüfniß
danach ſich fühlbar macht, werde ich beantragen, daß ſolche Geſetz
vorſchläge eingebracht werden. (Bewegun 4 Jch wage den Gedanken
gar nicht auszudenken, aber die Möglichkeit iſt da, daß, eben gut
wie wir allein Frankreich geſchlagen haben im Jahre 1870, Frauk-
reich, nachdem es ſeine Armee verdoppelt, ſeine Reſerven
verdreifacht und mit der größten Bereitwilligkeit der Regierung
die vielen Koſten bewilligt hat, ohne eine Sekunde darüber
zu diskutiren, einmal auch uns überwältigt. Wenn wir
geſchlagen würden, wenn die ſiegreichen Feinde in
Berlin ſtehen, wie wir in Paris ſtanden, wenn wir
genöthigt würden ihre Friedensbedingungen anzunehmen
was würde dann ſein? Jch will garnicht von der Geldfrage reden,ob wohl die Franzoſen mit uns nicht ſo glimpflich verfahren würden,

wie wir mit ihnen, wir würden dieſelben Franzoſen in ihnen finden,
die unter der Herrſchaft von 1807--13 geſtanden haben, die uns
ausgepreßt haben bis aufs Blut; saigner an blane iſt der fran
zöſiſche Grundſatz, uns zur Ader laſſen, bis Blutleere eintritt,
Famit der unterworfene Feind in den nächſten 30 Jahren nicht
wieder auf die Beine kommt und an die Möglichkeit denken kann,
ſich feindlich a gen So hat es Napoleon 1807 und
ſpäter gemacht. Wenn Sie wie ich in meiner Kindheit die Er
zählung der alten Leute gehört haben, die Erzählung der Bauern,
Landlente und Gutsbeſitzer über die Leiden der Fremdherrſchaft,
ich glaube, Sie würden auch nur vor der Möglichkeit zurückſchrecken,
daß es uns wieder einmal ſo ginge. Man würde dafür
ſorgen, daß das deutſche Reich ſo ſchwach würde, daß es ſich nie
wieder erholte. Mit dem Rhein als Grenze, glaube ich, würde
man ſich nicht einmal begnügen, man wird vor allem die Herſtel
ung des Königreichs Hannover verlangen. Wäre das etwa, wie
mir einſt einer der Welfen zurief, „die Herſtellung des welfiſchen
Staates a f geſetzlichem Wege?“ Wenn wir überwunden ſind, dann
kommt auch das Geſetz (Heiterkeit). Schleswig-Holſtein würde an
Dänemark verloren gehen, und wie es in Polen uns ergehen würde,
iſt gar nicht abzuſehen. Zwar dürfte hier Rußland hindernd in
den Weg treten, aber man könnte doch immerhin uns die Be
dingung auferlegen, daß Frankreich der Gerant derjenigen Rechte iſt, die

der König von Preußen ſeinen polniſchen Unterthanen zu gewährenhat.
Halten Sie das alles für übertrieben Was die Abſichten des jetzt
von mir nur ſupponirten franzöſiſchen Siegers ſein würden, können
Sie unmöglich wiſſen. Wir würden, wenn wir gezwungen würden,
jetzt von neuem mit Frankreich Krieg zu führen und wenn
wir uns überzeugt, daß wir unter keinen Umſtänden Ruhe haben
würden und wir als Sieger in Paris einziehen würden, ungefähr
ähnlich verfahren. Wir würden Frankreich außer Stand ſetzen,
für ein Menſchenalter uns gefährlich zu werden. Der Krieg von1870 würde ein Kinderſpiel ſeln gegen den von 1890 (Zuſtimmung).

Die verbündeten Regierungen ſind nun ganz und voll für die
Sicherheit des Reichs verantwortlich. Zu Eingang der Verfaſſung
iſt als der oberſte Zweck des Bundes der Schutz der Bundesgebiets
genannt. Die verbündeten Regierungen haben dem Volke gegen-
über die Verantwortlichkeit dafür, daß dieſer Schutz jeder Zeit vor-
handen ſei. Der kaun aber nicht improviſirt werden, je nach der
Majorität, der muß dauernd vorhanden ſein, als eine
fundamentale Jnſtitntion unſerer deutſchen Einrichtungen. (Beifall).
Die Regierungen ſind feſt entlchloffen, die Verantwortlich-
keit für die Gefährdung dieſes Schutzes uicht zu
tragen, ſondern mit allen ihren verfafſungsmäßigen Rech-
ten dafür einzutreten, daß dieſer Schutz beſtehen bleibt.
Was einſtweilen nach militäriſchem Urtheil fur dieſen Zweck noth
wendig iſt, ſind 40 000 Mann zur Verſtärkung der Grenze gegen
den erſten Anlauf und eine Steigerung der Zahl ausgebildeter
Soldaten, die wir im Lande haben, um jährlich etwa
76 000 Maun, alſo für die Dauer eines Septennats berechnet,
um 220 000 Maun, in runder Summe alſo beinahe 300 000 Mann.
Wollen Sie nun die Verantwortung dafür tragen, daß wir im
Kriegsfalle um dieſe 300 000 Mann ſchwächer ſind? Wir wollen
es nicht, und ich bin überzeugt, es wird unmöglich ſein, ſie zu
tragen. (Beifall.)

Die Zeitdaner iſt nun die Frage auf deren Gebiet ſich die
Diskuſſion in jüngſter Zeit vorwiegend bewegt hat. Wir haben die
Armeeverſtärkung auf 7 Jahre verlangt aus keinem anderen
Grunde, als weil die Ziffer von 7 Jahren die Grundlage eines
früheren Kompromiſſes war, weil wir der Ueberzeugung ſind, daß
das konſtitntionelle Leben ans einer Reihe von Kompromiſſen
beſteht. Je länger die Dauer, deſto größer wird die
Zahl der ansgebildeten Soldaten, und um ſo geringer wird
die Gefahr. Es zeigt ſich nun ſtets die Erſcheinung,
daß jedesmal, wenn es ſich darum handelt, auf Grund der Ver
faſſung ein neues Geſetz zu machen, ſich aller Parteien eine gewiſſe
Bewegung bemächtigt, die unter Umſtänden zu höchſt bedauer-
lichen Reſultaten führt. Es entſteht jedesmal ans der
Diskuſſion dieſer Fragen ich will nicht ſagen ein Kon
flicht, aber doch die Beſorgniß vor einem Kounflikt.
Jch glaube nun, der Reichstag wird ſich darüber nicht beſchweren
können, daß der Bundesrath von ſeinem zweifelloſen Recht, jeden
Geſetzentwurf zu prüfen, einen andern als geſetzmäßigen Gebrauch
macht. Er iſt berechtigt, jedem neuen Geſetzentwurf ſeine Zuſtim-
mung zu geben oder ihn vollſtändig nach ſeinem Ermeſſen zu ver
beſſern. Der Bundesrath hat von dieſem zweifelloſen Recht nie
einen dem Reichstage unbequemen Gebrauch gemacht. Er iſt immer
coulant verfahren, wie man im kaufmänniſchen Geſchäftsbetriebe zu
ſagen pflegt.

Aber es giebt im Jntereſſe des Vaterlandes eine Grenze, überdie der Bundesrath nicht hinausgehen kann. Eine ſolche Grenze
zieht die Sorge und vor allem die den verbündeten Regierungen
obliegende Sorge, für die auswärtige Sicherheit des deutſchen
Reiches zu ſorgen. Soweit dieſe ins Spiel kommt, werden
wir haarſcharf in der Benutzung unſeres Rechtes vorgehen.
Ein Beſchluß, der das deutſche Reich wehrlos macht, ein ſolcher
Beſchluß hat nie auf die Zuſtimmung der verbündeten Regierun-
gen zu rechnen. Bei einer ſo wichtigen Frage, bei der es ſich um
Kopf und Kragen Deutſchlands handelt, wird der Bundesrath nicht
coulant und entgegenkommend ſein. Warum wollen Sie nun ſolche
Kriſen vervielfältigen, indem Sie ein Jahr oder auch drei Jahre
beſchließen? Wir wünſchen Kompromiſſe und wir halten an dem
Kompromiß von früher feſt, und deshalb haben wir das Septennat
vorgeſchlagen.

Was iſt denn nun Rechtens, wenn über die Präſenzziffer nach
Art. 60 der Verfaſſung keine Vereinbarung ſtattfindet, eder was iſtRechtens, wenn über das Budget einmal Eie Vereinbarung erzielt

wird? Die zweite Frage will ich nicht berühren, ſie liegt uns jetzt
nicht vor. Jch will Jhnen blos ſagen, was Rechtens iſt, wenn
wir uns über die Präſenzziffer nicht einigen. Hört die Armee etwa
auf zu exiſtiren? Das werden Sie nicht behaupten wollen.
Dann treten die Beſtimmungen der Verfaſſung in Kraft,
die durch das auf Grund des Art. 60 feſtgeſetzte Geſetz gegeben
ſind. Das Geſetz auf Grund des Art. 60 zieht die obere Grenze
der Zuläſſigkeit der Präſenzſtärke, der Kaiſer kann darüber nicht
hinausgehen, und dieſes Geſetz dauert noch bis zum nächſten Jahre.
Wenn dann ein neues nicht zu Stande kommt, dann richtet ſich
die obere Grenze der berechtigten Stärke der Armee nach
Artikel 59; darin ſteht: „Jeder Wehrpflichtige hat drei Jabre bei
der Fahne zu dienen.“ Das iſt dann unſere Präſenzziffer. (Heiter-
keit.) Deshalb hat die Verfaſſung ſchon durch den vierten Abſatz
des Art. 63 die Beſtimmung gegeben, daß der Kaiſer
den Präſenzſtand des Heeres beſtimmen kann. Der
Kaiſer iſt dann derjenige, der allein zu ſagen hat, wie hoch die
Präſenz ſich belaufen ſoll. Wir können Jhnen nur ſagen, bewilli
gen Sie die Sache ſo kurz wie möglich. Es iſt zu bedauern, daß
das Frühjahr 1888 nicht ſchon da iſt, denn wenn wir uns dann
nicht einigen könnten über den Jnhalt eines Geſetzes auf Grund
des Art. 60, ſo würde der verfaſſungsmäßige Zuſtand
wieder eintreten. Was das Budgetrecht und den Ausgabe-
etat betrifft, ſo iſt im vierten und letzten Alinea des Art. 62 geſagt
worden: „Bei der Feſtſtellung des ilitärausgabeetats wird die
auf Grundlage dieſer Verfaſſung geſetzlich feſtſtehende Organiſation
des Reichsheeres zu Grunde gelegt.“ Ohne ſich alſo Zeit
vom Boden der Verfaſſung zu entfernen, können Sie uns
nicht die Präſenzziffer verweigern. Es liegt alſo, wenn
keine Verſtändigung zu Stande kommt, nicht ein Zuſtand
vor, in dem die deutſche Armee von der Bildfläche verſchwindet,
ondern es wird ganz einfach die Größe der kaiſerlichen

achtvollkommenheit, die die Verfaſſung ſtipulirt, herangezogen.
Um dem Reichstag die Mitwirkung zu gewähren, iſt der
Artikel 60 geſchaffen und darin das Geſey verſprochen,
daß die h die der Kaiſer nicht überſchreiten
darf, unter Mitwirkung des J feſtgeſtellt wird. Siewerden immer finden, daß die Mitwirkung dieſes Reichstags, der
Einfluß des Reichstags auf die Höhe der Ziffer des Heeres
allein beruht auf der Fortdauner der Geſetze, die auf Grund
des Artikels 60 gemacht werden. Es iſt alſo gar kein
Grund vorhanden, warum Sie ſo lüſtern ſind nach
Kriſen und nur auf ein oder drei Jahre beſchließen wollen, ob das
deutſche Heer beſtehen ſoll oder nicht. Wenn Sie anderer
Meinung ſind als die verbündeten Regiernngen, ſo wird
Jhre Oppoſition von keiner durchſchlagenden Wirkung ſein,

ie kompromittiren ſich ohne Noth. Sie haben gar-
nicht die Macht, weil Sie das verfaſſungsmäßige Recht
nicht haben, Sie haben die Verfaſſung nicht genau geleſen. Ohne
Rückſicht auf den Kaiſer und ſein Recht, daß er jeder Zeit in mili-
täriſchen Dingen an den beſtehenden Verhältniſſen ffeſthalten kann,
iebt auch eine des Präſidiums im Bundesrathe denKuoſchlag ſelbſt wenn der Bundesrath dagegen iſt. Die beſtehende Ein

richtung iſt diePräſenz des vorigen Jahres. Unſere verbündeten
Regierungen werden nie damit einverſtanden ſein, eine unzulängliche
Armee zu haben, welche uns durch das Budget aufoktroyirt wird.Dieſe Kriſen werden hänfiger hervorgerufen, wenn wir nicht die

ſieben Jahre vbeſchließen. Wir wünſchen keine Kriſen, wir wünſchen
Kompromiſſe, wir halten unbedingt an dem vollen Septennat feſt
und weichen keinen Nagel breit. Eebhafter Beifall.Das deutſche Heer iſt von der wechſelnden Majorität des Reichs
tags nicht abhängig. Wer bürgt dafür, daß eine Majorität da iſt,
bei der das Heer dauernd erhalten wird? Wer kann ſich darauf
einlaſſen, daß auf ein Jahr eine Erhöhung eintritt und
dann wieder fortfällt, daß ein Bataillon, das doch die drei
ährige Dienſtzeit hat, nach einem Jahr wieder eWert iſt ja eine abſolute Unmöglichkeit, ſtreben Sie doch nicht nach

ſolchen Phantaſiegebilden! Das Heer iſt die des Staates,
es iſt die ganze Grundlage, ohne die das deutſche Reich gar
nicht zu tande gekommen wäre. Wenn es geſchützt

werden ſoll, ſo gefährden Sie uicht dieſe Grundlage! Anga
Jhre Wähler wollen das nicht. Der Verſuch, der mit
dieſen Auträgen gemacht wird den Staud des Heeres von den
politiſchen Majoritäten des Parlaments abhängig zu machen, alſo
mit anderen Worten ans dem kaiſerlichen das wir
haben, ein Parlamentsheer zu machen, welches nicht auf
Seine Majeſtät den Kaiſer ſondern auf die Herren Windt-
horſt und Richter zu ſehen hat (Heiterkeit), der liegt uns
außerordentlich fern. Dieſes Beſtreben liegt außerhalb der Möglich-
keit. Wenn es aber bei uns Leute giebt, die danach ſtreben, die
das für möglich halten, ſo legt uns das nahe, die Wähler zu
fragen, ob das wirklich ihre Meinung iſt. Heiterkeit.) Haben
Sie Zweifel daran daß Jhre Wähler Sie kompromittiren
werden Das Heer kann nicht davon ſein daß
auf ein Jahr, wenn vielleicht eine ſozialdemokratiſche Majorität da
iſt, die Hälfte der Armee entlaſſen wird. Das kann unmöglich die
Anſicht der deutſchen Nation ſein, daß ſie mit ihrer
Sicherheit abhängig ſein ſoll von dem Parlament. Das liegt außer
halb der Verfaſſung, und die verbündeten Regierungen wünſchen,
zu einem Kompromiß zu gelangen, aber nur einem ſiebenjährigen,
keinem kürzeren! Wir wollen die Konflikte nicht und den Ge
daunken nicht aufkommen laſſen, daß der Reichstag über den Stand
der Armee beliebig zu verfügen hat. Ohne dies können
wir Sie verſichern, daß wir an die Wähler appelliren
werden. Die Regierungen ſind euntſchloſſen, mit ihrem
ganzen Einfluſſe für die Aufrechterhaltung der Wehrhaftigkeit des
dentſchen Heeres einzutreten. Und von Seiner Majeſtät dem Kaiſer
können wir unmöglich erwarten, daß er in ſeinem neunzigſten
Lebensjahre noch das Werk desavoniren und an deſſen Zer
Ktung mitwirken könne, dem er die letzten dreißig Jahre ſeine-ebens gewidmet: die S öpfung des deutſchen Heeres und die
Schöpfung des deutſchen Reichs. Wenn Sie das glauben, wenn
Sie irgendwie durch Jhr Verhalten den Anſchein erwecken, als ob
Sie danach ſtreben, wenn Sie nicht durch eine baldige und vollſtändige
Annahme nuſerer Vorlage dieſe Sorge der verbündeten Regierungen um
die Wehrhaftigkeit Deutſchlands befriedigen, daun ziehen wir
es vor, die Unterhandlungen mit einem andern Reichstag
(Lebhafter Beifall.) Und dieſer Entſchluß wiegt in ſeiner Wirkung
mehr, als Sie annehmen. Wir werden uns auf weitere Verhand
lungen nicht einlaſſen. Die Gefahr, in die wir das deutſche Volk
ſetzen können, wird uns zwingen, uns Gewißheit zu verſchaffen und
mit anderen Leuten zu reden, die uns Gewißheit geben. (Lang
anhaltender, ſtürmiſcher Beifall.)

Referent Abg. Frhr. v. Hunene: Nach den Worten des Herrn
Reichskanzlers hätte ich mich darauf beſchränken können, die An
nahme der Kommiſſionsbeſchlüſſe zu empfehlen, halte es jedoch für
meine Pflicht, die Kommiſſion gegen gewiſſe Vorwürfe deſſelben zu
verwahren. Der Reichskanzler hat geſagt: Man geht darauf aus,
das deutſche Heer und das deutſche Reich zu zerſetzen;
Jhr verweigert die Mittel, das deutſche Heer kriegs-
tüchtig zu erhalten; und alles das ſoll in einem Beſchluſſe
liegen, welcher alles Materielle bewilligt und nur die
Zeitfrage, welche der Reichskanzler ſelbſt als willkürlich bezeichnet,
anders motivirt als die Vorlage. (Sehr richtig! rechts.) Gegen-
über dem Vorwurf, daß wir alles verweigern wollen, kann ich mich
auf ein klaſſiſches Zeugniß, welches hier im Hauſe abgegeben worden
iſt, berufen, auf das des Abg. Graf von Moltke, der heute bei
Beginn dieſer Sitzung es ausgeſprochen hat, daß er mit
Genugthuung konſtatire, daß die großen Parteien bereit ſeien,
alles zu bewilligen, nur die Zeitfrage ſei noch ein Streit
punkt. Jch glaube alſo, daß dieſe Behauptung des Reichskanzlers
von mir als Referenten zurückgewieſen werden müſſe.

Reichskanzler Fürſt Bismarck: Jch bemerke, daß ich der
Kommiſſion keine Vorwürfe gemacht habe und ihre Verhandlungen
zu kritiſiren um ſo weniger im Stande geweſen bin, als ich gar
nicht Gelegenheit hatte, den Bericht der Kommiſſion kennen zu
lernen. (Oh! Ah! im Centrum und links.) Es iſt mir das noch
gar nicht möglich geweſen, da er mir nicht früher zugegangeu iſt
als hente früh im Bett. Da habe ich alſo nicht u
gehabt, den Bericht von 64 Druckſeiten ich hatte ſeit
dem auch noch eine Menge anderer Nebengeſchäfte (Heiter-
keit) durchzuleſen. Was die wenigen Worte betrifft, die der
Referent angeführt hat, das Urtheil, das ich über Jhre Arbeiten
gefällt hätte, ſo beruht es ja doch auf einigen Meinungsverſchieden
heiten, was ich Wehrhaftigkeit nenne. Da kann das nicht maßgebend
ſein, was die Kommiſſion dafür hält. Mit Artikel I, der im Ent-
wurfe weggefallen iſt, fehlt die Hauptſache an der Vorlage. Das iſt
nicht Schuld der Kommiſſion, das iſt die Schuld der Divergenz
der Anſichten, die im Hauſe der Vorlage gegenüber beſteht. Jchkann alſo dem Referenten oder der Konmſſſton keine Vorwürfe

machen, wenn die Kommiſſion von der Nothwendigkeit, heterogen
zuſammengeſetzt zu ſein, die an der r des Reichs
P liegt, nicht befreit iſt. Das iſt ein Unglück, aber kein Ver
gehen. (Heiterkeit.)

Abg. Dr. Hobrecht (nat.-lib.): Die ſcharfe Hervorhebung eines
anſcheinend unverſöhnlichen Gegenfatzes zwiſchen dem, was die
Majorität in dieſem Hauſe ſoweit man von einer Majorität
nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen ſprechen oder ſie erhalten kann
und den Entſchlüſſen der verbündeten Regierungen, überhebt mich
nicht der Pflicht, in allermöglichſter Vollſtändigkeit die Gründe
zu beleuchten, die uns für unſere Stellungnahme maß-
gebend geweſen ſind. Wir wünſchen nicht, daß das Ende
dieſer Berathungen ein Auseinandergehen ſei, und werden
bis zuletzt die Hoffnung feſthalten, daß es gelingen zwerde, dasGeſetz in einer Weiſe zu Stande zu bringen, daß es auch ſeitens
der verbündeten Regierungen ſeine Annahme finden kann. (Sehr
gut Der Verfuch, von der geſtellten Forderung nur einen Theil
zu bewilligen, iſt jetzt durch den Herrn von Stanffenberg
erneuert worden und ich muß wenigſtens mit einigen
Worten darauf eingehen, obgleich ich zu konſtatiren habe
daß ſowohl nach ſeinen mündlichen Ausführungen, als auch durden von ihm ſchriftlich eingebrachten eventuellen Antrag die Bereit-
willigkeit ja konſtatirt iſt, auch ſeinerſeits und, wie ich annehme,
auch ſeitens ſeiner politiſchen Freunde den vollen Betrag deſſen,
was zur Verſtärkung der Armee gefordert iſt, vorbehaltlich der
Zeitfrage z. bewilligen. Jch habe von Anfang an die Auffaſſung
gehabt, daß es leichter ſei, die Verantwortung für eine
unbedingte Ablehnung der Forderung zu übernehmenihrer Höhe nach als eine nur theilweiſe Bewilligung, und ich
ründe das auf die Art, wie die Forderung motivirt iſt. Die

Forderung iſt und Sie haben das heute beſtätigen gehörtlediglich gerüſtet auf eine Erhöhung der Geſanmtſtarke unſerer
Armee. Daraufhin ſind die Beweismittel gerichtet, die dafür bei
gebracht ſind, die Bezugnahme auf die Friedenspräſenzſtärke und
auf die geſetzlichen Beſtimmungen hinſichtlich der Bildung der Kriegs
ſtärke bei der franzöſiſchen Armee. Unſere Kriegsverwaltung
hat die Thatſache angeführt, daß die Friedenspräſenzſtärke in der
franzöſiſchen Armee 471 000 Mann beträ t, während ſie bei uns
zur Zeit nur 427 000 Mann umfaßt, daß der franzöſiſchen Heeres
leitung 14 Jahrgänge, der unſrigen nur 12 zur Dispoſition ſtehen.
Der ganze Beweis iſt dahin gerichtet, nicht hier oder dort
eine örtliche Verſtärkung, nicht hier oder dort eine Vermehrung
beſtehender Truppen zu erlangen, fondern eine Erhöhung
der Geſammtſtärke unſerer rmee herbei i ren. anzfolgerichtig hat ſich auch in der Kommiſſion die r tik der Vorlage
gehalten an eine Hrufung der in dieſer Beziehung gemachten An-
aben. Der Bericht n von der Diskuſſion, die h hieran ge

chlofſen hat, ein vollſtändiges und klares Bild, und ich brauche
auf die Einzelheiten nicht einzugehen. Die Erörterung ſchloß für
mich und, wie es mir ſchien, für die Mehrheit der Kom-
miſſion mit der Ueberzengung, daß die von Seiten
unſerer Kriegs Verwaltung gemachten thatſächlichen und
Zahlenangaben unbedingt zuverläſſig ſind; und wir haben
dieſe Ueberzeugung alle nicht nur gewonnen aus der ſelbſt
verſtändlichen Vorausſetzung, daß unſerer Kriegsverwaltung
die reichlichſten und beſten Quellen für ihre Information zu Ge
bote ſteheu, ſondern auch aus der Art und Weiſe, wie alle Anfragen,
alle Zweifel ſofort mit größter Bereitwilligkeit und Beſtimmtheit
beantwortet ſind. Erkennt man die Richtigkeit der Vorausſetzungen
an, ſo kann man nicht zu einem anderen Reſultate kommen, als
auch die Höhe nach der geforderten Verſtärkung zu bewilligen.
Dann erſt iſt die Frage hervorgetreten, wie die geforderte nen in
Anſpruch genommene Mehrzahl von Mannſchaften zu vertheilen,
wie für ihre Ausbildung zu ſorgen iſt. Jn dieſer Beziehung hat
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die Kriegsverwaltung verſucht, gleichzeitig in ſo zweckmäßiger uild
in ſo wenig koſtſpieliger Weiſe, als es irgend aungängig iſt, dem
Bedürfniſſe zu genügen. Daraus iſt der s 2 entſtanden, auf deſſen Jn
halt der Herr Referent ſchon hingewieſen hat, und bei deſſen Berathuug
iſt der Verſuch entſtanden, zu fragen, ob dieſe einzelne Verſtärkung h
nöthig iſt, um daun einen Rückſchluß zu verſüchen, ob die Ge
ſammtziffer der Präſenzſtärke dann nicht zu hoch gegriffen ſei. Man
hat geſagt, die Verſtärkung dieſer oder jener Batgillone im Jnnern
des Landes ſei überflüſſig, die Aufſtellung vierter Bataillone ſei nicht
eine militäriſche Nothwendigkeit. Die Vermehrung der jungen
Garde-Regimenter um 100 Mann pro Bataillon iſt an ſich militä
riſch nicht nothwendig, folglich können die zu dieſem Zwecke be-
willigten Truppen abgeſetzt werden. Jn dieſer Weiſe iſt auch der
Prinzipalantrag des Herrn von Stauffenberg entſtanden, in dieſer
Weiſe auch von ihm motivirt worden. Jch meine äber, daß das mit vollem
Recht dem entgegengeſetzt worden iſt, es werde hier die Beweisführung
umgedreht. Denn ſo wie ich die gauze Darlegung des Herrn
Kriegsminiſters verſtanden habe, iſt ſeine Beweisführung darauf
gerichtet geweſen, und das geht ja auch aus den Motiven der
Vorlage hervor nachzuweiſen, daß in dem angegebenen Umfange
eine Stärkung der Geſammtheit der Armee nothwendig iſt. Und
wenn man diefes anerkennt, dann erſt iſt dazu zu ſchreiten, wie fürihre
Ausbildung, fürihre Vertheilung am zweckmäßigſten zu ſorgen iſt. Man
konnte alſo vollſtändig mit Herrn v. Stauffenberg anerkennen, daß
eine Verſtärknug dieſer oder jener Bataillone, eine Bildung dieſes
oder jenes Kadre überflüſſig ſei, ohne daß daraus das
Mindeſte folgen würde für die Feſtſtellung der Geſammt
ziſfer. Jch bin auf dieſe für das Schlußreſultat ja nicht
entſcheidende Frage etwas näher eingegangen, weil die Er-
wägungen, welche für die volle Bewilligung ſelbſt ſprechen,
auch für die Frage der Zeit bedeutungsvoll ſind. Das ſteht ja feſt,
daß die Frage, auf wie lange wir die geforderte Verſtärkung be-
willigen ſollen und müſſen, jetzt in den Vordergrund getreten iſt,
daß ſie die Entſcheidung geben wird über das Schickſal der Vorlage.
Jch kann wiederholen, was unſererſeits ſchon im bisherigen Verlaufe
der Berathungen ausgeſprochen iſt: meine Freunde und ich, wir
halten eine Bewilligung auf längere Dauer, wie ſie von deu ver-
bündeten Regierungen gefordert iſt, ſachlich für richtig, wir halten
eine Bewilligung auf kurze Friſt, auf ein oder drei Jahre ſachlich
fär nachtheilig, ganz unabhängig von den hier weiter zu ziehenden
Konſequenzen.

Hiätten wir allein zu wählen zwiſchen einer Bewilligung auf
ein und auf drei Jahre, ſo würde ich perſönlich der Bewilligung
auf ein Jahr den Vorzug geben. Bei einer Bewilligung auf drei
Jahre wird die Frage der Stärke unſeres Heeres nothwendig
zum Hauptgegenſtand der regelmäßigen Wahlkämpfe werden. Es
iſt das ja ſchon mehrfach ausgeführt. Aber der wichtigſte Grund
für mich iſt der, daß wir mit der Feſtſtellung eines dreijährigen
Zeitraumes ja nicht zu einem Abſchluß kommen. Wenn heute eine
dreijährige Friſt bewilligt wird, ſo wird nach Ablauf dieſer Zeit
die dreijährige Periode ebenſo bekämpft werden, wie gegenwärtig
die ſtebenjährige, bis wir zu der jährlichen Feſtſtellung der Präſenz-
ſtärke in Verbindung mit dem Etat kommen. Es iſt ja in der
That auch für dieſe jährliche Bewilligung anzuführen, daß ſie der
dreijährigen gegenüber ſogar noch gewiſſe Vortheile hat. Es iſt
eher erlanbt zu hofſen, daß ſich bei der jährlichen Bewilligung
eine Reihe von Grundſätzen und Gewohnheiten, eine Art Ge
wohnheitsrecht bildet, welches die Wiederkehr aufregender Debatten
verhindert. Aber ich bin der Meinung, daß an ſich auch eine ein
jährige Bewilligung im höchſten Grade nachtheilig iſt. Sie droht
nnvermeidlich, uns andauernd in einen Gegenſatz zu den Jnter-
eſſen unſerer Armee zu bringen, nicht zum Nutzen der Stärkung
unſeres parlamentariſchen Einfluſſes. Unſere Armee iſt ihrem innerſten
Weſen nach verſchieden von allen anderen Armeen. Die Theoorien über
das Verhältniß zwiſchen Armee und Parlament, wie ſie bei andern
Ländern ſich vielleicht ganz richtig entwickelt haben, können nicht
anglog auf unſere Verhältniſſe augewandt werden; wir müſſen aus
unſeren eigenen beſonderen Zuſtänden, Verhältniſſen und Bedürf-
niſſfen, wie ſie ſich bei uns hiſtoriſch entwickelt haben, das Maß und
die Art unſerer berechtigten Mitwirkung an der Erhaltung unſeres
Heeres zu konſtruiren und feſtzuſtellen ſuchen. Verbinden wir die
Feſtſtellung der Zahl der Mannſchaften unſerer Armee mit der jähr-
lichen Budgetberathung, ſo werden wirdem nicht gerecht, was wir wollen.

Bei der Bemeſſung der Ausgaben, bei der Vertheikung der
uns zu Gebote ſtehenden Mittel bei Gelegenheit der jährlichen
Etatsberathungen haben wir für die von uns als nothwendig
anerkannten Bedürfniſſe die Mittel zu ſchaffen, vor allem mit
Rückſicht auf die jeweilige wirthſchaftliche und finanzielle Lage.
Dieſe vergleichende Erwägung iſt es, die uns vorzugsweiſe zu

beſchäftigen hat beim Etat. Dieſe Rückſichten auf die finanzielle
und wirthſchaftliche Lage müſſen aber zurücktreten bei der
Frage nach der Höhe der Präſenzziffer, ſie müſſen zurücktreten
gegenüber ungleich mächtigen Faktoren. Die Zahl der zum Waffen-
dienſt auszuhebenden und auszubildenden jungen Mannſchaften
darf nicht geringer ſein, als es zur Erhaltung eines Heeres in dem
für die Vertheidigung eines Landes nothwendig erkannten Umfange
gehört; ſie darf nicht geringer ſein, mögen unſere finanziellen und
wirthſchaftlichen Verhältniſſe noch ſo ungünſtig ſein oder noch ſo
glänzend. Mag die Lage unſerer wirthſchaftlichen Verhältniſſe
günſtig ſein, wir dürfen darüber doch nicht einen Mann mehr als
nöthig oder einen Mann länger, als es das Jntereſſe der Aus
bildung erfordert, bei der Fahne behalten.

Jch habe, wenn ich die jährliche Feſtſtellung einer Präſenzzahl
bekämpfte, nicht mit einer Silbe Bezug genommen oder die Beſorgniß erwähnt, daß jemals ein Kelchotag ſo unpatriotiſch ſein

könnte, das zu verweigern, was zur Vertheidigung des Landes
nothwendig iſt. Es bedarf gar keiner Widerlegung einer ſolchen
Suppoſition, es bedarf nicht des Hinweiſes auf die Bewilligungen,
welche für die Marine ja jährlich erfolgen, wiewohl das ein Ver-
gleich iſt, der in mancher Beziehung hinkt. Jch glaube, die Gefahr
iſt viel größer, daß künftig ein Enthuſiasmus geſchaffen werden
könnte, um mehr zu bewilligen, als wirklich nothwendig iſt.

Wie geſagt, ich gehe von der Vorausſetzung nicht aus, als ob
es dem Reichstag an Patriotismus fehlen könnte, zuzugeſtehen,
was für die Vertheidigung des Landes nothwendig iſt; aber die
Feſtſtellung der Heeresſtärke, welche zur Vertheidigung des Landes
nothwendig iſt, in jedem Jahre von Neuem in Frage zu ſtellen,
das iſt im höchſten Grade nachtheilig. Jn jedem Jahre treten an unsnene Bedürfniſſe heran, in jedem Jahre oben wir es mit Aufgaben

zu thun, für deren Deckung wir vergebens nach ausreichenden
Mitteln ſuchen. Wir müſſen Bedürfniſſe, die wir ſehr hoch ſtellen,
zurückſtellen, weil wir Bedanken tragen, neue Laſten aufzulegen
oder die Matrikularbeiträge zu erhöhen. Soll denn da nun jedes-
mal der Streit darüber beginnen, ob wirklich die zur Vertheidigung
und Sicherheit unſeres Landes erforderliche Armee es verlangt, daß bei
jedem Bataillon ſo und ſo viel Mann präſent ſind Soll in jedem
Jahre die Streitfrage ernenert werden, ob es denn nicht, unbeſchadet
unſerer Sicherheit, obne eine direkte Gefahr möglich iſt, 5 oder 10 Mann
von der Stärke der Bataillone zu erſparen? Nein, bei der jähr-
lichen Bewilligung ſetzen wir uns dem ununterbrochen wieder-
kehrenden Drucke dieſer Anſprüche aus, und dies halte ich im höchſten
Grade für nachtheilig. Alſo aus dieſem Grunde iſt das Verlangen einer
Bewilligung auf kurze Zeit ſachlich zurückzuweiſen. Der mächtigſte,
beſtechendſte Grund gegen die ganze Vorlage ſcheint mir der zu ſein,
daß ſie von einem Widerſpruch zeuge. Es wird eine Verſtärkun
gefordert, die in ihrer Wirkung erſt im Laufe von Jahren ſi
geltend machen kann. Es iſt uns ſogar ausdrücklich geſagt, daß
eine unmittelbare Kriegsgefahr die Vorlage nicht begründe; es
würde für einen ſolchen Fall auch andere Mittel geben.
Demgegenüber fragt man nun: warum, wenn es ſich um
eine Maßregel handelt, die erſt allmälig wirken ſoll, wird auf ihre
ſchleunige Erledigung in dieſem Maße gedrungen, warum wird das
Ende des Septennats nicht abgewartet ie reimt ſich das zu
ſammen mit der Aufſtellung dieſer Forderung, während unſere
geſammten finanziellen Verhältniſſe nicht beſonders günſtig
ſind? Jch glaube nicht, da es ſchwer ſein wird,
dieſen ſcheinbaren Widerſpruch aufzuklären, ohne daß man
deswegen appellirt an eine genanere Auseinanderſetzung unſerer
Beziehungen zu den auswärtigen Mächten. Jch würde dieſesletzterer Punkfes ja nicht erwähnen, wenn nicht der Herr, welcher ſchwer entſchloſſen, und ich hätte dieſe ganzen Aeußerungen heute

ſchon in der Kommiſſion eine Forderung dieſer Art ſtellte, eine
Forderung weiterer Aufklärung über unſere Beziehungen zumAuslande,
wenn der nicht gegen die nationalliberale Partei einen ganz beſtimmten
Augriff gerichtet und ihr in der letzten Sitzung den Vorwurf gemacht

ätte, ſie trage die Schuld, daß der deutſche Reichstag bei den aus-
wärtigen Angelegenheiten nicht in dem Maße ſich ſelbſt und ſeine
Anſchauung zur Geltung bringen könne, wie es in anderen Ländern
der Fall ſei; ſie habe es in der Zeit, wo ſie die Majorität hatte,
nicht verſtanden oder verabſäumt, ſich die erforderliche Be
rechtigung in dieſer Beziehung zu ſichern. Nun ich
glaube, daß ein ſolcher Vorwurf ſchon darum grundlos
iſt, weil ich nicht weiß, worin unſere Berechtigungen
etwa geringer ſind, als die irgend eines anderen Parlaments, und
ich glaube nicht, daß etwas anderes als unſer Wille, und zwar in
allen Parlamenten, uns abgehalten hat, auswärtige Angelegen
heiten zur Sprache zu bringen, wo wir es für nöthig hielten. Ein
Vergleich mit den Delegätionen oder dem ungariſchen Parla
ment iſt gar nicht möglich. Wir haben keine Veranlafſſung, ſie um
jene Diskuſſton zu bewirken, denn ſie hatte dazu eine Veran
laſſung, weil eine Frage ſie beſchäftigte, die ihnen bis tief ins Land
hinein nun Allen ſchwere Noth machte, ſie aufs Aeußerſte zu be
unruhigen im Stande war, und ſie hatte Zweifel daran,
als die leitenden Staatsmänner bei ihnen ihre Politik
im Sinne der Jntereſſen der Nation in der Richtung,
die in jener Nation ſcharf ausgeprägt iſt, führten. Bei uns iſt in
beiden Beziehungen das Gegentheil der Fall, und ich glaube, daß
Niemand weniger Jntereſſe daran hat, zu einer weiteren Aufklä
rung g. drängen, als wir, und daß insbeſondere, ſo dankenswerth,
intereſſant, anregend und bedeutend die Erklärungen geweſen ſind,
die wir heut empfangen haben, ſie mir in Bezug auf meine
Stellungnahme zu der Vorlage, ſelbſt was die auswärtigen Ver
hältniſſe betrifft, nichts Neues hinzugefügt haben.

Die Begründung dieſer Vorlage ſelbſt liegt in den Nachweiſen,
die in ihren Motiven gegeben ſind; die Beziehungen zu den aus-
wärtigen Mächten ſind ja, wie wir es eben auch noch beſtätigen gehört
haben, nicht maßgebend geweſen und konnten nicht maßgebend ſein,
für dieſe Fordernug. Der ſcheinbare Widerſpruch aber zwiſchen der
Art, wie die Forderung durchgeſetzt werden ſoll und ihrem Jnhalt,
ſchwindet, wenn wir uns die Natur des leider bekannten Verhält
niſſes mit der franzöſiſchen Nation h und uns
erinnern, welche Veränderungen mit dem ganzen Kriegsweſen in
neuerer Zeit vorgegangen ſind. Ein immer größerer Theil
deſſen, was zur Vorbereitung und Einleitung des Ent-
ſcheidungskampfs nothwendig iſt, alles deſſen, was früher zum
Kriege ſelbſt gehörte, iſt jetzt in den ſogenannten Frieden verlegt,
und in dem rafſinirten Schachſpiel, welches da vor ſich geht, giebt
es mehr als einen Zug, der nicht auf die nächſten Züge berechnet
iſt, ſondern der erſt nach vielen Zwiſchenzügen zur
Geltung kommt; iſt er verſäumt, ſo kann das Ver
ſäumniß durch kein Kunſtſtück wieder gut gemacht werden.
Jch weiß wohl daß der Kampf zwiſchen zwei Völkern, wenn er
ausbrechen ſollte, der Kampf, an den wir denken, nicht durch ein
künſtliches Schachſpiel entſchieden wird, ſondern durch die Nach
haltigkeit der Kraft. Und wie groß auch in dieſer Beziehung unſer
Vertrauen zu uns ſelbſt ſein möge, es überhebt uns nicht der
Sorge, die Opfer an Gut und Blut möglichſt zu vermindern.

Faſfe ich das zuſammen, was uns für die geſtellte Fordernnz
an Gründen gegeben iſt, erwäge ich die Sorgfalt der Kriegsverwal-
tung, erinnere ich mich des Vertkrauens, das unſere Armeeleitung
und die Leitung unſerer auswärtigen Angelegenheiten uns gegen-
über beanſpruchen darf, dann kann ich nur mit der Bitte ſchließen
Laſſen Sie die Klauſeln und Bedenken fallen; um der Sache willen
nehmen Sie die Vorlage, wie ſie gegeben iſt, unverändert an!
(Lebhafter Beifall rechts und bei den Nationalliberalen.)

Reichskanzler Fürſt Bismarck: Jch muß auf einen Punkt
nochmals zurückkommen, den ich vorhin überſehen habe. Was
ich ſagte, iſt ſo aufgefaßt worden, als ob ich nur von
einen Kriege ſpräche, den etwa eine franzöſiſche Regierung
unternähme die ſicher zu ſein glaubte, mit ihrer Heeres
rüſtung der unſrigen überlegen zu ſein. Jch habe aber
auch den anderen Fall erwähnt, bei dem ich eine ſolche Sicherheit
gar nicht erwähnen wollte und erwähnt habe. Jch nehme in der
Beziehung den Standpunkt ein, daß man auf alles gerüſtet ſein
ſolle. Jch denke da an Unternehmungen nach außen hin, die als
Sicherheitsventil im Jnnern angeregt werden. Es wäre das
namentlich dann möglich, wenn in Frankreich ein Regierungs
mann herrſchte ich will noch gar nicht ſagen eine
Militärdiktatur, aber doch eine Regierung die ſich
ſagte: Jch weiß nicht, wenn wir lediglich im Jnneren
Kämpfe haben, ob wir an der Regierung bleiven; wenn
es uns aber gelingt, einen auswärtigen Krieg zu entzünden, ſo habenwir immer noch die Chance, daß wir uns halten wenn wir ſiegen.

Es iſt nicht ſo ſchwierig, den franzöſiſchen Patriotismus zu entzünden.
Jn Frankreich iſt eine Redensart wie: „Direyer Regierung keinen
Groſchen“, wenn der Feind an der Grenze ſteht, abſolut unmöglich.
(Sehr richtig! rechts.) Das verſteht ſich da ganz von ſelbſt und
alle, die Sozialdemokraten eingeſchloſſen, ſtehen zuſammen, wenn
das Vaterland in Gefahr iſt. Ruf bei den Sozialdemokraten
Wir auch!)) Daß ſo etwas vorkommen kann, dafuür liegt uns ja
ein Beiſpiel vor; und wenn Napoleon III. dies verſuchte durch den

e 1870 gegen uns, den er aus auswärtigen Gründen in
einer Weiſe unternahm, ſondern weil er glaubte, dadurch ſeine Regierung

im Lande halten zu können, warum ſollte Bonlanger, wenn er am
Ruder iſt, es nicht verſuchen? Jch will ihn gar nicht beſchuldigen;
ich würde immer annehmen was ich von jedem franzöſiſchen
Offizier vorausſetze und natürlich auch vom deutſchen daß er
re ndr ſeinem Vaterlandebeſſer zu dienen, als wenn eres unter
äßt. Jch will alſo keinen Vorwurf machen, aber ich meine, da

wir uns ſelbſt auf den Fall einzurichten haben, auch wenn Frank-
reich uns nicht überlegen zu ſein glaubt, ob eine Regierung ſich
nicht durch einen Krieg halten zu können glaubt. Napoleon hat
das Pult und eine Militärdiktatur könnte es gewiß r

ann möchte ich auf eine Frage erwidern, die der Vorredner
ſich zwar nicht augeeignet, aber doch geſtellt hat: warum eigentlich
das Ende des Septennats nicht abgewartet worden iſt? Nun,
das Septennat an ſich hat für unſere Sicherung für eine Zukunft,
die wir möglichſt fern wünſchen, noch keine Bedeutung. Aber eins
glauben wir jetzt ſchon thun zu müſſen und glauben es zum
1. April 1887 in Ausſicht nehmen zu können: das iſt die Ver-
ſtärkung unſerer Greuzbewachungen, die Beſetzung der Vogeſen und
der Schwarzwaldpäſſe. Die wünſchen wir möglichſt ſchon
n 1. April dieſes Jahres in Wirkſamkeit treten zu laſſen. Das
önnen wir budgetmäßig nicht, wenn wir nicht Jhre Bewilligung

haben. Die Mittel dafür, um ſo viel mehr Urlauber einzuziehen,
haben wir nicht. Wenn die Auflöſung dazwiſchen träte und einige
Zeit vergehen würde, ſo würden die gen vielleicht ſich
enöthigt ſehen, von den Möglichkeiten, die ihr das
Kilitärgeſetz bietet momentan bei einer Befürchtungvon Gefahr Gebrauch zu machen. Jch habe ſchon vorher geſagt,

der Ausbruch des Krieges kann 10 Jahre dauern, aber auch
10 Tage. (Hört! hört) Wenn er nun in 10 Wochen eintreten
ſollte? Und ſelbſt wenn wir mit dieſem Reichstage das für die
Sicherheit Deutſchlands Nöthige nicht erreichen ſollten, würden wir
doch gewiſſe Vorkehrungen treffen müſſen wenn z unſere
Ueberzeugung das jetzige friedliche Miniſterium in Frankreich eher ab
treten ſollte, als wir glauben. Wir wünſchen ihm eine möglichſt
lange Dauer!

Sie können mir darauf vielleicht mit einigem Rechte erwidern:
wenn eine ſo wichtige Frage vorliegt, wo die Sicherheit des Reiches
auf dem Spiele ſteht, dann hätte man die Bevölkerung früher darauf
vorbereiten müſſen. Wir hätten es vielleicht auch gethan, aber wir
hatten immer noch die Hoffnung, daß es uns gelingen würde, die
Stimmung in Frankreich zu beſänftigen. ber nachdem wir
16 Jahre uns vergeblich bemüht haben, die Revanche zu beruhigen,
und abgewartet haben, ob nicht endlich eine Regierung den Muth
hat, den status quo, den Beſitzſtand, in dem wir uns jetzt befinden,
als dauernd zu agcceptiren, haben wir uns ſchließlich ſagen müſſen,
um wieder mit eteſpeare zu reden, daß love's labours
ost, daß unſere Liebesmüh umſonſt geweſen ſei. Wir haben uns

lieber zurückbehalten; und wenn ſie nicht nothwendig geweſen, Ku
die Zuſtimmung des Reichstags zu gewinnen, wäre es mir lieber
geweſen. Jch weiß auch nicht, ob ich ſie gewinnen werde. Sie hätten
vielleicht verlangen können, wirhätten früher auflöſen ſollen, ad hoc, für
dieſe Frage, damit die Wähler wiſſen, bei den Neuwahlen handelt
es ſich darum, ob die Sicherheit gegen auswärtige Angriffe in
Deutſchland verſtärkt werden ſoll oder nur die gegenwärtige ſein
ſoll. Das iſt ganz richtig; man muß für ſo wichtige Fragen direkt
auflöſen. Wir ſind überhaupt in Deutſchland zu ängſtlich mit der
Auflöſung. (Heiterkeit rechts.) Jn England löſt jedes Miniſterium
auf, wenn es denkt, dadurch ein ihm günſtigeres Parlament zu er
reichen. Aber unterblieben iſt die Auflöſung bei uns hauptſächlich
deshalb, weil wir gar nicht darauf gefaßt waren, daß dieſe beweg
lichen Fordernngen überhanpt auf Widerſtand ſtoßen würden.
Hätten wir das mit einiger Sicherheit wiſſen können, ſo hätten
wir allerdings mehr Zeit gewonnen, wenn wir uns mit einer
kaiſerlichen Proklamation an das Volk gewandt hätten und
es auf die Bedenken der militäriſchen Autoritäten aufmerkſam ge-
macht und die Wähler klar vor die Frage geſtellt hätten „Wollt
Jhr, daß Deutſchland wehrfähiger gemacht werde, oder nicht
Das iſt nicht geſchehen, wird aber unzweifelhaft geſchehen müſſen,
wenn Sie uns das Nothwendige verweigern. (Beifall.)

Abg. Windthorſt Wenn wir uns nach ſolchen Worten wohl
fragen dürften, ob es ſich noch der Mühe lohnt, die Angelegenheit
weiter zu diskütiren oder ob wir nicht beſſer thäten, einfach über
die Anträge ab ehe und abzuwarten, was die verbündeten
Regierungen beſchließen, ſo müſſen wir jetzt die Dis-
kuſſion erſt recht gründlich führen, damit das Volk weiß,
worum es ſich haudelt. (Sehr wahr! im Centrum.) Die
Behauptung des Herrn Reichskanzlers, ich maßte mir
ein Urtheil an, wie es nur militäriſchen Antoritäten
zuſtehe, iſt ein abſoluter Jrrthum, der mir nur dadurch erklärlich
wird, daß der Herr Reichskanzler den Bericht der Kommiſſion zu
leſen bisher außer Stande geweſen iſt. (Heiterkeit.) Jch habe in
der Kommiſſion klar und beſtimmt geſagt und bleibe dabei: Jch
bewillige der Regiernug jeden Mann und jeden Groſchen!“ (Große
Heiterkeit rechts; Beifall im Centrum.) Ich meine, daß das eine
Anerkennung militäriſcher Autorität iſt, wie ſie vollendeter
nicht gedacht werden kann. (Heiterkeit.) Hätte ich in
der Kommiſſion die politiſchen Ausführungen gehört, diewir nun endlich ente hier vernommen ſo hätte
ich keinen Groſchen bewilligt, denn wir ſind ja mit Rußland und
Oeſterreich im tiefſten Frieden! (Lachen im Centrum.) Jch bekenne,
daß ich es für ein Meiſterſtück halte, wenn er die drei nordiſchen
Mächte zuſammenhält. Darin liegt allerdings eine Friedeusbürg-
ſchaft auch hinſichtlich Frankreichs. (Beifall rechts.) Wenn die
Franzoſen den Revanchegedanken auch noch nie aufgegeben haben,
ſo haben ſie doch ſeit 1870 ſo viel gelerut, daß ſie ohne Bundes-
genoſſen gegen uns nichts ausrichten. Der Herr Reichskanzler
hat dann gemeint der Seitenhieb war ja begreiflich es
beſtände auch der Wunſch, daß Hannover wieder hergeſtellt
werden möchte, wenn die Franzoſen als Sieger es verlangten.
Wenn das heißen ſoll, daß irgend ein Hannoveraner eriſtirt, der
mit Hilfe des Auslandes eine Wiederherſtellung Hannovers als
ſelbſtändiges Land begehrte, ſo ſage ich ihm, daß mir kein ſolcher
Hannoveraner bekannt iſt. (Beifall aus dem Centrum.) Der
Herr Reichskanzler hat ſich beſtimmter nicht ausgeſprochen.
Reichskanzler Fürſt Bismarck ruft: „Georg V. wünſchte es!“)

So heiß man die Wiederherſtellung auch wünſchen mag, aus den
Händen eines Fremden würde man die Selbſtändigkeit nicht an
nehmen. Jch zweifle nicht, daß es einmal einen Moment geben
wird wir können ja nicht hoffen, ihn zu erleben wo
im Gerechtigkeitsſinne die deutſchen Fürſten und Völker ſelbſt
die Wiederherſtellung verlangen. (Lachen rechts, lebhafter Beifall aus
dem Centrum.) Jch höre wohl, daß die Herren lachen, ich weiß
auch ſehr gut, warum, habe es auch erwartet, aber durch Jhr
Lachen werden Sie den Gang rin Gerechtigkeit niemals
hemmen. (Beifall im Centrum. Dies hätte der Herr Reichskanzler
unterlaſſen können, zu erwähnen. Herx Miniſter Graf Roon ſagte
1871, als der verſtorbene Lasker ähnliche Angriffe auf Perſonen
machte, wir müßten ſachlich verhandeln und derartige Jnſinnationen
unterlaſſen. Jch möchte, daß dieſe Worte des verſtorbenen greiſen
Marſchalls auch heute beachtet würden.

Nun iſt die große erdrückende Majorität des Reichstages bereit,
die volle Forderung zu genehmigen Widerſpruch rechts); das liegt
in dem Antrage der Centrumsfrakktion, für den ſie einmüthig ein
tritt, das liegt eventuell auch in dem Antrage v. Stauffenberg,
der, wenn der Hauptantrag abgelehnt wird, genan daſſelbe thut,
was wir thun wollen. Jn dem Moment, wo unſer Antrag abgelehnt
wird, werden wir dieſen einmüthig acceptiren. Daraus würde
folgen, daß die Regierung für ihre ganzen Fordernngen an Mann
ſchaften, Pferden 2c. alles Geld erhält. Die Differenz läge nur
darin, daß ſie 7 Jahre verlangt, wir drei geben wollen. Das heißt
nicht, daß nach 3 Jahren ein Stück der Armee beſeitigt werden
e ſondern nur, daß der Reichstag nach 3 Jahren in der Lage ſein
oll, auch ſeinerſeits zu prüfen, ob denn nicht irgend welche

Reduktion möglich ſei. Wenn dann die Verhältniſſe ſind, wie
heute, und wenn Marſchall Moltke und der Reichskanzler dieſelben
Erklärungen abgeben, dann glaube ich, wird es keinen deutſchen
Reichstag geben, der die Verläugerung ablehnt. (Beifall im
Centrum.) Daß der Reichstag einen gewiſſen Einfluß auf dieReduktion zu haben wünſcht, iſt doh natürlich, und, wenn

der Herr Reichskanzler die Abſicht hat, die Wähler zufragen, ob ſie die Wehrhaftigkeit des Vaterlandes wollen
oder nicht, ſo werden alle antworten: „ja!“ Aber, wenn
er ferner fragt und wenn er es verſänmen ſollte,
ſo werden wir fragen (Heiterkeit.) wollt Jhr denn Enren Ver-
tretern die Möglichkeit, Gelegenheit und den Nachdruck entziehen,
auf Reduktion zu dringen, wenn ſo viel nicht mehr nöthig iſt,
daun werden ſie gewiß ſagen: Nein! Solche Vertreter wollen wir
wieder haben! (Heiterkeit.) Daß, wenn eine Gefahr nicht mehr
droht, eine Reduktion da ſein muß, darüber kann Nie-
mand im Zweifel ſein. Jch weiß genan, wie die wirth
ſchaftlichen und ökonomiſchen Verhältniſſe unſeres Landes
darniederliegen, wie viele Menſchen in Noth und Elend
darben, wie ſehr durch eine Vermehrung der Armee um 41 000
Mann wieder eine ganze Reihe von Familien in die Lage kommen
wird, die kräftigſten Stützen ihrer Exiſtenz zu entbehren! Dann
halte ich mich für verpflichtet, alles aufzubieten, um die Laſten zu
verringern. Die preußiſche Verfaſſung hatte ja die jährliche Be
willigung und auch wir haben keineswegs feſtſtehende Perioden, ſondern
erſt 4, dann 3, darauf 7 re bewilligt. Die abſolute Richtigkeit der
einen oder anderen Zahl kann Niemand beweiſen, auch der Herr
Reichskanzler nicht; ſtatt eines Beweiſes iſt er ſehr hitzig geworden,
während er ſonſt ruhig war; das iſt in der Regel der Fall, wenndie Gründe ausgehen, (Heiterkeit.) 3 meine, daß jede Regierung ſich

am beſten ſteht, wenn jährlich bewilligt wird. Bei uns wären auch garkeine
Streitigkeiten entſtanden, wenn man dieſelben Ziffern beibehalten hätte,
nur die immer auf's Neue eintretende Beläſtigung der Perſouen und
der Steuerkraft hat den Streit hervorgerufen. Deshalb wiederhole
ich: wir ſtehen ganz einfach auf dem Standpunkt, daß wir be
willigen, was verlangt wird, nur auf 3 Jahre. Dieſer Gedanke
muß immer wiederholt werden ſonſt wird er durch
die Debatte verdunkelt. und die Leute glauben am
Ende, wir wollten das Vaterland wehrlos machen. Das Aus
land möge ja nicht glauben, daß etwa innere Streitigkeiten uns
uneinig nach außen machen könnten. Es hindert gar nichts bei
Annahme unſeres Antrages, daß die Armee am 1. April in voller
Stärke maſchirt, wie es der Generalſtab für nöthig hält. (Redner
ſpricht weiter.)
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18. Sitzung vom 11. Januar.
(Fortſetzung.)

Abg. Windthorſt (ſpricht weiter).
Der Herr Reichskanzler hat eigentlich

Frankreich geſprochen. Unſere Verhältniſſe zu demſelben
waren aber eigentlich ſeit dem Frieden von Frankfurt
immer dieſelben. Nun hat der Herr Reichskanzler 1880
geſagt, wenn das was damals in Frage ſtand gegeben wird,
dann ſind wir geſichert gegen Frankreich. Jn der Kommiſſion hat
man ſich dem gegenüber nicht anders zu helfen gewußt, als daß
man ſote die ruſſiſche Armee iſt um ſo und ſo viel vermehrt wor-
den. Nun, wenn Rußland jetzt in voller Stärke daſteht und die
Verhältniſſe ſo günſtig ſind, wie der Reichskanzler ſie darſtellt,
dann iſt für uns dieſer Verbündete ja ſehr wichtig. (Heiterkeit.)
Jch begreife in der That nicht, was ſeit 1880 geſchehen iſt, daß
das damals Bewilligte heute nicht mehr genügt. Ju
der Kommiſſion habe ich weſentlich nur unter dem Eindrucke der
Eventuglität, daß wir uns einmal gegen zwei Seiten zu vertheidigen
haben könnten, mich eutſchloſſen, ſo zu ſtimmen, wie ich es gethan
habe. Jch nehme trotzdem mein Votum nicht zurück, denn ich will
den Schein durchaus vermeiden, daß wir irgend etwas ver-
ſagt hätten, was von den Regierungen für nothwendig erachtetwird zu unſerer Vertheidigung. Jch Pun abſolut dieſes Beharren

auf den 7 Jahren nicht begreifen, obwohl ſonſt doch ziemlich ſicher
verlautet, daß große militäriſche Autoritäten gar nicht verſtehen,
warum, wenn die ganze Mannſchaft bewilligt wird, die Zeitdauer
ein Hinderniß ſein könnte für die Verſtändigung.

Es giebt aber doch eine Wolke in der Sache. Jch
vermeide es, näher darauf einzugehen weil ich viel
leicht etwas Jnopportunes ſagen könnte. Jch freue mich über
die Anſchauungen des Reichskanzlers bezüglich der Politik,
doch glaube ich, klappt es mit der Sache nicht überall; daß wir
abſolut gar keine Jntereſſen im Oriente haben ſollen, iſt
mir etwas ganz Neues. Jch bin in der Anſchauung auf-

daß allerdings Deutſchland ein weſentliches Jntereſſe
abe, daß in merkantiler und in anderer Hinſicht die deutſchen

Intereſſen im Orient nicht geſchädigt werden hier fallen dieſelben
nach meiner Ueberzeugung mit denen Oeſterreichs voll und ganz
zuſammen Beifall links und im Centrum), und ich werde nicht
begreifen, wie wir müßig zuſehen könnten, wenn andere Mächte z.B. Kon-

nur von

ſtantinopel und ihre unbedingte Herrſchaft in Bulgarien
herſtellten. (Beifall links und im Centrum.) Aber ich laſſe dies
bei Seite; das deutſche Parlament hat es ja nicht verſtaänden, ſich
er welchen Einfluß auf den Gang der auswärtigen Dinge zu
ſichern. (Beifall links; Widerſpruch und Lachen rechts.)

Die Regierung kann uns nun ja, bewilligen wir ihr nicht Alles,
auflöſen. Löſen Sie uns doch auf! Es iſt ja möglich, daß ſolche
Leute kommen, welche unbedingt thun, was der Herr Reichskanzler
will. Das deutſche Volk hat dazu ja ein Recht, ich kann es be
klagen, wenn es geſchieht, aber ich habe keine Urſache zu murren.
Dann aber kann ich ebenſo gut ſagen wozu alle dieſe Koſten für
den ganzen Apparat, wenn die ganze Maſchinerie nur dazu beſtimmt
iſt, um ſchließlich mit dem Kopfe zu nicken (Sehr gut! links und
im Centrum.)

Dann hat der verehrte Herr gemeint, daß er nach der Auf-
löſung im Stande wäre, dieſe oder jene Maßregel durchzuführen,
die noch nicht beſchloſſen iſt. Genan habe ich die Bezeichnung die-
ſer Maßregel nicht gehört. Jch möchte ſie gern näher
ſpezifizirt haben; dann würde ich ihm beweiſeu, daß die-
ſelbe wider die Verfaſſung und Geſetzgebung laufen müßte,
und da bin ich überzeugt, daß dann auch der Reichs-
kanzler von ſeinen Anſchauungen foſort zurücktreten würde. (Heiter-
keit.) Eine Wahlprognoſe im Falle der Auflöſung habe ich nicht
zu ſtellen; wir wiſſen ja, welche Maſchinerien da in Bewegung

eſetzt werden, und haben es auch bei den verunglückten Entrüſtungs-
achen erfahren. Jchempfinde tiefen Schmerz, daß die Regierung die Sache
an der Frage, ob 3 oder 7 Jahre bewilligt werden ſollen,ſcheitern lafſen
will, und zwar hauptſächlich deshalb, weil ſie nicht ſelbſt einſieht,
wie wichtig es iſt, vor dem Auslande eine Scene wie die Auflöſung
zu vermeiden. Jch wiederhole nochmals, damit im Auslande kein
Zweifel beſteht, dieſe Frage hat mit der Wehrkraft nach
außen nichts zu thun. Sie liegt auf dem Felde derinneren Entwickelung. Wir machen ſie in unſerm Hauſe. Das

Ausland wird, wenn es ſich darum handelt, ſehen, daß es in
Deutſchland keine Parteien giebt, ſobald es ſich um die Ver-
theidigung des Vaterlandes handelt. Uneinigkeit gegenüber dem
Feinde giebt es in Deutſchland nicht, wenn es ſelbſt Leute geben
ſollte in hoher Stellung, die in perſönlicher Gereiztheit ſolche
Parteien zu konſtruiren bemüht ſind. Jch bitte aber in erſter Linie den
Reichskanzler, der ſo oft ſeine Mäßigung bewieſen hat, nochmals
zu überlegen, ob es wohlgethan iſt, die Bewilligung des Ganzen
an die Zeitfrage zu knüpfen. Jch wiederhole: wir bewilligen jeden
Mann und jeden Groſchen! (Stürmiſche Heiterkeit.) Jch wieder
hole es immer fort. Jn der preußiſchen Verfaſſung kannten wir
die einjährige Bewilligung, hier gab es erſt eine vierjährige und
dann eine dreijährige. Jn Oeſterreich und England geſchieht es auch
alljährlich. Wir hoffen, Jhnen mit der That beweiſen zu können,
daß die Regierung mit einem einjährigrn Militärbudget die beſte
Sicherung für die Armee hat, denn dadurch wird ſie der parlamen-
tariſchen Diskuſſion entzogen. (Beifall im Centrum.)

Reichskanzler Fürſt Bismarck: Die ganzen Ausführungen
des Herrn Vorredners haben doch eigentlich eine Tragweite
blos wenn angenommen wird, daß der Herr Ab-
geordnete Windthorſt in Beurtheilung der militäriſchen
Fragen, wie man zu ſagen pflegt, dem Grafen Moltke über iſt;
iſt dies der Fall, dann iſt das andere alles gut, was
er geſagt hat; wenn aber die militäriſchen Autoritäten
Recht haäben, ſo fällt ſeine ganze Beweisführung zuſammen.
Er hat ſodann geſagt, es würde ſich bei einem etwaigen Angriff
auf Deutſchland erweiſen, daß es keine Parteien gäbe. Es wäre

mir wahrhaftig viel lieber, wenn Sie ſchon heute dieſen Beweis
liefern wollten. (Beifall rechts.) Geben Sie uns doch den Beweis, daß
man in Fragen der Vertheidigung des Landes hier ebenſo einig iſt,
wie in Frankreich. Wenn ein ſolches Maß von Patriotismus bei
uns vorhanden wäre, dann würde erſt gar uicht eine derartige
Streitfrage, ob 3 oder 7 Jahre, auftauchen. Hier handelt es ſich
doch ars einfach um Prinzipienfragen, ob das deutſche Volk ein
kaiſerliches Heer haben will oder ein parlamentariſches. (Lebhafter
Beifall rechts, ſtürmiſcher Widerſpruch links und im Centrum.)
Die Majorität Windthorſt und Richter ſagt ganz einfach, wir
werden entſcheiden und darüber abſtimmen, ob die deutſche Armee
erhalten bleiben ſoll, wie ſie iſt, oder ob ſie modifizirt werden kann.
(Zuruf im Centrum: Marine!) Bei der Marine iſt es etwas anderes,
die hat von Anfang an den Abg. Rickert für ſich gehabt. (Lachen
rechts, Rufe: Sehr gut) Der Herr hat früher den General
von Stoſch als Chef der Marine ſtets unterſtützt wenn
der Kriegsminiſter ebenſo unterſtützt wurde, dann hätten wir auch
bezüglich der Landarmee ein größeres Vertrauen haben können.
Unſer Vertrauen hat aber allmälig abgenommen und erhielt den
ſchwerſten Stoß, als wir es erlebten, daß ſich eine polniſche Majo-
rität gegen die deutſchen Jntereſſen bildete. (Lebhafte Unter
brechung links.) Da habe ich die Hoffnung aufgegeben, mit Jhnen
zu einem gedeihlichen Ziele zu kommen, da hätten wir auflöſen
ſollen, dann wäre es zu dieſem Bulgarismus gar nicht gekommen.

Der Abgeordnete hat geſagt, wir verlangten die Auflöſung blos
in der Erwarkung, daß Männer gewählt werden ſollen, die alles
acceptiren und unterſchreiben, was der Reichskanzler will. Das iſt
doch einfach eine Uebertreibung, die ich auf Seiten des Herrn Ab-
geordneten in ſeinen Jahren kaum noch für möglich gehalten hätte.
(Heiterkeit.) Es kommt uns nur darauf an, Lente gewählt zu ſehen,
die mit demſelben Patriotismus, mit derſelben Zurückſtellung der
Parteiintereffen für unſere Wehrhaftigkeit ſtimmen, wie dies in
allen anderen Ländern, mit alleiniger Ausnahme von Deutſchland,
der Fall iſt. (Lebhafter Beifall rechts. Energiſcher Widerſpruch links
und im Centrum.) Die Nörgelei gegenüber Forderungen der Regierung,
welche ſie für die Sicherheit des Landes gemacht hat, iſt nur dem Deutſchen
eigenthümlich. Die politiſchen Wege ſind doch nicht ſo, wenn man
ſich im freien Felde zu Fuß begegnet, wo einer dem anderen einfach
answeicht; da iſt das letztere zuweilen einfach unmöglich.
Der Herr Abgeordnete hätte gewünſcht, daß die deutſche Politik
ganz und voll mit Oeſterreich ginge, und er hat als Beiſpiel be-
nutzt, daß wir in der orientaliſchen Frage mehr als bisher uns an
Oeſterreich halten müßten. Unſere Beziehnugen zu Oeſterreich
bernhen auf dem ehrlichen Bewußtſein, daß für einen
Jeden von uns die Exiſtenz des Anderen eine Nothwendigkeit
im Jutereſſe des europäiſchen Gleichgewichts iſt; ſie bernhen
nicht auf der Grundlage, daß ſich eine der beiden Nationen und
ihre ganze Macht und Politik vollſtändig in den Dienſt der andern
ſtellen kann. Es giebt ſpezifiſch öſterreichiſche Jntereſſen, für die
wir unſere Kräfte nicht einſetzen können und umgekehrt. Oeſterreich
hat das Jnutereſſe, daß Deutſchland als ſolches, als Großmacht
erhalten bleibt, und wir haben daſſelbe Jutereſſe in Bezug
auf Oeſterreich. Wir können uns ſeine Einzelintereſſen nicht
aneignen und machen keine Anſprüche darauf daß es ſich
in unſere Händel mit Frankreich oder in Lumpereien, wie
die der Karolineninſeln mit Spanien, einmiſche. Geiterkeit.)
Was Oeſterreich im Orient für Jntereſſen hat, wird es allein zu
beurtheilen haben, und wenn einmal Herr Windthorſt mein Nach-
folger ſein wird (Heiterkeit), dann wird er dieſe Stellung
auch begreifen. Glauben Sie doch, daß man in ſolchen
Dingen vorſichtig ſein muß. Man kann doch nicht ſagen: wir wollen
einmal hier ein Paar Menſchen opfern. Wenn man einmal eine
Politik falſch ſo zu ſagen inſtradirt hat, dann kann man nicht auf
jeder Station umkehren. Wenn einmal das Mißtrauen in die
Politik erwacht iſt, ſo iſt es ſchwer, daſſelbe wieder zu
unterdrücken. Die Politik zweier großer Staaten neben
einander kann man vergleichen mit der Lage zweier
Reiſenden in einem wüſten Walde. Keiner traut dem andern.
Wenn der eine die Hand in die Taſche ſteckt, dann ſpannt der
andere ſchon den Hahn, und wenn der eine den Hahn knacken hört,
ſo ſchießt der andere los. Man muß Verſtimmung und Mißtrauen
ſehr ſorgfältig vermeiden.

Der Abgeordnete hat dann von einem Bündniß mit Rußland
gegen Frankreich geſprochen. Er hat wenigſtens Andeutnungen
darüber gemacht. Wenn er geheime Nachrichten hat, daß Rußland
mit uns ein Bündniß abſchließen will, dann wäre es beſſer, mir
das mitzutheilen, als hier auf dieſe Weiſe eine ſolche Nachricht in
die Oeffentlichkeit zu lanciren. Jch habe geſtern die Ehre gehabt,
mit dem ruſſiſchen Botſchafter zu Mittag zu eſſen. Da
hat er mir nichts davon geſagt. (Große Heiterkeit.)
Wir haben überhaupt auf keinen Freundesgenoſſen zu rechnen,
wenn wir gegen Frankreich kämpfen; der Herr Abgeordnete hat
ferner über unſere Verhältniſſe zu Frankreich ſeit 1880 geſprochen
und gemeint, es habe ſich nichts geändert. Da iſt er ſehr im Jrr-
thum. Die franzöſiſche Armee iſt doch erheblich ſeitdem gewachſen
und wir ſind nicht die Leute, die gleich auf den erſten
Eindruck, daß ein paar Bataillone mehr formirt ſind, an den
Reichstag gehen und eine weitere Vermehrung fordern. Unſerer-
ſeits hat niemals die Abſicht beſtanden, Frankreich zu bennruhigen.
Auch 1875 war es eine eleunde Lüge, derartiges zu behaupten. Die
franzöſiſche Armee iſt doch wahrhaftig ſeitdem eine ganz andere ge-
worden, und wenn die Frage nicht ſo leicht zu beurtheilen iſt, ſo
iſt das Urtheil der militäriſchen Autoritäten, wie des Gra-
fen Moltke, dem des Herrn Abgeordneten voranzuſtellen.
Für den Fall, daß das Reſultat dieſer Verhandlungen die Fran-
zoſen ermuthigt, weiſe ich den Herren Windthorſt und Richter
einen erheblichen Theil der Verantwortlichkeit eines Krieges zu.
(Beifall rechts Widerſpruch links und im Centrum.)

Der Herr Abgeordnete hat ferner Bezug genommen auf die
ſchwere finanzielle Lage unſeres Landes und Volkes. Die Statiſtik
der Sparkaſſen in Deutſchland und die Steigerung derſelben ſeit
1878, alſo ſeit der Zeit, daß die jetzige Geſetzgebung über den Schutz

der inneren Arbeit ſtattfindet, erweiſt dies nicht. Jch habe mir
darüber einige Angaben machen laſſen und daraus die Ueberzeugung
gewonnen, daß es ſo ganz ſchlecht mit den Verhältniſſen nicht ſtehen
kann. Es handelt ſich hier um die Sparpfennige derweniger Bemittelten; der Reichere legt ſeine Erſparuiſſe in
Papier an, möglichſt in fremdartigen, auch in ruſſiſchen,

1200 Millionen Rubel ſind ei uns in ruſſiſchen
Zapieren im letzten Jahrzehnt allein inveſtirt worden.

Jn den Sparkaſſen legt im Allgemeinen der Arbeiter, der bürger-
liche Beſitzer und der Handwerker ſeine Erſparniſſe an. Seit 1878
haben ſich und Sie werden mir zugeben, daß ſich ein Rückſchritt
und größerer Nothſtand nicht nachweiſen läßt 1878 betrug die
Geſammteinlage 1385 Millionen im preußiſchen Staate, und man
kann nach dem Verhältniß des preußiſchen Staats zum deutſchen
Reiche, das etwa 3 5 entſpricht, einen Schluß ziehen.
auf die Sparkaſſen Einlagen in Deutſchland. Denn im
Ganzen ſind die Provinzen des preußiſchen Staates
nicht unbedingt die wohlhaäbendſten im Dentſchen Reiche.
Es war alſo zu der Zeit, als der Schutz der inneren Arbeit erſt
begann. Es betragen heute die Spareinlagen 2 260 200 000 Mk.,
rund 2261 Millionen; es hat ſich alſo die Summe um 975 Millio-
nen, das iſt pro Kopf bis 85, in runder Summe um 80 Mk. ge-
ſteigert, ſo daß alſo jede Familie, durchſchnittlich zu 4
oder 5 Köpfen gerechnet, eine erkleckliche Summe zurück-
gelegt hat. Sie werden zugeben, daß die Behauptung über
die ſchwere finanzielle Lage des Volkes eine unrichtige iſt. Ju der
Preſſe und von den Gegnern der Regierung wird auch immer eine
derartige Behauptung aufgeſtellt, als ob in Deutſchland eine un-
richtige Geſetzgebung Veranlaſſung der Armuth ſei. Das iſt eine
Entſtellung und dreiſte Lüge.

Der Abgeordnete hat ferner gefragt, weshalb wir denn durch
aus 7 Jahre haben müſſen. Es wäre uns wirklich lieber geweſen,
wenn der Termin hätte länger ſein können, aber auf ein Aeternat
würde ich nicht eingegangen ſein, weil daſſelbe dem Kaiſer
in ſeinem Einfluß auf die Armee viel zu enge Grenzen zieht.
Wir haben einen längeren Termin nicht gewollt ans Achtung vor
den Beſtimmungen der Verfaſſung und des Artikels 60 derſelben
über den Einfluß, wie der Abg. Windthorſt ſagt, des Reichstages
auf dieſe Angelegenheit.

Bezüglich der Reduktion hat der Abg. Windhorſt geſagt: Sie
würden nur dann darauf drängen, wenn ein Mehr nicht nöthig ſei.
Sie wollen uns alſo, wenn Sie glanben, ungeachtet der gegen-
theiligen Ueberzeugung der Regierung, daß weniger nöthig ſei, dazu
nöthigen, weniger zu nehmen. Der Abgeordnete iſt ferner ent-
rüſtet geweſen darüber, daß wir am Septennat feſthalten.
Jch frage Sie, ſind Sie denn ſo lüſtern nach dem Krieg?
Jch ſtehe für nichts, das kann ich aber ſagen, ſo lange ich lebe,
wird man einen Fels im Meer gegen alle friedensſtörenden Be
mühungen finden. (Beifall.) Er hat ſodann meine Andeutnungen
in Bezug auf die Möglichkeit der Wiederherſtellung Hannovers eine
unberechtigte genannt. Sie iſt dies doch nicht ſo. Gedenken Sie
doch noch der welfiſchen Legion; ſie hat ja Jahr und Tag in Frank-
reich garniſonirt und auf den Moment des Losſchlagens gewarket.
Es haben mir authentiſche Briefe des Königs von Hannover vor-
gelegen; in dieſen ſteht ausdrücklich, daß er buf eine Wiederher-
ſtellung Hannovers hoffe. Ein Zeugniß dafür, daß ſolche Ge-
ſinnungen ſich geändert hätten, haben Sie mir nicht abgelegt. Die
Stärke der franzöſiſchen Armee hat der Abg. Windthorſt wieder-
holt unterſchätzt. Das lengue ich nicht, in der Beredſamkeit iſt
der Vorredner jedenfalls den Franzoſen überlegen. (Heiterkeit.)
Aber der Abg. Windthorſt glaubt ja auch hier die Sache beſſer zu
wiſſen. Er hat dann ferner ſich noch darauf berufen, daß in der
Kommiſſionsberathung politiſche Mittheilungen meinerſeits nicht
gemacht worden ſind. Jch mit meinem Alter kann daran nicht
kheilnehmen, und ich halte es auch nicht für angezeigt, mich darauf
einzulaſſen. Die Kommiſſion iſt eigentlich nur die Marter-
kammer der Regierungs Kommiffare. Heiterkeit rechts) in
welcher alles Mögliche verſucht wird, was man ihnen
abzwacken könne. Die Kommiſſion hat gar keine Vollmacht,
Bindendes abzumachen Alles, was dort verhandelt iſt, ſchwebt mit
dem Moment des Schluſſes der Kommiſſionsverhandlungen in der
Luft. Aber Alles, was die Regierungskommiſſare in der
Kommiſſion ſagen, wird genau beachtet, und dann kommen
Sie hierher und verſichern, Sie ſeien geneigt, jeden
Mann und jeden Groſchen zu bewilligen. Die in
der Kommiſſion gemachten Verſprechungen verſchwinden
im Plenum, denn an dieſelben iſt Niemand gebunden. Deshalb iſt
die Kommiſſion ein ſo ungünſtiger Kampfplatz für die Regierung,
wo ernſthafte und ſchwere Jntereſſen, bei denen es ſozuſagen
um Kopf und Kragen gehk, niemals verhandelt werden können.
Es iſt ungerecht, Jemand erſt zu verpflichten, um
dann aus ihm allerhand herauszupreſſen. Jhre Ge-
ſchäftsordnung hat ja für uns gar keine Bedeutung.

Jch habe in der Kolonialangelegenheit einmal eine Ausnahme
gemacht, aber exceptio firmat regulam; in einer Kommiſſion, wo
es ſich um ein bündiges Abkommen in keiner Weiſe handeln kann,
zu erſcheinen, halte ich in keiner Weiſe für erſprießlich und hatte
keine Veranlaſſung. (Beifall.)

Hierauf wird ein Vertagungsantrag angenommen.
Abg. Windthorfſt behält ſich ein eventuelles Eingehen auf die

Worte des Vorredners bezüglich Hannovers für den Fall, daß er
in der ferneren Debatte noch zu Worte kommen ſollte, vor.

Nächſte Sitzung: Mittwoch 12 Uhr. (Fortſetzung der Be
rathung.) Schluß 5 Uhr.

Verlag der Aktiengeſellſchaft Halliſche Zeitung.
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